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Viel Spaß beim Lesen!

WEISSENSEER WEG
1/25

Bebauungsplan 11-168

Ein Bebauungsplan wird für die Fläche im Ortsteil 
Fennpfuhl zwischen der Kleingartenanlage „Langes 
Höhe“ und der Kreuzung Weißenseer Weg / Konrad-
Wolf-Straße wird aufgestellt.

In dieser Zeitung werden Sie über das Planverfahren 
informiert, um sich bei der Öffentlichkeitsbeteiligung  
im Januar/Februar 2025 einbringen zu können.

Ausgabe III

Januar 2025

Termine 
 
Formelle Öffentlichkeitsbeteiligung  
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB

vom 20.01.25 bis 19.02.25 
 
-> www.berlin.de/sen/stadtentwicklung/planung/
bebauungsplanverfahren/bebauungsplanverfahren-der-
senatsverwaltung/oeffentliche-auslegung/

vom Wachsen und Werden 

Blick auf den Geltungsbereich des Bebauungsplans aus der Vogelperspektive

-> online beteiligen

© Dirk Laubner / SenStadt 2024

Wie könnte es hier 
zukünftig aussehen?

http://www.berlin.de/sen/stadtentwicklung/planung/bebauungsplanverfahren/bebauungsplanverfahren-der-senatsverwaltung/oeffentliche-auslegung/
http://www.berlin.de/sen/stadtentwicklung/planung/bebauungsplanverfahren/bebauungsplanverfahren-der-senatsverwaltung/oeffentliche-auslegung/
http://www.berlin.de/sen/stadtentwicklung/planung/bebauungsplanverfahren/bebauungsplanverfahren-der-senatsverwaltung/oeffentliche-auslegung/
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VORWORT 

Christian Gaebler, SPD 
Senator für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen 

Liebe Bürgerinnen und Bürger,

Wohnungsneubau ist und bleibt ein wichtiges Thema in 
unserer Stadt. In diesem Zusammenhang ist es wichtig, 
auch die erforderliche soziale Infrastruktur zu schaf-
fen. Ich freue mich, dass wir für den Standort des ehe-
maligen Busabstellplatzes der BVG an der Kreuzung 
Hohenschönhauser Straße/Weißenseer Weg und der 
angrenzenden Flächen einen wesentlichen Schritt zur 
Schaffung des erforderlichen Planungsrechtes gehen 
können. In den kommenden Jahren wird hier ein neues 
Zuhause für Berlinerinnen und Berliner entstehen. Ge-
meinsam mit den Grundstückseigentümern und den 
Verantwortlichen im Bezirk wollen wir attraktive Woh-
nungen und gewerbliche Nutzungen in einem Ensem-
ble mit einer hohen städtebaulichen Qualität schaffen. 
Die bisherigen Parkplätze entfallen allerdings zuguns-
ten des Wohnungsbaus.

Auch der Neubau einer dreizügigen Grundschule wird 
planungsrechtlich gesichert. Die Lage neben den 
Sportflächen orientiert sich dabei an dem, was von 
den Berlinerinnen und Berliner als bevorzugte Lösung 
im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung 
genannt wurde. Das Großspielfeld ist bereits saniert, 
die Tennisanlage wird ebenfalls für die Zukunft abge-
sichert. Die für den Wohnungsneubau erforderlichen 
Stellplätze sollen in einer Quartiersgarage bzw. einer 
Tiefgarage untergebracht werden. So bleibt nutzbare 
oberirdische Fläche frei und kann vielseitig und ab-
wechslungsreich gestaltet werden. Einige beispielhafte 
Darstellungen der zukünftigen Gestaltung des Quar-
tiers sind auf den folgenden Seiten dargestellt.

Über die vielfältigen Ziele, die wir mit dem Bebauungs-
planverfahren verfolgen, wurde in zwei Ideenwerkstät-
ten mit der interessierten Öffentlichkeit diskutiert. Die 
dort vorgetragenen Argumente wurden gesammelt 
und sind in die Abwägung eingeflossen. Aufgrund wi-
derstreitender Auffassungen und Belange kann dabei 
nicht immer allen Wünschen und Vorschlägen ent-
sprochen werden. Hierfür bitte ich um Verständnis. Ich 
kann Ihnen jedoch versichern, dass alle vorgetragenen 
Argumente gelesen, zusammengestellt und gewichtet 
wurden. Auf dieser Basis wird das Abgeordnetenhaus 
von Berlin eine Abwägungsentscheidung treffen. 

Wir haben in dieser Zeitung wesentliche Informationen 
zum Verfahren, den Fachuntersuchungen und den vor-
gesehenen Festsetzungen zusammengestellt. Auf den 
Seiten 14-15 können Sie nachvollziehen, wie sich die 
Planungen im Ergebnis der frühzeitigen Öffentlichkeits-
beteiligung weiterentwickelt haben.

An dieser Stelle möchte ich allen Bürgerinnen und Bür-
ger für ihr Interesse, Teilnahme und Engagement be-
danken. 

Ich wünsche Ihnen eine interessante Lektüre.

Christian Gaebler

Berlin, Januar 2025

© SenStadt / Andreas Labes
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VORWORT 

Martin Schaefer, CDU 
Bezirksbürgermeister Berlin-Lichtenberg

Liebe Bürgerinnen und Bürger,

ich freue mich sehr, Ihnen in dieser Ausgabe einen 
aktuellen Einblick in das Bauvorhaben in Lichtenberg 
geben zu können. Unser Bezirk steht vor spannenden 
Entwicklungen und wir sind stolz darauf, diese mit ei-
nem besonderen Augenmerk auf Nachhaltigkeit und 
Umweltbewusstsein zu gestalten.

Ein besonders hervorzuhebendes Projekt ist die Neu-
bebauung an der Hohenschönhauser Straße und dem 
Weißenseer Weg. Auf dem ehemaligen Busabstellplatz 
der BVG und angrenzenden städtischen Flächen ent-
steht hier ein neues Quartier. Es wird nicht nur dringend 
benötigten Wohnraum bieten, sondern auch eine neue 
Grundschule und eine Quartiersgarage.

Was dieses Bauprojekt besonders auszeichnet, ist 
unser klares Bekenntnis zum Klimaschutz und Klima-
anpassung. Das Land Berlin baut bewusst auf bereits 
versiegelten Flächen und vermeidet so, Grünflächen zu 
verlieren. Dieser Ansatz ist uns wichtig, denn die Be-
wahrung unserer natürlichen Erholungsräume und der 
Schutz unserer Umwelt haben für uns oberste Priorität. 
Wir möchten, dass auch zukünftige Generationen in 
einem lebenswerten Lichtenberg aufwachsen können.

Die Planungen gehen weit über die Schaffung von 
Wohnraum hinaus. Es ist uns ein Anliegen, attraktive 
Lebensräume zu gestalten, die soziale Interaktion zu 
fördern und das Miteinander zu stärken. Die neue Infra-
struktur wird so angelegt, dass sie nicht nur funktional 
ist, sondern auch Orte der Begegnung und des Aus-
tauschs schafft. Diese Plätze sind entscheidend für das 
soziale Miteinander und die Lebensqualität in unserem 
Bezirk.

Mir ist es besonders wichtig, dass Sie, liebe Bürgerin-
nen und Bürger, an diesen Entwicklungen teilhaben. 
Ihre Meinung ist uns wichtig. Zwei Ideenwerkstätten ha-
ben bereits viele wertvolle Anregungen gebracht, die 
wir gerne weiterverfolgen. Lassen Sie uns diesen Dia-
log fortsetzen und gemeinsam an der Zukunft unseres 
Bezirks arbeiten.

Ich lade Sie herzlich ein, sich auf den folgenden Seiten 
über das aktuelle Projekt und die Planung zu informie-
ren und aktiv an der Gestaltung von Lichtenberg mit-
zuwirken. Gemeinsam können wir unseren Bezirk noch 
lebenswerter machen.

Mit freundlichen Grüßen,

Martin Schaefer

Berlin, Januar 2025

Vorwort

© BA Lichtenberg/ Krostitz
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-> kurz erklärt

Was ist eigentlich ein Bebauungsplan?

Ein Bebauungsplan (B-Plan) enthält rechtsver-
bindliche Festsetzungen für die städtebauliche 
Ordnung eines Grundstückes. Dadurch wird die 
Anordnung der künftigen Gebäude und Freiflä-
chen geregelt. Vereinfacht gesagt, regelt der 
B-Plan rechtsverbindlich, ob, was, und wie auf 
einem Grundstück gebaut werden darf. Auch die 
zukünftigen Nutzungen werden bestimmt. Fest-
gesetzt wird zum Beispiel, ob und in welchem 
Maß auf einem Grundstück gewohnt, gearbeitet 
und produziert werden darf. Der Bebauungsplan 
regelt beispielsweise auch, dass überhaupt kei-
ne Bebauung möglich ist, weil eine Grünfläche, 
ein Spielplatz, eine Straße oder ähnliches vor-
gesehen ist. Außerdem kann ein Bebauungsplan 
auch Aussagen darüber treffen, wie hoch neue 
Gebäude sein dürfen, welche Grundflächen sie 
haben können und welchen Umfang Freiflächen 
auf Baugrundstücken haben. 

Übrigens ergibt sich die Nummer des B-Plans 
(11-168) am Weißenseer Weg / Hohenschönhau-
ser Straße aus dem Bezirk Lichtenberg (Nr. 11) 
und der fortlaufenden Nummerierung der dort 
aufgestellten Planverfahren (Nr. 168).

Intro

WORUM GEHT‘S? 

Im Jahr 2019 wurde beschlossen, im Bezirk Lichtenberg im Ortsteil Fennpfuhl einen Bebauungsplan (B-Plan)
aufzustellen: Den B-Plan 11-168. Dieser Plan ist für die künftige Entwicklung des Quartiers von großer Bedeu-
tung.  Auf dem ehemaligen Busabstellplatz zwischen der Kleingartenanlage „Langes Höhe“ und der Kreuzung 
Weißenseer Weg / Hohenschönhauser Straße werden die planungsrechtlichen Grundlagen für ein neues Wohn-
quartier geschaffen. Das neue Quartier wird verkehrlich sehr gut angebunden sein und über 1.000 Berlinerin-
nen und Berlinern neuen Wohnraum bieten. Durch den B-Plan 11-168 werden zudem die Tennisflächen und das 
Vereinshaus der  Kleingartenanlage für die Zukunft gesichert sowie die stark versiegelte Fläche mit künftigen 
Grün- und Freizeitmöglichkeiten aufgewertet.

Ziele des B-Plans 11-168

In den letzten Jahren wuchs die Bevölkerung im Be-
zirk Lichtenberg stark. Bis 2030 wird ein stadtweiter 
Anstieg um fast zehn Prozent erwartet. Dies macht ra-
sches Handeln im Wohnungsbau notwendig, denn es 
mangelt vor allem an bezahlbarem Wohnraum. Die 
wenigen verfügbaren Flächen für Neubauten verschär-
fen das Problem. 

Mit der Aufstellung des B-Plans werden verschiedene 
Ziele verfolgt: Im Plangebiet sollen dringend  benö-
tigte Wohnungen, insbesondere für breite Schichten 
der Bevölkerung, und eine Grundschule entstehen. Die 
Tennisplätze und das Vereinsheim der Kleingartenan-
lage sollen gesichert werden. Der ruhende Verkehr und 
die Erschließung werden neu geordnet. Der laute Auto-
verkehr soll – so gut es geht – aus dem Gebiet her-
ausgehalten werden. Dafür soll eine Quartiersgarage 
sorgen, in der die Autos der Anwohnenden und Gäs-
te geparkt werden können. In den Innenhöfen können 
durch die Bündelung des ruhenden Verkehrs attrakti-
ve Grünflächen entstehen, die zum Verweilen einladen 
und allen Anwohnenden zugutekommen.

Im Rahmen des Beteiligungsprozesses zum B-Plan wer-
den die verschiedenen Ansprüche von Anwohnenden, 
Nutzerinnen und Nutzern der Fläche sowie städtischen 
Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträgern 
thematisiert und diskutiert, um die bestmögliche Lö-
sung für den Ort zu finden.

Die Fläche und der Ort

Der Bebauungsplan 11-168 liegt im nördlichsten Teil 
Fennpfuhls in Berlin-Lichtenberg, genauer gesagt zwi-
schen der Kleingartenanlage „Langes Höhe“ und der 
Kreuzung Hohenschönhauser Straße/Weißenseer Weg.

Der sogenannte Geltungsbereich, also der Bereich, 
für den der B-Plan zukünftig gelten wird, ist 6,3 Hekt-
ar groß. Das entspricht in etwa neun Fußballfeldern. 
Die Fläche, für die der Bebauungsplan 11-168 auf-
gestellt wird, befindet sich mehrheitlich im Besitz des 
Landes Berlin. Die Grundstücke des Plangebiets sind 
fast vollständig versiegelt und werden derzeit von An-
wohnenden und Sportvereinen unterschiedlich genutzt. 
Der ehemalige Busparkplatz der Berliner Verkehrsbe-
triebe wird als Parkplatz und als Veranstaltungsfläche 
genutzt. Mittlerweile wurde entlang des Weißenseer 
Wegs auf dem Grundstück eines privaten Eigentümers 
eine Wohnanlage errichtet. Im nordwestlichen Teil des 
Plangebets befinden sich der Tennisverein (SV Berliner 
Brauereien e.V.) mit seinen Außenplätzen und der in-
standgesetzte Sportplatz. Der Ort ist besonders durch 
seine Nähe zum Grünen auf der einen und den Ver-
kehrsachsen, Gewerbeeinheiten sowie den Wohnhoch-
häusern auf der anderen Seite geprägt. 

Die zwei lauten, vielbefahrenen Straßen Weißenseer 
Weg und Hohenschönhauser Straße sorgen für einen 
nicht unerheblichen Lärmpegel, welcher auch für die 
zukünftige Bebauung und Nutzungsverteilung sehr ent-
scheidend ist. 

In der ersten Ausgabe der Zeitung WEISSEN-
SEER WEG erfahren Sie, wie Bebauungspläne 
zu lesen sind. In der zweiten Ausgabe wurden 
die Ergebnisse aus der ersten Ideenwerkstatt, 
der Verfahrensstand, die städtebaulichen Ent-
würfe sowie Wissenswertes zu Freiräumen und 
Quartiersgaragen zusammengetragen. Die Aus-
gaben finden Sie online auf mein.berlin.de oder 
indem Sie diese QR-Codes scannen:

Luftbild mit Geltungsbereich des Bebauungsplans 11-168 © SenStadtAusgabe 1 Ausgabe 2
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GEMEINSAM PLANEN 

Bebauungsplanverfahren sind komplex. Es müssen sehr viele Interessen und Belange gegeneinander und untereinander abgewogen werden – so auch beim B-Plan 11-
168. Im Land Berlin ist ein Selbstverständnis gewachsen, dass sich eine gute Stadtentwicklung über das gemeinsame Planen und Diskutieren, also über die Partizipation, 
realisieren lässt.  Doch wann und wie können bzw. konnten sich Bürgerinnen und Bürger im B-Plan-Verfahren 11-168 einbringen?  An welchem Punkt steht das Verfahren 
mittlerweile? Welche Planungsschritte stehen noch aus?

Was ist bereits passiert?

Im September 2019 übernahm die Senatsverwaltung 
für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen (kurz: Sen-
Stadt) das Bebauungsplanverfahren 11-168. Zuvor 
hatte der Bezirk Lichtenberg die Einleitung des Bebau-
ungsplanverfahrens beschlossen. Das Berliner Pla-
nungsbüro AG.URBAN wurde 2020 von der Senats-
verwaltung beauftragt, die begleitende Beteiligung 
zum Bebauungsplanverfahren durchzuführen. Seither 
wurden verschiedene Schritte auf dem Weg zum fina-
len Bebauungsplan durchgeführt. Aufgrund der pan-
demiebedingten Entwicklung musste 2020 von einer 
ersten öffentlichen Informationsveranstaltung abge-
sehen werden. Als Ersatz für diese Veranstaltung wur-
de die Informationszeitung WEISSENSEER WEG ent-
worfen. Die erste Ausgabe erschien im Oktober 2020, 
die zweite im November 2021. Sie wurden im Quartier 
durch Postwurf und Auslage allen Anwohnenden und 
Interessierten zugänglich gemacht. Parallel zu den 
Zeitungen wurden alle Informationen auf einer Pro-
jekthomepage der SenStadt und einer Projektseite auf 
der Berliner Beteiligungsplattform mein.berlin.de der 
breiten Öffentlichkeit zur Verfügung gestellt. Zeitung, 
Projekthomepage und mein.berlin.de bilden seither 
die zentralen Informationsquellen.

Frühzeitige Beteiligung 

Nach dem förmlichen Aufstellungsbeschluss wur-
de das Planungskonzept unter der Einbeziehung der 
Betroffenen weiterentwickelt. Ziel dieses Verfahrens-
schritts war es, die Öffentlichkeit möglichst frühzeitig 
über die Ziele, Zwecke und die voraussichtlichen Aus-
wirkungen der Planungen zu informieren. Zur „Öffent-
lichkeit“ gehören Bürgerinnen und Bürger sowie Ver-
einigungen, Organisationen oder Gruppen. Dies gilt 
auch für Verbände des Umwelt- und Naturschutzes. 
Die frühzeitige Einbindung der Öffentlichkeit ist insbe-
sondere wichtig, um die Planungsinhalte zu konkreti-
sieren.  Die Öffentlichkeit wurde erstmals Ende 2020 
im formellen Verfahren beteiligt. In diesem frühen Sta-
dium sollte auf private und sonstige Betroffenheit auf-
merksam gemacht werden, die Einfluss auf die weitere 
Planung haben kann. Im Falle des B-Plans 11-168 ha-
ben sich zunächst mehrere Lösungen angeboten. Zu 
zwei Varianten wurden Meinungen der Öffentlichkeit 
erbeten, sodass eine Vorzugsvariante ermittelt werden 
konnte. Es wurde die Variante weiterverfolgt, bei der 
die Schule zwischen dem heutigen Parkplatz und den 
Tennisplätzen angeordnet ist. 

Neben der Öffentlichkeit wurden Behörden und die 
sogenannten Träger öffentlicher Belange (kurz: TöB) 
frühzeitig beteiligt.  Dazu gehören beispielsweise Lan-
des- und Fachbehörden, Unternehmen (u.a. Energie-
versorger, Wasserwerke, Entsorgungsfirmen), Träger 
von  Feuerwehr und Rettungsdienst und so weiter. Im 
ersten Schritt wurden diese TöB über die Planungsab-
sichten der SenStadt informiert. Die frühzeitige TöB-
Beteiligung zum Bebauungsplan-Vorentwurf fand im 
Jahr 2020 statt – noch bevor die Öffentlichkeit betei-
ligt wurde. Die Ergebnisse der frühzeitigen Öffentlich-

keitsbeteiligung wurden in die weitere Bearbeitung mit 
aufgenommen.

Zwei Ideenwerkstätten

Im Jahr 2021 wurde in zwei Ideenwerkstätten mit in-
teressierten Bürgerinnen und Bürgern über den Be-
bauungsplan 11-168 diskutiert. Themenschwerpunkte 
waren neben der zukünftigen städtebaulichen Form 
die Nutzungen in den Gebäuden und auf den Freiflä-
chen. Der Umgang mit den Parkplätzen spielte eben-
falls eine Rolle. Alle vorgebrachten Argumente wurden 
gesammelt und flossen in die Bearbeitung ein. Nach 
tiefergehender Betrachtung konnten viele, aber natür-
lich nicht alle Vorschläge und Hinweise berücksichtigt 
werden. Mehr dazu können Sie in dem kleinen Rück-
blick auf Seite 14 lesen. 

Fachuntersuchungen

Einen festen Bestandteil von Bebauungsplanverfahren 
bilden Fachuntersuchungen, die speziell für das Plan-
gebiet und die beabsichtigten Festsetzungen erstellt 
werden. Viele Faktoren wie Verkehr, Erschütterungen, 
Geruch, Artenschutz, Boden, Lärm und Regenentwäs-
serung müssen vor dem endgültigen Bebauungsplan 
tiefgehend analysiert werden, um etwaige Konflikte 
rechtzeitig zu erkennen. Die für das Plangebiet erfor-
derlichen Untersuchungen wurden überwiegend  im 
Oktober 2023 abgeschlossen. Die Durchführung der 
Fachuntersuchungen einschließlich der Berücksich-
tigung der Ergebnisse hatte Auswirkungen auf den 
weiteren zeitlichen Verlauf. Es wurde geprüft, welche 
Auswirkungen die Untersuchungsergebnisse auf die 
Abwägung der Belange sowie mögliche bzw. erforder-
liche Festsetzungen haben. 

Entscheidung zum Grundschulstandort 

Nach eingehender Prüfung und Abstimmung im Land 
Berlin zwischen den betroffenen Senatsverwaltungen 
und dem Bezirk Lichtenberg ist die Entscheidung zum 
Schulbau gefallen: Mit Blick auf die begrenzten zur 
Verfügung stehenden Flächen soll nun eine 3-zügige 
Schule als flächensparende 2-in-1-Grundschule ent-
stehen. Das Schulgebäude mit den Unterrichtsräumen 
und die Turnhalle sind bei diesem neuen Gebäudety-
pus übereinander angeordnet.  Mehr dazu erfahren Sie 
auf den Seiten 18-19. 

Beteiligung der TöB und Behörden

Im Februar und März 2024 fand die TöB-Beteiligung 
statt. Wie auch bei der frühzeitigen Beteiligung wurden 
Behörden und die Träger öffentlicher Belange aufge-
fordert, den Bebauungsplanentwurf zu prüfen, ob und 
inwieweit ihre Belange von der Planung berührt werden. 
Sie sollen sich dabei auf ihren Aufgabenbereich bezie-
hen. Die TöB haben zudem die Aufgabe, über von ihnen 
beabsichtigte oder bereits eingeleitete Planungen und 
sonstige Maßnahmen sowie deren zeitliche Abwicklung 
zu informieren, die für die städtebauliche Entwicklung 
und Ordnung des Gebiets bedeutsam sind.  

Was passiert als Nächstes?

Die Beteiligungsmöglichkeiten für Sie als Bürgerinnen 
und Bürger sind noch nicht vorbei: Der Bebauungs-
planentwurf wird auf der Beteiligungsseite der Senats-
verwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen 
(SenStadt) veröffentlicht. Ergänzend dazu kann der 
Planentwurf bei SenStadt vor Ort eingesehen werden. 
Sie haben die Möglichkeit, eine Stellungnahme zu 
übermitteln – bevorzugt auf elektronischem Wege. Sie 
haben damit im Rahmen der formellen Öffentlichkeits-
beteiligung letztmalig die Möglichkeit, sich zum Bebau-
ungsplanentwurf zu äußern und eine Stellungnahme 
abzugeben. Nicht fristgerecht abgegebene Stellung-
nahmen können unberücksichtigt bleiben! Mehr Infor-
mationen zu den Informations- und Beteiligungsmög-
lichkeiten wie auch zur Abgabe von Stellungnahmen 
finden Sie auf Seite 28 in dieser Zeitung. 

Ihre Stellungnahmen und Hinweise werden geprüft und 
anschließend abgewogen. Nach der Beteiligung und 
der Auswertung der eingegangenen Stellungnahmen 
seitens SenStadt wird der Bebauungsplanentwurf dem 
Abgeordnetenhaus von Berlin zur Zustimmung vorge-
legt. Die Bürgerinnen und Bürger erhalten nach Zustim-
mung des Abgeordnetenhauses zum Bebauungsplan-
entwurf  von SenStadt eine Rückmeldung. Nach dem 
Beschluss des Abgeordnetenhauses erlässt SenStadt 
eine Rechtsverordnung und veröffentlicht sie im Ge-
setz- und Verordnungsblatt von Berlin. Damit wird der 
Bebauungsplan rechtskräftig. Das Bebauungsplanver-
fahren wird voraussichtlich Mitte 2025 abgeschlossen 
sein. Danach starten in der Regel die Genehmigungs-
verfahren für Bauvorhaben auf Grundlage des neuen 
B-Plans.

-> übersichtlich erklärt

Wo stehen wir im Bebauungsplanverfahren?

Auf den Seiten 10 und 11 bekommen Sie einen 
Überblick über den Verfahrensstand beim B-
Plan 11-168. Einige Planungsschritte und Mei-
lensteine sind bereits abgeschlossen, jedoch 
stehen einige wichtige Beteiligungsschritte 
noch aus. 

->
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-II
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Gemarkungsgrenze

Bordkante

Ortsteilgrenze

Bezirksgrenze

Landesgrenze (Bundesland)
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z.B.
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Besonderer Nutzungszweck von Flächen
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Naturdenkmal                  
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Zeichenerklärung

Bebauungsplan 11-168
für eine Teilfläche zwischen der Kleingartenanlage „Langes Höhe",

Weißenseer Weg, Hohenschönhauser Straße,
Volkspark Prenzlauer Berg und Hauptstraße

 im Bezirk Lichtenberg,
Ortsteile Fennpfuhl und Alt-Hohenschönhausen

Planunterlage

G
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SO

Fläche für die Landwirtschaft
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z.B.

z.B.

Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes bestimmte luftverunreinigende Stoffe
nicht oder nur beschränkt verwendet werden dürfen

Umgrenzung der von der Bebauung freizuhaltenden Flächen

Erhaltungsbereich

D

OK

MUUrbanes Gebiet (§ 6a BauNVO)

Umfanges von Abweichungen

Die vorstehende Zeichenerklärung enthält gebräuchliche Planzeichen, auch soweit sie in diesem Bebauungsplan nicht verwendet werden.
Zugrunde gelegt sind die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes

vom 20. Dezember 2023 (BGBI. 2023 I Nr. 394) und die Planzeichenverordnung (PlanZV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58),
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802).

Aufgestellt: Berlin, den

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen
Abteilung II

Abteilungsleiter

Der Bebauungsplan wurde in der Zeit vom                           bis einschließlich                            im Internet veröffentlicht.
Das Abgeordnetenhaus von Berlin hat dem Bebauungsplan am                            zugestimmt.

Berlin, den         .          . 

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen
Abteilung II

Abteilungsleiter
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Berlin, den        .         .
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Textliche Festsetzungen
1. Art der baulichen Nutzung
1.1 Im urbanen Gebiet sind Einzelhandelsbetriebe im 1. Vollgeschoss nur

ausnahmsweise zulässig und oberhalb des 1. Vollgeschosses nicht zulässig.

1.2 Im urbanen Gebiet sind Betriebe des Beherbergungsgewerbes nur ausnahmsweise
zulässig.

1.3 Im allgemeinen Wohngebiet sind die Ausnahmen nach § 4 Abs. 3 Nr. 1 (Betriebe des
Beherbergungsgewerbes), Nr. 4 (Gartenbaubetriebe) und Nr. 5 (Tankstellen) der
Baunutzungsverordnung nicht zulässig.

1.4 Im allgemeinen Wohngebiet mit der Bezeichnung WA 1 und im urbanen Gebiet sind
insgesamt mindestens 4.000 m² der Geschossfläche für Studierende und
Auszubildende vorzusehen.

1.5 Im urbanen Gebiet sind die Ausnahmen nach § 6a Abs. 3 Nr. 1 (Vergnügungsstätten)
und Nr. 2 (Tankstellen) der Baunutzungsverordnung nicht zulässig.

1.6 Im urbanen Gebiet ist vom 1. bis einschließlich 6. Vollgeschoss entlang des
Weißenseer Wegs sowie der Hohenschönhauser Straße eine Wohnnutzung nicht
zulässig.

1.7 Im urbanen Gebiet sind oberhalb des 6. Vollgeschosses nur Wohnnutzungen zulässig.

1.8 Das sonstige Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ dient
vorwiegend der Anlage einer Quartiersgarage.
Zulässig sind:
- Garagengebäude, Mobilitätsstationen inkl. Car-Sharing und Fahrradstellplätze sowie
- Anlagen zur Versorgung mit Elektrizität, Wärme und Wasser sowie zur Ableitung

von Abwasser.
Ausnahmsweise können im 1. Vollgeschoss zugelassen werden:
- Schank- und Speisewirtschaften, Läden und sonstige Gewerbebetriebe, die das

Wohnen nicht wesentlich stören.

2. Maß der baulichen Nutzung

2.1 In den Baugebieten darf die zulässige Grundfläche durch die Flächen von Stellplätzen
mit ihren Zufahrten, Zufahrten zu Tiefgaragen, Nebenanlagen im Sinne des § 14
Baunutzungsverordnung und bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche,
durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird, im urbanen Gebiet bis zu einer
Grundfläche von 790 m², im allgemeinen Wohngebiet auf der Teilfläche WA 1 bis zu
einer Grundfläche von 10.050 m² und im allgemeinen Wohngebiet auf der Teilfläche
WA 2 bis zu einer Grundfläche von 4.175 m² überschritten werden.

2.2 Bei der Ermittlung der zulässigen Geschossfläche sind im allgemeinen Wohngebiet
und im urbanen Gebiet die Flächen von Aufenthaltsräumen in anderen als
Vollgeschossen einschließlich der dazugehörigen Treppenräume und einschließlich
ihrer Umfassungswände mitzurechnen.

2.3 Im allgemeinen Wohngebiet, dem urbanen Gebiet und dem Sondergebiet mit der
Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ können ausnahmsweise einzelne
Dachaufbauten wie Lüftungsanlagen und Aufzugsüberfahrten bis zu einer Höhe von
2,5 m oberhalb der festgesetzten Oberkante zugelassen werden, wenn sie
ausschließlich der Aufnahme technischer Einrichtungen dienen und mindestens 2,0 m
von der Baugrenze bzw. Baulinie zurückgesetzt sind.

2.4 Im allgemeinen Wohngebiet, dem urbanen Gebiet und dem Sondergebiet mit der
Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ können ausnahmsweise einzelne
Dachaufbauten wie Wärmepumpen einschließlich ihrer zugehörigen Einhausungen bis
zu einer Höhe von 3,5 m oberhalb der festgesetzten Oberkante zugelassen werden,
wenn sie ausschließlich der Aufnahme technischer Einrichtungen dienen und
mindestens 3,0 m von der Baugrenze bzw. Baulinie zurückgesetzt sind.

2.5 Im allgemeinen Wohngebiet, dem urbanen Gebiet und dem Sondergebiet mit der
Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ sind Dachaufbauten zur Nutzung erneuerbarer
Energien, wie Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie, die mindestens 2,0 m
von der Baugrenze bzw. der Baulinie zurücktreten bis zu einer Höhe von 2,5 m
oberhalb der festgesetzten Oberkante allgemein zulässig.

3. Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche

3.1 An die Baugrenzen darf zwischen den Punkten D17 und D1 bezogen auf die
zulässige Höhe der baulichen Anlagen unter Einschränkung der Tiefe der
Abstandsflächen nach der Bauordnung für Berlin herangebaut werden.

4. Weitere Arten der Nutzung

4.1 Im allgemeinen Wohngebiet und im urbanen Gebiet sind Stellplätze und Garagen
unzulässig. Dies gilt nicht für Tiefgaragen sowie für Stellplätze für schwer
Gehbehinderte, Rollstuhlnutzerinnen und Rollstuhlnutzer.

4.2 Im allgemeinen Wohngebiet dürfen nur Wohngebäude errichtet werden, bei denen ein
Anteil von mindestens 30 % der zulässigen Geschossfläche mit Mitteln der sozialen
Wohnraumförderung gefördert werden könnten. Ausnahmsweise können
Wohngebäude ohne förderungsfähige Wohnungen zugelassen werden, wenn der
nach Satz 1 erforderliche Mindestanteil in einem anderen Gebäude im allgemeinen
Wohngebiet zusätzlich erbracht wird.

4.3 In den Dauerkleingärten kann ein eingeschossiges Vereinshaus, das mit der
Zweckbestimmung im Einklang steht, zugelassen werden.

4.4 Auf der Fläche A1, A2, A3, A4, A5, A6, A7, A8, A1 innerhalb der Fläche für den
Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Schule und Sport“ sind nur
Schulfreiflächen, ungedeckte Sportanlagen mit ihren untergeordneten Nebenanlagen
sowie Sportfunktionsgebäude zulässig.

4.5 Die Geltungsbereichsgrenze zwischen den Punkten E1, E2 und E3 ist zugleich
Straßenbegrenzungslinie.

5. Immissionsschutz

5.1 Sofern im Geltungsbereich des Bebauungsplans Feuerungsanlagen für die Erzeugung
von Wärme betrieben werden, sind vorwiegend zum Schutz vor Feinstaub als
Brennstoffe nur Erdgas oder Heizöl EL schwefelarm zulässig. Die Verwendung
anderer Brennstoffe ist dann zulässig, wenn sichergestellt ist, dass die Massenströme
von Schwefeloxiden, Stickstoffoxiden und Staub bezogen auf den Energiegehalt des
eingesetzten Brennstoffs vergleichbar höchstens denen von Heizöl EL schwefelarm
sind.

5.2 Zum Schutz vor Verkehrslärm muss im allgemeinen Wohngebiet entlang der Linien
C1-C2-C3-C4-C5-C6, D17-D1-D2-D3-D4 und D8-D9-D10-D11
- in Wohnungen mit einem oder zwei Aufenthaltsräumen mindestens ein

Aufenthaltsraum,
- in Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsräumen mindestens die Hälfte der

Aufenthaltsräume
mit jeweils mindestens einem Fenster zur lärmabgewandten Seite ausgerichtet sein.
Von der Regelung ausgenommen sind Wohnungen, bei denen mindestens zwei
Außenwände nicht zu einer lärmabgewandten Seite ausgerichtet sind.

Für Wohnungen, bei denen mindestens zwei Außenwände nicht zu einer
lärmabgewandten Seite ausgerichtet sind, gilt Folgendes:
- in Wohnungen mit einem oder zwei Aufenthaltsräumen müssen in mindestens

einem Aufenthaltsraum,
- in Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsräumen müssen in mindestens der

Hälfte der Aufenthaltsräume
durch besondere Fensterkonstruktionen oder durch andere bauliche Maßnahmen
gleicher Wirkung Schallpegeldifferenzen erreicht werden, die gewährleisten, dass ein
Beurteilungspegel von 30 dB(A) während der Nachtzeit in dem Raum oder den
Räumen bei mindestens einem teilgeöffneten Fenster nicht überschritten wird.

5.3 Zum Schutz vor Verkehrslärm muss im allgemeinen Wohngebiet entlang der Linie
D16-D17
- in Wohnungen mit einem oder zwei Aufenthaltsräumen mindestens ein

Aufenthaltsraum,
- in Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsräumen mindestens die Hälfte der

Aufenthaltsräume
mit jeweils mindestens einem Fenster zur lärmabgewandten Seite ausgerichtet sein.
Von der Regelung ausgenommen sind Wohnungen, bei denen mindestens zwei
Außenwände von der oben genannten Linie abgewandt sind.

Für Wohnungen, bei denen mindestens zwei Außenwände nicht zu einer
lärmabgewandten Seite ausgerichtet sind, gilt Folgendes:
- in Wohnungen mit einem oder zwei Aufenthaltsräumen müssen in mindestens

einem Aufenthaltsraum,
- in Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsräumen müssen in mindestens der

Hälfte der Aufenthaltsräume
durch besondere Fensterkonstruktionen oder durch andere bauliche Maßnahmen
gleicher Wirkung Schallpegeldifferenzen erreicht werden, die gewährleisten, dass ein
Beurteilungspegel von 30 dB(A) während der Nachtzeit in dem Raum oder den
Räumen bei mindestens einem teilgeöffneten Fenster nicht überschritten wird.

5.4 Zum Schutz vor Verkehrslärm muss im allgemeinen Wohngebiet innerhalb der Fläche
B1a-B2-B3-B7
- in Wohnungen mit einem oder zwei Aufenthaltsräumen mindestens ein

Aufenthaltsraum,
- in Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsräumen mindestens die Hälfte der

Aufenthaltsräume
durch geeignete Fensterkonstruktionen oder durch andere bauliche
Maßnahmengleicher Wirkung Schallpegeldifferenzen erreicht werden, die
gewährleisten, dass ein Beurteilungspegel von 30 dB(A) während der Nachtzeit in
dem Raum oder den Räumen bei mindestens einem teilgeöffneten Fenster nicht
überschritten wird.

5.5 Zum Schutz vor Verkehrslärm müssen im urbanen Gebiet
- in Wohnungen mit einem oder zwei Aufenthaltsräumen in mindestens einem

Aufenthaltsraum,
- in Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsräumen in mindestens der Hälfte der

Aufenthaltsräume
durch besondere Fensterkonstruktionen oder durch andere bauliche Maßnahmen
gleicher Wirkung Schallpegeldifferenzen erreicht werden, die gewährleisten, dass ein
Beurteilungspegel von 30 dB(A) während der Nachtzeit in dem Raum oder den
Räumen bei mindestens einem teilgeöffneten Fenster nicht überschritten wird.

5.6 Zum Schutz vor Verkehrslärm sind im urbanen Gebiet entlang der Linien
D18-D4-D5-D6-D7, im allgemeinen Wohngebiet entlang der Linien C2-C3-C4-C5,
D17-D1-D2-D3-D4 und D8-D9-D10-D11 mit Gebäuden baulich verbundene
Außenwohnbereiche (z. B. Loggien, Balkone, Terrassen) nur als verglaste Vorbauten
oder verglaste Loggien zulässig.
Von der Regelung ausgenommen sind Wohnungen, die über mindestens einen
baulich verbundenen Außenwohnbereich verfügen, der nicht zu den oben genannten
Linien ausgerichtet ist.
Bei Wohnungen mit mehreren baulich verbundenen Außenwohnbereichen, die nur zu
einer der oben genannten Linien ausgerichtet sind, ist jeweils mindestens ein baulich
verbundener Außenwohnbereich als verglaster Vorbau oder verglaste Loggia zu
errichten.

5.7 Zum Schutz vor Gewerbelärm müssen im Sondergebiet mit der Zweckbestimmung
"Quartiersgarage" die Außenwände des Gebäudes entlang der Linie
D13-D14-D15-D11 baulich geschlossen ausgeführt werden.

5.8 Zum Schutz vor Lärm sind im allgemeinen Wohngebiet auf den Flächen
B1-B2-B3-B4-B5-B1 und D14-D17-D19-D15-D14 die festgesetzten baulichen und
sonstigen Nutzungen erst dann zulässig, wenn entlang der Linie
D1-D2-D3-D4-D5-D6-D7-D8-D9-D10-D11-D12-D13 eine lückenlose Bebauung
errichtet oder öffentlich-rechtlich gesichert ist, dass diese lückenlose Bebauung
spätestens bei Nutzungsaufnahme errichtet ist.

5.9 Zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes müssen bauliche Anlagen im urbanen Gebiet bis
zu einem Abstand von 64 m zur Mitte der nächstgelegenen Gleiskreuzung
Weißenseer Weg / Hohenschönhauser Straße schwingungstechnisch abgekoppelt
von den Bahnanlagen errichtet werden. Es können auch Maßnahmen gleicher
Wirkung getroffen werden.

6. Grünfestsetzungen / Zuordnungsfestsetzungen

6.1 Auf der Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen
Bepflanzungen ist je 50 m² Grundstücksfläche ein hochstämmiger Laubbaum mit
einem Stammumfang von mindestens 16 cm in 1,3 m über Gelände zu pflanzen und
bei Abgang nachzupflanzen. Weiterhin ist die Fläche mit standortgerechten
Sträuchern so zu bepflanzen, dass der Eindruck einer geschlossenen
Gehölzpflanzung entsteht. Die Bepflanzungen sind zu erhalten und bei Abgang
nachzupflanzen.

6.2 Auf der Fläche mit Bindung für Bepflanzungen und für die Erhaltung sind die
vorhandenen Bäume zu erhalten. Bei Abgang ist je angefangener 50 m²
Grundstücksfläche ein hochstämmiger standortgerechter Laubbaum nachzupflanzen.
Der Stammumfang der zu pflanzenden Laubbäume muss mindestens 16 cm in 1,3 m
über Gelände betragen. Zusätzlich ist die Fläche mit standortgerechten Sträuchern so
zu bepflanzen, dass der Eindruck einer geschlossenen Gehölzpflanzung erhalten
bleibt. Die Bepflanzungen sind zu erhalten und bei Abgang nachzupflanzen. Bei der
Ermittlung der Zahl der zu pflanzenden Bäume sind die vorhandenen Bäume
einzurechnen, sofern sie nach der BaumSchVO geschützt sind.

6.3 Im allgemeinen Wohngebiet - mit Ausnahme der Flächen gemäß der textlichen
Festsetzung Nr. 6.1 - und im urbanen Gebiet ist pro angefangener 500 m²
Grundstücksfläche und auf der Fläche für den Gemeinbedarf mit der
Zweckbestimmung „Schule und Sport“ - mit Ausnahme der Flächen gemäß der
textlichen Festsetzung Nr. 6.2 - ist pro angefangener 1.000 m² Grundstücksfläche
mindestens ein standortgerechter, großkroniger Laubbaum zu pflanzen. Der
Stammumfang der zu pflanzenden Laubbäume muss mindestens 16 cm in 1,3 m über
Gelände betragen. Die Bepflanzungen sind zu erhalten und bei Abgang
nachzupflanzen. Bei der Ermittlung der Zahl der zu pflanzenden Bäume sind die
vorhandenen Bäume einzurechnen, sofern sie nach der BaumSchVO geschützt sind.
Die Pflanzungen auf den Flächen gemäß den textlichen Festsetzungen Nr. 6.1 und
6.2 sind nicht anrechenbar.

6.4 Im allgemeinen Wohngebiet und im urbanen Gebiet sind mindestens 50 % und im
sonstigen Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ sind mindestens
70 % der Dachflächen extensiv zu begrünen und als Maßnahme zum Schutz, zur
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft als Retentionsdächer
zur Rückhaltung von Niederschlagswasser auszubilden. Der durchwurzelbare Teil des
Dachaufbaus muss mindestens 10 cm betragen. Die Bepflanzungen sind zu erhalten
und bei Abgang nachzupflanzen. Die Ausbildung von Retentionsdächern gilt nicht für
Dachflächen von Nebenanlagen im Sinne des § 14 der Baunutzungsverordnung.

6.5 Auf der Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Schule und Sport“
sind mindestens 70 % der Dachflächen extensiv zu begrünen. Mindestens 50 % der
Dachflächen sind als Maßnahme zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von
Boden, Natur und Landschaft als Retentionsdächer zur Rückhaltung von
Niederschlagswasser auszubilden. Der durchwurzelbare Teil des Dachaufbaus muss
mindestens 10 cm betragen. Die Bepflanzungen sind zu erhalten und bei Abgang
nachzupflanzen. Die Ausbildung von Retentionsdächern gilt nicht für Dachflächen von
Nebenanlagen.

6.6 Im allgemeinen Wohngebiet, im urbanen Gebiet, im sonstigen Sondergebiet mit der
Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ und auf der Fläche für den Gemeinbedarf mit
der Zweckbestimmung „Schule und Sport“ ist eine Befestigung von Aufenthalts- und
Pausenflächen sowie von Zufahrten und Wegen - mit Ausnahme der mit einem Geh-
und Radfahrrecht zu belastenden Fläche a sowie der Zufahrten zur Quartiersgarage
und zu Tiefgaragen - nur in wasser- und luftdurchlässigem Aufbau herzustellen. Auch
Wasser- und Luftdurchlässigkeit wesentlich mindernde Befestigungen wie
Betonunterbau, Fugenverguss, Asphaltierungen und Betonierungen sind unzulässig.

6.7 Das innerhalb des allgemeinen Wohngebiets, des urbanen Gebiets, des sonstigen
Sondergebiets mit der Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ und der Fläche für den
Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Schule und Sport“ anfallende
Niederschlagswasser ist vollständig durch Mulden- oder Mulden-Rigolensysteme oder
andere Maßnahmen gleicher Wirkung zurückzuhalten.

7. Sonstige Festsetzungen

7.1 Die Fläche a ist mit einem Geh- und Radfahrrecht zugunsten der Allgemeinheit zu
belasten.

7.2 Die Flächen b, c und d sind mit einem Leitungsrecht zugunsten des
Unternehmensträgers zu belasten.

Hinweise

1. Die Einteilung der Straßenverkehrsfläche und der Verkehrsflächen besonderer
Zweckbestimmung ist nicht Gegenstand der Festsetzung.

2. Bei Anwendung der textlichen Festsetzungen Nrn. 6.1, 6.2, 6.3, 6.4 und 6.5 wird die
Verwendung von Arten der der Begründung beigefügten Pflanzliste vom 13.06.2023
empfohlen.
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Die vermessungstechnische und liegenschaftsrechtliche Richtigkeit wird
bescheinigt.

Berlin, den 12.12.2024

Dipl.-Ing. Jörg Biermann
Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur
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Sonstige Festsetzungen

Art und Maß der baulichen Nutzung, Bauweise, Baulinien, Baugrenzen, Höhe baulicher Anlagen

3,0

bis

WR

0,4

60, 9 Flur 1096

49A

z.B.

z.B.

Schornstein
Zaun, Hecke

-II
Unterirdisches Bauwerk

mit Geschosszahl und Durchfahrt

Hochspannungsmast

in Meter über NHN    z.B.

Parkhaus

GrundstücksnummerLaubbaum, Nadelbaum

Wirtschafts-, Industriegebäude

Geländehöhe, Straßenhöhe

Naturdenkmal (Laub-, Nadelbaum)

oder Garage

Wohn- oder Öffentliches Gebäude

Gewässer

Brücke

Straßenbegrenzungslinie

Baulinie, Baugrenze

Flurstücksnummer; Flurnummer

Gemarkungsgrenze

Bordkante

Ortsteilgrenze

Bezirksgrenze

Landesgrenze (Bundesland)

Mauer, Stützmauer

V

Flurgrenze

auch

Linie zur Abgrenzung des
(§ 23 Abs. 3 Satz 3 BauNVO)

mit Angabe der Geschosse

z.B.

z.B.

z.B.

12,4 m über Gehweg

124,5 m über NHN

116,0 m bis 124,5 m über NHN

124,5 m über NHN

z.B.

z.B.

Garage

Kinderspielplatz

Tiefgarage

Geschützter Landschaftsbestandteil

Gemeinschaftsstellplätze

Besonderer Nutzungszweck von Flächen

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu

Gemeinschaftstiefgaragen

Naturschutzgebiet
Landschaftschutzgebiet

Naturdenkmal                  

Gebäude

Stellplatz

Einzelanlage, die dem Denkmalschutz unterliegt

Stellplätze
Tiefgaragen

belastende Flächen

Gemeinschaftsgaragen Gemeinschaftsanlagen

Garagengebäude mit Dachstellplätzen
Garagen

Arkade

N.D.

D

N
L

LB

mit Angabe der Geschosse

mit Angabe der Geschosse

mit Angabe der Geschosse

mit Angabe der Geschosse

z.B.

Tiefstraße

Künftige Industriebahn (in Aussicht genommen)

Brücke

Umgrenzung der Flächen für den Luftverkehr

Umgrenzung der Flächen, deren Böden erheblich
mit umweltgefährdenden Stoffen belastet sind

Umgrenzung von Flächen für Zuordnungen nach §9
Abs. 1a Baugesetzbuch
(Kombination mit anderen Planzeichen möglich)

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs

Abgrenzungen unterschiedlicher Nutzung

Umgrenzung von Flächen für besondere Anlagen und

Umgrenzung von Flächen für

Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen

Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

des Bebauungsplanes

Wasserschutzgebiet (Grundwassergewinnung)

Straßenbahn

Wasserfläche

Bahnanlage

Hochstraße

Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-

GW

 400 m² bis 500 m²

0,7

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung

Umgrenzung der Flächen für

Bäumen

Anpflanzen von
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen,

Hochspannungsleitung

sonstigen Bepflanzungen

Private Verkehrsfläche

öffentliche Parkfläche

Straßenverkehrsfläche

z.B.

z.B.

Gasdruckregler

sonstigen Bepflanzungen

Trafostationz.B.

als Mindest- und Höchstmaß

(§ 9 Abs.1 Nr.6 BauGB)

als Mindest- und Höchstmaß

als Höchstmaß

als Höchstmaß

Geschossfläche

Wohnungen
Beschränkung der Zahl der

Geschossflächenzahl

Baumassenzahl

Sonstiges Sondergebiet

Baumasse

Sondergebiet (Erholung)

Industriegebiet

Gewerbegebiet

Kerngebiet

Mischgebiet

Dorfgebiet

Besonderes Wohngebiet

Allgemeines Wohngebiet

Reines Wohngebiet

Kleinsiedlungsgebiet

(§11 BauNVO)

0,5

z.B.

z.B.

z.B.

z.B.

z.B.

4000 m³

500 m²

z.B.

z.B.

0,7

2Wo

(§ 4a BauNVO)

(§10 BauNVO)

(§ 9 BauNVO)

(§ 8 BauNVO)

(§ 7 BauNVO)

(§ 6 BauNVO)

(§ 5 BauNVO)

(§ 4 BauNVO)

(§ 3 BauNVO)

(§ 2 BauNVO)

Flurstücksgrenze

z.B.

z.B.

Umgrenzung von Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur

Sträuchern

Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

Bäumen

Erhaltung von

Bereich ohne Ausfahrt
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Die vorstehende Zeichenerklärung enthält gebräuchliche Planzeichen, auch soweit sie in diesem Bebauungsplan nicht verwendet werden.
Zugrunde gelegt sind die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes
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Textliche Festsetzungen
1. Art der baulichen Nutzung
1.1 Im urbanen Gebiet sind Einzelhandelsbetriebe im 1. Vollgeschoss nur

ausnahmsweise zulässig und oberhalb des 1. Vollgeschosses nicht zulässig.

1.2 Im urbanen Gebiet sind Betriebe des Beherbergungsgewerbes nur ausnahmsweise
zulässig.

1.3 Im allgemeinen Wohngebiet sind die Ausnahmen nach § 4 Abs. 3 Nr. 1 (Betriebe des
Beherbergungsgewerbes), Nr. 4 (Gartenbaubetriebe) und Nr. 5 (Tankstellen) der
Baunutzungsverordnung nicht zulässig.

1.4 Im allgemeinen Wohngebiet mit der Bezeichnung WA 1 und im urbanen Gebiet sind
insgesamt mindestens 4.000 m² der Geschossfläche für Studierende und
Auszubildende vorzusehen.

1.5 Im urbanen Gebiet sind die Ausnahmen nach § 6a Abs. 3 Nr. 1 (Vergnügungsstätten)
und Nr. 2 (Tankstellen) der Baunutzungsverordnung nicht zulässig.

1.6 Im urbanen Gebiet ist vom 1. bis einschließlich 6. Vollgeschoss entlang des
Weißenseer Wegs sowie der Hohenschönhauser Straße eine Wohnnutzung nicht
zulässig.

1.7 Im urbanen Gebiet sind oberhalb des 6. Vollgeschosses nur Wohnnutzungen zulässig.

1.8 Das sonstige Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ dient
vorwiegend der Anlage einer Quartiersgarage.
Zulässig sind:
- Garagengebäude, Mobilitätsstationen inkl. Car-Sharing und Fahrradstellplätze sowie
- Anlagen zur Versorgung mit Elektrizität, Wärme und Wasser sowie zur Ableitung

von Abwasser.
Ausnahmsweise können im 1. Vollgeschoss zugelassen werden:
- Schank- und Speisewirtschaften, Läden und sonstige Gewerbebetriebe, die das

Wohnen nicht wesentlich stören.

2. Maß der baulichen Nutzung

2.1 In den Baugebieten darf die zulässige Grundfläche durch die Flächen von Stellplätzen
mit ihren Zufahrten, Zufahrten zu Tiefgaragen, Nebenanlagen im Sinne des § 14
Baunutzungsverordnung und bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche,
durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird, im urbanen Gebiet bis zu einer
Grundfläche von 790 m², im allgemeinen Wohngebiet auf der Teilfläche WA 1 bis zu
einer Grundfläche von 10.050 m² und im allgemeinen Wohngebiet auf der Teilfläche
WA 2 bis zu einer Grundfläche von 4.175 m² überschritten werden.

2.2 Bei der Ermittlung der zulässigen Geschossfläche sind im allgemeinen Wohngebiet
und im urbanen Gebiet die Flächen von Aufenthaltsräumen in anderen als
Vollgeschossen einschließlich der dazugehörigen Treppenräume und einschließlich
ihrer Umfassungswände mitzurechnen.

2.3 Im allgemeinen Wohngebiet, dem urbanen Gebiet und dem Sondergebiet mit der
Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ können ausnahmsweise einzelne
Dachaufbauten wie Lüftungsanlagen und Aufzugsüberfahrten bis zu einer Höhe von
2,5 m oberhalb der festgesetzten Oberkante zugelassen werden, wenn sie
ausschließlich der Aufnahme technischer Einrichtungen dienen und mindestens 2,0 m
von der Baugrenze bzw. Baulinie zurückgesetzt sind.

2.4 Im allgemeinen Wohngebiet, dem urbanen Gebiet und dem Sondergebiet mit der
Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ können ausnahmsweise einzelne
Dachaufbauten wie Wärmepumpen einschließlich ihrer zugehörigen Einhausungen bis
zu einer Höhe von 3,5 m oberhalb der festgesetzten Oberkante zugelassen werden,
wenn sie ausschließlich der Aufnahme technischer Einrichtungen dienen und
mindestens 3,0 m von der Baugrenze bzw. Baulinie zurückgesetzt sind.

2.5 Im allgemeinen Wohngebiet, dem urbanen Gebiet und dem Sondergebiet mit der
Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ sind Dachaufbauten zur Nutzung erneuerbarer
Energien, wie Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie, die mindestens 2,0 m
von der Baugrenze bzw. der Baulinie zurücktreten bis zu einer Höhe von 2,5 m
oberhalb der festgesetzten Oberkante allgemein zulässig.

3. Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche

3.1 An die Baugrenzen darf zwischen den Punkten D17 und D1 bezogen auf die
zulässige Höhe der baulichen Anlagen unter Einschränkung der Tiefe der
Abstandsflächen nach der Bauordnung für Berlin herangebaut werden.

4. Weitere Arten der Nutzung

4.1 Im allgemeinen Wohngebiet und im urbanen Gebiet sind Stellplätze und Garagen
unzulässig. Dies gilt nicht für Tiefgaragen sowie für Stellplätze für schwer
Gehbehinderte, Rollstuhlnutzerinnen und Rollstuhlnutzer.

4.2 Im allgemeinen Wohngebiet dürfen nur Wohngebäude errichtet werden, bei denen ein
Anteil von mindestens 30 % der zulässigen Geschossfläche mit Mitteln der sozialen
Wohnraumförderung gefördert werden könnten. Ausnahmsweise können
Wohngebäude ohne förderungsfähige Wohnungen zugelassen werden, wenn der
nach Satz 1 erforderliche Mindestanteil in einem anderen Gebäude im allgemeinen
Wohngebiet zusätzlich erbracht wird.

4.3 In den Dauerkleingärten kann ein eingeschossiges Vereinshaus, das mit der
Zweckbestimmung im Einklang steht, zugelassen werden.

4.4 Auf der Fläche A1, A2, A3, A4, A5, A6, A7, A8, A1 innerhalb der Fläche für den
Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Schule und Sport“ sind nur
Schulfreiflächen, ungedeckte Sportanlagen mit ihren untergeordneten Nebenanlagen
sowie Sportfunktionsgebäude zulässig.

4.5 Die Geltungsbereichsgrenze zwischen den Punkten E1, E2 und E3 ist zugleich
Straßenbegrenzungslinie.

5. Immissionsschutz

5.1 Sofern im Geltungsbereich des Bebauungsplans Feuerungsanlagen für die Erzeugung
von Wärme betrieben werden, sind vorwiegend zum Schutz vor Feinstaub als
Brennstoffe nur Erdgas oder Heizöl EL schwefelarm zulässig. Die Verwendung
anderer Brennstoffe ist dann zulässig, wenn sichergestellt ist, dass die Massenströme
von Schwefeloxiden, Stickstoffoxiden und Staub bezogen auf den Energiegehalt des
eingesetzten Brennstoffs vergleichbar höchstens denen von Heizöl EL schwefelarm
sind.

5.2 Zum Schutz vor Verkehrslärm muss im allgemeinen Wohngebiet entlang der Linien
C1-C2-C3-C4-C5-C6, D17-D1-D2-D3-D4 und D8-D9-D10-D11
- in Wohnungen mit einem oder zwei Aufenthaltsräumen mindestens ein

Aufenthaltsraum,
- in Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsräumen mindestens die Hälfte der

Aufenthaltsräume
mit jeweils mindestens einem Fenster zur lärmabgewandten Seite ausgerichtet sein.
Von der Regelung ausgenommen sind Wohnungen, bei denen mindestens zwei
Außenwände nicht zu einer lärmabgewandten Seite ausgerichtet sind.

Für Wohnungen, bei denen mindestens zwei Außenwände nicht zu einer
lärmabgewandten Seite ausgerichtet sind, gilt Folgendes:
- in Wohnungen mit einem oder zwei Aufenthaltsräumen müssen in mindestens

einem Aufenthaltsraum,
- in Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsräumen müssen in mindestens der

Hälfte der Aufenthaltsräume
durch besondere Fensterkonstruktionen oder durch andere bauliche Maßnahmen
gleicher Wirkung Schallpegeldifferenzen erreicht werden, die gewährleisten, dass ein
Beurteilungspegel von 30 dB(A) während der Nachtzeit in dem Raum oder den
Räumen bei mindestens einem teilgeöffneten Fenster nicht überschritten wird.

5.3 Zum Schutz vor Verkehrslärm muss im allgemeinen Wohngebiet entlang der Linie
D16-D17
- in Wohnungen mit einem oder zwei Aufenthaltsräumen mindestens ein

Aufenthaltsraum,
- in Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsräumen mindestens die Hälfte der

Aufenthaltsräume
mit jeweils mindestens einem Fenster zur lärmabgewandten Seite ausgerichtet sein.
Von der Regelung ausgenommen sind Wohnungen, bei denen mindestens zwei
Außenwände von der oben genannten Linie abgewandt sind.

Für Wohnungen, bei denen mindestens zwei Außenwände nicht zu einer
lärmabgewandten Seite ausgerichtet sind, gilt Folgendes:
- in Wohnungen mit einem oder zwei Aufenthaltsräumen müssen in mindestens

einem Aufenthaltsraum,
- in Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsräumen müssen in mindestens der

Hälfte der Aufenthaltsräume
durch besondere Fensterkonstruktionen oder durch andere bauliche Maßnahmen
gleicher Wirkung Schallpegeldifferenzen erreicht werden, die gewährleisten, dass ein
Beurteilungspegel von 30 dB(A) während der Nachtzeit in dem Raum oder den
Räumen bei mindestens einem teilgeöffneten Fenster nicht überschritten wird.

5.4 Zum Schutz vor Verkehrslärm muss im allgemeinen Wohngebiet innerhalb der Fläche
B1a-B2-B3-B7
- in Wohnungen mit einem oder zwei Aufenthaltsräumen mindestens ein

Aufenthaltsraum,
- in Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsräumen mindestens die Hälfte der

Aufenthaltsräume
durch geeignete Fensterkonstruktionen oder durch andere bauliche
Maßnahmengleicher Wirkung Schallpegeldifferenzen erreicht werden, die
gewährleisten, dass ein Beurteilungspegel von 30 dB(A) während der Nachtzeit in
dem Raum oder den Räumen bei mindestens einem teilgeöffneten Fenster nicht
überschritten wird.

5.5 Zum Schutz vor Verkehrslärm müssen im urbanen Gebiet
- in Wohnungen mit einem oder zwei Aufenthaltsräumen in mindestens einem

Aufenthaltsraum,
- in Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsräumen in mindestens der Hälfte der

Aufenthaltsräume
durch besondere Fensterkonstruktionen oder durch andere bauliche Maßnahmen
gleicher Wirkung Schallpegeldifferenzen erreicht werden, die gewährleisten, dass ein
Beurteilungspegel von 30 dB(A) während der Nachtzeit in dem Raum oder den
Räumen bei mindestens einem teilgeöffneten Fenster nicht überschritten wird.

5.6 Zum Schutz vor Verkehrslärm sind im urbanen Gebiet entlang der Linien
D18-D4-D5-D6-D7, im allgemeinen Wohngebiet entlang der Linien C2-C3-C4-C5,
D17-D1-D2-D3-D4 und D8-D9-D10-D11 mit Gebäuden baulich verbundene
Außenwohnbereiche (z. B. Loggien, Balkone, Terrassen) nur als verglaste Vorbauten
oder verglaste Loggien zulässig.
Von der Regelung ausgenommen sind Wohnungen, die über mindestens einen
baulich verbundenen Außenwohnbereich verfügen, der nicht zu den oben genannten
Linien ausgerichtet ist.
Bei Wohnungen mit mehreren baulich verbundenen Außenwohnbereichen, die nur zu
einer der oben genannten Linien ausgerichtet sind, ist jeweils mindestens ein baulich
verbundener Außenwohnbereich als verglaster Vorbau oder verglaste Loggia zu
errichten.

5.7 Zum Schutz vor Gewerbelärm müssen im Sondergebiet mit der Zweckbestimmung
"Quartiersgarage" die Außenwände des Gebäudes entlang der Linie
D13-D14-D15-D11 baulich geschlossen ausgeführt werden.

5.8 Zum Schutz vor Lärm sind im allgemeinen Wohngebiet auf den Flächen
B1-B2-B3-B4-B5-B1 und D14-D17-D19-D15-D14 die festgesetzten baulichen und
sonstigen Nutzungen erst dann zulässig, wenn entlang der Linie
D1-D2-D3-D4-D5-D6-D7-D8-D9-D10-D11-D12-D13 eine lückenlose Bebauung
errichtet oder öffentlich-rechtlich gesichert ist, dass diese lückenlose Bebauung
spätestens bei Nutzungsaufnahme errichtet ist.

5.9 Zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes müssen bauliche Anlagen im urbanen Gebiet bis
zu einem Abstand von 64 m zur Mitte der nächstgelegenen Gleiskreuzung
Weißenseer Weg / Hohenschönhauser Straße schwingungstechnisch abgekoppelt
von den Bahnanlagen errichtet werden. Es können auch Maßnahmen gleicher
Wirkung getroffen werden.

6. Grünfestsetzungen / Zuordnungsfestsetzungen

6.1 Auf der Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen
Bepflanzungen ist je 50 m² Grundstücksfläche ein hochstämmiger Laubbaum mit
einem Stammumfang von mindestens 16 cm in 1,3 m über Gelände zu pflanzen und
bei Abgang nachzupflanzen. Weiterhin ist die Fläche mit standortgerechten
Sträuchern so zu bepflanzen, dass der Eindruck einer geschlossenen
Gehölzpflanzung entsteht. Die Bepflanzungen sind zu erhalten und bei Abgang
nachzupflanzen.

6.2 Auf der Fläche mit Bindung für Bepflanzungen und für die Erhaltung sind die
vorhandenen Bäume zu erhalten. Bei Abgang ist je angefangener 50 m²
Grundstücksfläche ein hochstämmiger standortgerechter Laubbaum nachzupflanzen.
Der Stammumfang der zu pflanzenden Laubbäume muss mindestens 16 cm in 1,3 m
über Gelände betragen. Zusätzlich ist die Fläche mit standortgerechten Sträuchern so
zu bepflanzen, dass der Eindruck einer geschlossenen Gehölzpflanzung erhalten
bleibt. Die Bepflanzungen sind zu erhalten und bei Abgang nachzupflanzen. Bei der
Ermittlung der Zahl der zu pflanzenden Bäume sind die vorhandenen Bäume
einzurechnen, sofern sie nach der BaumSchVO geschützt sind.

6.3 Im allgemeinen Wohngebiet - mit Ausnahme der Flächen gemäß der textlichen
Festsetzung Nr. 6.1 - und im urbanen Gebiet ist pro angefangener 500 m²
Grundstücksfläche und auf der Fläche für den Gemeinbedarf mit der
Zweckbestimmung „Schule und Sport“ - mit Ausnahme der Flächen gemäß der
textlichen Festsetzung Nr. 6.2 - ist pro angefangener 1.000 m² Grundstücksfläche
mindestens ein standortgerechter, großkroniger Laubbaum zu pflanzen. Der
Stammumfang der zu pflanzenden Laubbäume muss mindestens 16 cm in 1,3 m über
Gelände betragen. Die Bepflanzungen sind zu erhalten und bei Abgang
nachzupflanzen. Bei der Ermittlung der Zahl der zu pflanzenden Bäume sind die
vorhandenen Bäume einzurechnen, sofern sie nach der BaumSchVO geschützt sind.
Die Pflanzungen auf den Flächen gemäß den textlichen Festsetzungen Nr. 6.1 und
6.2 sind nicht anrechenbar.

6.4 Im allgemeinen Wohngebiet und im urbanen Gebiet sind mindestens 50 % und im
sonstigen Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ sind mindestens
70 % der Dachflächen extensiv zu begrünen und als Maßnahme zum Schutz, zur
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft als Retentionsdächer
zur Rückhaltung von Niederschlagswasser auszubilden. Der durchwurzelbare Teil des
Dachaufbaus muss mindestens 10 cm betragen. Die Bepflanzungen sind zu erhalten
und bei Abgang nachzupflanzen. Die Ausbildung von Retentionsdächern gilt nicht für
Dachflächen von Nebenanlagen im Sinne des § 14 der Baunutzungsverordnung.

6.5 Auf der Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Schule und Sport“
sind mindestens 70 % der Dachflächen extensiv zu begrünen. Mindestens 50 % der
Dachflächen sind als Maßnahme zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von
Boden, Natur und Landschaft als Retentionsdächer zur Rückhaltung von
Niederschlagswasser auszubilden. Der durchwurzelbare Teil des Dachaufbaus muss
mindestens 10 cm betragen. Die Bepflanzungen sind zu erhalten und bei Abgang
nachzupflanzen. Die Ausbildung von Retentionsdächern gilt nicht für Dachflächen von
Nebenanlagen.

6.6 Im allgemeinen Wohngebiet, im urbanen Gebiet, im sonstigen Sondergebiet mit der
Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ und auf der Fläche für den Gemeinbedarf mit
der Zweckbestimmung „Schule und Sport“ ist eine Befestigung von Aufenthalts- und
Pausenflächen sowie von Zufahrten und Wegen - mit Ausnahme der mit einem Geh-
und Radfahrrecht zu belastenden Fläche a sowie der Zufahrten zur Quartiersgarage
und zu Tiefgaragen - nur in wasser- und luftdurchlässigem Aufbau herzustellen. Auch
Wasser- und Luftdurchlässigkeit wesentlich mindernde Befestigungen wie
Betonunterbau, Fugenverguss, Asphaltierungen und Betonierungen sind unzulässig.

6.7 Das innerhalb des allgemeinen Wohngebiets, des urbanen Gebiets, des sonstigen
Sondergebiets mit der Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ und der Fläche für den
Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Schule und Sport“ anfallende
Niederschlagswasser ist vollständig durch Mulden- oder Mulden-Rigolensysteme oder
andere Maßnahmen gleicher Wirkung zurückzuhalten.

7. Sonstige Festsetzungen

7.1 Die Fläche a ist mit einem Geh- und Radfahrrecht zugunsten der Allgemeinheit zu
belasten.

7.2 Die Flächen b, c und d sind mit einem Leitungsrecht zugunsten des
Unternehmensträgers zu belasten.

Hinweise

1. Die Einteilung der Straßenverkehrsfläche und der Verkehrsflächen besonderer
Zweckbestimmung ist nicht Gegenstand der Festsetzung.

2. Bei Anwendung der textlichen Festsetzungen Nrn. 6.1, 6.2, 6.3, 6.4 und 6.5 wird die
Verwendung von Arten der der Begründung beigefügten Pflanzliste vom 13.06.2023
empfohlen.
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Die vermessungstechnische und liegenschaftsrechtliche Richtigkeit wird
bescheinigt.

Berlin, den 12.12.2024

Dipl.-Ing. Jörg Biermann
Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur
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Textliche Festsetzungen

1. Art der baulichen Nutzung
1.1 Im urbanen Gebiet sind Einzelhandelsbetriebe nur im 1. Vollgeschoss

ausnahmsweise zulässig und oberhalb des 1. Vollgeschosses nicht zulässig.

1.2 Im urbanen Gebiet sind Betriebe des Beherbergungsgewerbes nur ausnahmsweise
zulässig.

1.3 Im allgemeinen Wohngebiet sind die Ausnahmen nach § 4 Abs. 3 Nr. 1 (Betriebe des
Beherbergungsgewerbes), Nr. 4 (Gartenbaubetriebe) und Nr. 5 (Tankstellen) der
Baunutzungsverordnung nicht zulässig.

1.4 Im allgemeinen Wohngebiet mit der Bezeichnung WA 1 sind mindestens 4.000 m² der
Geschossfläche von Wohngebäuden für Studierende vorzusehen.

1.5 Im urbanen Gebiet sind die Ausnahmen nach § 6a Abs. 3 Nr. 1 (Vergnügungsstätten)
und Nr. 2 (Tankstellen) der Baunutzungsverordnung nicht zulässig.

1.6 Im urbanen Gebiet ist vom 1. bis einschließlich 6. Vollgeschoss entlang des
Weißenseer Wegs sowie der Hohenschönhauser Straße eine Wohnnutzung nicht
zulässig.

1.7 Im urbanen Gebiet sind mindestens 30 % der zulässigen Geschossfläche für
gewerbliche Nutzungen zu verwenden.

1.8 Das sonstige Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ dient
vorwiegend der Anlage einer Quartiersgarage.
Zulässig sind:
- Garagengebäude, Mobilitätsstationen inkl. Car-Sharing und Fahrradstellplätze sowie
- Anlagen zur Versorgung mit Elektrizität, Wärme und Wasser sowie zur Ableitung

von Abwasser.
Ausnahmsweise können im 1. Vollgeschoss zugelassen werden:
- Schank- und Speisewirtschaften, Läden und sonstige Gewerbebetriebe, die das

Wohnen nicht wesentlich stören.

2. Maß der baulichen Nutzung

2.1 Im allgemeinen Wohngebiet darf die zulässige Grundfläche durch die Flächen von
Stellplätzen mit ihren Zufahrten, Zufahrten zu Tiefgaragen, Nebenanlagen im Sinne
des § 14 Baunutzungsverordnung und bauliche Anlagen unterhalb der
Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird, bis zu einer
Grundflächenzahl von 0,6 überschritten werden.

2.2 Im urbanen Gebiet darf die zulässige Grundfläche durch die Flächen von Stellplätzen
mit ihren Zufahrten, Zufahrten zu Tiefgaragen, Nebenanlagen im Sinne des § 14
Baunutzungsverordnung und bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche,
durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird, bis zu einer Grundflächenzahl
von 0,9 überschritten werden.

2.3 Bei der Ermittlung der zulässigen Geschossfläche sind im allgemeinen Wohngebiet
und im urbanen Gebiet die Flächen von Aufenthaltsräumen in anderen als
Vollgeschossen einschließlich der dazugehörigen Treppenräume und einschließlich
ihrer Umfassungswände mitzurechnen.

2.4 Im allgemeinen Wohngebiet, dem urbanen Gebiet und dem Sondergebiet mit der
Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ können ausnahmsweise einzelne
Dachaufbauten wie Lüftungsanlagen und Aufzugsüberfahrten bis zu einer Höhe von
2,5 m oberhalb der festgesetzten Oberkante zugelassen werden, wenn sie
ausschließlich der Aufnahme technischer Einrichtungen dienen und mindestens 2,0 m
von der Baugrenze bzw. Baulinie zurückgesetzt sind.

2.5 Im allgemeinen Wohngebiet, dem urbanen Gebiet und dem Sondergebiet mit der
Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ können ausnahmsweise einzelne
Dachaufbauten wie Wärmepumpen einschließlich ihrer zugehörigen Einhausungen bis
zu einer Höhe von 3,5 m oberhalb der festgesetzten Oberkante zugelassen werden,
wenn sie mindestens 3,0 m von der Baugrenze bzw. Baulinie zurückgesetzt sind.

2.6 Im allgemeinen Wohngebiet, dem urbanen Gebiet und dem Sondergebiet mit der
Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ sind Dachaufbauten zur Nutzung erneuerbarer
Energien, wie Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie, die mindestens 2,0 m
von der Baugrenze bzw. der Baulinie zurücktreten bis zu einer Höhe von 2,5 m
oberhalb der festgesetzten Oberkante allgemein zulässig.

3. Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche

3.1 An die Baugrenzen darf zwischen den Punkten D13 und D1 bezogen auf die
zulässige Höhe der baulichen Anlagen unter Einschränkung der Tiefe der
Abstandsflächen nach der Bauordnung für Berlin herangebaut werden.

3.2 Für die baulichen Anlagen im allgemeinen Wohngebiet und im urbanen Gebiet kann
ausnahmsweise ein Vortreten von Gebäudeteilen, und zwar für Balkone und
Terrassen bis zu 1,5 m vor die Baugrenze bzw. die Baulinie zugelassen werden,
sofern die Gebäudeteile nicht mehr als 1/3 der Fassade einnehmen.

4. Weitere Arten der Nutzung

4.1 Im allgemeinen Wohngebiet und im urbanen Gebiet sind Stellplätze und Garagen
unzulässig. Dies gilt nicht für Tiefgaragen sowie für Stellplätze für schwer
Gehbehinderte, Rollstuhlnutzerinnen und Rollstuhlnutzer.

4.2 Im allgemeinen Wohngebiet und im urbanen Gebiet dürfen nur Wohngebäude
errichtet werden, bei denen ein Anteil von mindestens 30 % der zulässigen
Geschossfläche, die für Wohnungen zu verwenden ist, mit Mitteln der sozialen
Wohnraumförderung gefördert werden könnten. Ausnahmsweise können
Wohngebäude ohne förderungsfähige Wohnungen zugelassen werden, wenn der
nach Satz 1 erforderliche Mindestanteil in einem anderen Gebäude im allgemeinen
Wohngebiet zusätzlich erbracht wird.

4.3 In den Dauerkleingärten kann ein eingeschossiges Vereinshaus, das mit der
Zweckbestimmung im Einklang steht, zugelassen werden.

4.4 Auf der Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Schule und Sport“
ist auch eine Nutzung für außerschulische Sport- und Spielzwecke zulässig.

4.5 Auf der Fläche A1, A2, A3, A4, A5, A6, A7, A8, A1 innerhalb der Fläche für den
Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Schule und Sport“ sind nur
Schulfreiflächen, ungedeckte Sportanlagen mit ihren untergeordneten Nebenanlagen
sowie Sportfunktionsgebäude zulässig.

4.6 Die Geltungsbereichsgrenze zwischen den Punkten E1, E2 und E3 ist zugleich
Straßenbegrenzungslinie.

5. Immissionsschutz

5.1 Sofern im Geltungsbereich des Bebauungsplans Feuerungsanlagen für die Erzeugung
von Wärme betrieben werden, sind vorwiegend zum Schutz vor Feinstaub als
Brennstoffe nur Erdgas oder Heizöl EL schwefelarm zulässig. Die Verwendung
anderer Brennstoffe ist dann zulässig, wenn sichergestellt ist, dass die Massenströme
von Schwefeloxiden, Stickstoffoxiden und Staub bezogen auf den Energiegehalt des
eingesetzten Brennstoffs vergleichbar höchstens denen von Heizöl EL schwefelarm
sind.

5.2 Zum Schutz vor Verkehrslärm muss im allgemeinen Wohngebiet entlang der Linien
C1-C2-C3-C4-C5, D12-D13-D1-D2-D3 und D5-D6-D7
- in Wohnungen mit einem oder zwei Aufenthaltsräumen mindestens ein

Aufenthaltsraum,
- in Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsräumen mindestens die Hälfte der

Aufenthaltsräume
mit jeweils mindestens einem Fenster zum Blockinnenbereich ausgerichtet sein. Von
der Regelung ausgenommen sind Wohnungen, bei denen mindestens zwei
Außenwände nicht zu einer lärmabgewandten Seite ausgerichtet sind.

Für Wohnungen, bei denen mindestens zwei Außenwände nicht zu einer
lärmabgewandten Seite ausgerichtet sind, gilt Folgendes:
- in Wohnungen mit einem oder zwei Aufenthaltsräumen müssen in mindestens

einem Aufenthaltsraum,
- in Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsräumen müssen in mindestens der

Hälfte der Aufenthaltsräume
durch besondere Fensterkonstruktionen oder durch andere bauliche Maßnahmen
gleicher Wirkung Schallpegeldifferenzen erreicht werden, die gewährleisten, dass ein
Beurteilungspegel von 30 dB(A) während der Nachtzeit in dem Raum oder den
Räumen bei mindestens einem teilgeöffneten Fenster nicht überschritten wird.

5.3 Zum Schutz vor Verkehrslärm müssen im urbanen Gebiet
- in Wohnungen mit einem oder zwei Aufenthaltsräumen in mindestens einem

Aufenthaltsraum,
- in Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsräumen in mindestens der Hälfte der

Aufenthaltsräume
durch besondere Fensterkonstruktionen oder durch andere bauliche Maßnahmen
gleicher Wirkung Schallpegeldifferenzen erreicht werden, die gewährleisten, dass ein
Beurteilungspegel von 30 dB(A) während der Nachtzeit in dem Raum oder den
Räumen bei mindestens einem teilgeöffneten Fenster nicht überschritten wird.

5.4 Zum Schutz vor Verkehrslärm sind entlang den Linien C1-C2-C3-C4 und
D12-D13-D1-D2-D3-D4-D5-D6-D7 mit Gebäuden baulich verbundene
Außenwohnbereiche (z. B. Loggien, Balkone, Terrassen) nur als verglaste Vorbauten
oder verglaste Loggien zulässig.
Von der Regelung ausgenommen sind Wohnungen, die über mindestens einen
baulich verbundenen Außenwohnbereich verfügen, der zur lärmabgewandten Seite
ausgerichtet ist.

5.5 Zum Schutz vor Lärm sind die Außenwände des Gebäudes innerhalb des sonstigen
Sondergebietes mit der Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ entlang der Linie
D7-D8-D9 mit einer resultierenden Schalldämmung von RW,res = 10 dB auszuführen.
Die Außenwände entlang der Linie D9-D10-D11-D7 sind als geschlossene
Fassadenelemente herzustellen. Die Unterseiten der Geschosstrenndecken sind hoch
schallabsorbierend auszuführen.

5.6 Zum Schutz vor Lärm sind im allgemeinen Wohngebiet auf der Fläche
B1-B2-B3-B4-B1 die festgesetzten baulichen und sonstigen Nutzungen erst dann
zulässig, wenn entlang der Linie D1-D2-D3-D4-D5-D6-D7-D8-D9 eine lückenlose
Bebauung errichtet oder öffentlich-rechtlich gesichert ist, dass diese lückenlose
Bebauung spätestens bei Nutzungsaufnahme errichtet ist.

5.7 Zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes müssen bauliche Anlagen im urbanen Gebiet bis
zu einem Abstand von 64 m zur Mitte der nächstgelegenen Gleiskreuzung
Weißenseer Weg / Hohenschönhauser Straße schwingungstechnisch abgekoppelt
von den Bahnanlagen errichtet werden. Es können auch Maßnahmen gleicher
Wirkung getroffen werden.

6. Grünfestsetzungen / Zuordnungsfestsetzungen

6.1 Auf den Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen
Bepflanzungen ist je 50 m² Grundstücksfläche ein hochstämmiger Laubbaum mit
einem Stammumfang von mindestens 16 cm zu pflanzen und bei Abgang
nachzupflanzen. Weiterhin ist die Fläche mit standortgerechten Sträuchern so zu
bepflanzen, dass der Eindruck einer geschlossenen Gehölzpflanzung entsteht. Die
Bepflanzungen sind zu erhalten und bei Abgang nachzupflanzen.

6.2 Auf der Fläche mit Bindung für Bepflanzungen und für die Erhaltung sind die
vorhandenen Bäume zu erhalten und bei Abgang mit standortgerechten Bäumen
nachzupflanzen. Je angefangener 50 m² Grundstücksfläche ist ein hochstämmiger
Laubbaum mit einem Stammumfang von mindestens 16 cm zu pflanzen, zu erhalten
und bei Abgang nachzupflanzen. Zusätzlich ist die Fläche mit standortgerechten
Sträuchern so zu bepflanzen, dass der Eindruck einer geschlossenen
Gehölzpflanzung erhalten bleibt. Die Bepflanzungen sind zu erhalten und bei Abgang
nachzupflanzen. Bei der Ermittlung der Zahl der zu pflanzenden Bäume sind die
vorhandenen Bäume mit einem Stammumfang von mindestens 80 cm einzurechnen.

6.3 Im allgemeinen Wohngebiet - mit Ausnahme der Flächen gemäß der textlichen
Festsetzung Nr. 6.1 - und im urbanen Gebiet ist pro angefangener 500 m² und auf der
Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Schule und Sport“ - mit
Ausnahme der Flächen gemäß der textlichen Festsetzung Nr. 6.2 - ist pro
angefangener 1.000 m² mindestens ein standortgerechter, großkroniger Laubbaum
mit einem Stammumfang von mindestens 16 cm zu pflanzen. Die Bepflanzungen sind
zu erhalten und bei Abgang nachzupflanzen. Bei der Ermittlung der Zahl der zu
pflanzenden Bäume sind die vorhandenen Bäume mit einen Stammumfang von
mindestens 80 cm einzurechnen. Die Pflanzungen auf den Flächen gemäß den
textlichen Festsetzungen Nr. 6.1 und 6.2 sind nicht anrechenbar.

6.4 Im allgemeinen Wohngebiet und im urbanen Gebiet sind mindestens 50 % und im
sonstigen Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ sind mindestens
85 % der Dachflächen extensiv zu begrünen und als Maßnahmen zum Schutz, zur
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft als Retentionsdächer
zur Rückhaltung von Niederschlagswasser auszubilden. Der durchwurzelbare Teil des
Dachaufbaus muss mindestens 10 cm betragen. Die Bepflanzungen sind zu erhalten
und bei Abgang nachzupflanzen. Die Ausbildung von Retentionsdächern gilt nicht für
Dachflächen von Nebenanlagen.

6.5 Auf der Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Schule und Sport“
sind mindestens 70 % der Dachflächen extensiv zu begrünen. Mindestens 50 % der
Dachflächen sind als Maßnahme zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von
Boden, Natur und Landschaft als Retentionsdächer zur Rückhaltung von
Niederschlagswasser auszubilden. Der durchwurzelbare Teil des Dachaufbaus muss
mindestens 10 cm betragen. Die Bepflanzungen sind zu erhalten und bei Abgang
nachzupflanzen. Die Ausbildung von Retentionsdächern gilt nicht für Dachflächen von
Nebenanlagen im Sinne des § 14 der Baunutzungsverordnung.

6.6 Im allgemeinen Wohngebiet, im urbanen Gebiet, im sonstigen Sondergebiet mit der
Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ und auf der Fläche für den Gemeinbedarf mit
der Zweckbestimmung „Schule und Sport“ ist eine Befestigung von Zufahrten und
Wegen, mit Ausnahme der mit einem Geh- und Radfahrrecht zu belastenden Fläche a
sowie der Zufahrten zur Quartiersgarage und zu Tiefgaragen nur in wasser- und
luftdurchlässigem Aufbau herzustellen. Auch Wasser- und Luftdurchlässigkeit
wesentlich mindernde Befestigungen wie Betonunterbau, Fugenverguss,
Asphaltierungen und Betonierungen sind unzulässig. Dies gilt auch für Aufenthalts-
und Pausenflächen der Schule.

6.7 Das innerhalb des allgemeinen Wohngebiets, des urbanen Gebiets, des sonstigen
Sondergebiets mit der Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ und der Fläche für den
Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Schule und Sport“ anfallende
Niederschlagswasser ist vollständig durch Mulden- oder Mulden-Rigolensysteme oder
andere Maßnahmen gleicher Wirkung zurückzuhalten.

7. Sonstige Festsetzungen

7.1 Die Fläche a ist mit einem Geh- und Radfahrrecht zugunsten der Allgemeinheit zu
belasten.

7.2 Die Flächen b und c sind mit einem Leitungsrecht zugunsten des
Unternehmensträgers zu belasten.

Hinweise

1. Die Einteilung der Straßenverkehrsfläche und der Verkehrsflächen besonderer
Zweckbestimmung ist nicht Gegenstand der Festsetzung.

2. Bei Anwendung der textlichen Festsetzungen Nrn. 6.1, 6.2, 6.3, 6.4 und 6.5 wird die
Verwendung von Arten der der Begründung beigefügten Pflanzliste vom 13.06.2023
empfohlen.
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Zeichenerklärung

Bebauungsplan 11-168
für eine Teilfläche zwischen der Kleingartenanlage „Langes Höhe",

Weißenseer Weg, Hohenschönhauser Straße,
Volkspark Prenzlauer Berg und Hauptstraße
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Umfanges von Abweichungen

Die vorstehende Zeichenerklärung enthält gebräuchliche Planzeichen, auch soweit sie in diesem Bebauungsplan nicht verwendet werden.
Zugrunde gelegt sind die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes

vom 20. Dezember 2023 (BGBI. 2023 I Nr. 394) und die Planzeichenverordnung (PlanZV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58),
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802).

Aufgestellt: Berlin, den

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen
Abteilung II

Abteilungsleiter

Der Bebauungsplan wurde in der Zeit vom                           bis einschließlich                            im Internet veröffentlicht.
Das Abgeordnetenhaus von Berlin hat dem Bebauungsplan am                            zugestimmt.

Berlin, den         .          . 

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen
Abteilung II

Abteilungsleiter

Der Bebauungsplan ist aufgrund des § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuchs in Verbindung mit § 7 Abs. 2 des Gesetzes zur Ausführung des
Baugesetzbuchs durch Verordnung vom heutigen Tage festgesetzt worden.

Berlin, den        .         .

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen

Senator

Die Verordnung ist am  im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin auf S. verkündet worden.
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Textliche Festsetzungen
1. Art der baulichen Nutzung
1.1 Im urbanen Gebiet sind Einzelhandelsbetriebe im 1. Vollgeschoss nur

ausnahmsweise zulässig und oberhalb des 1. Vollgeschosses nicht zulässig.

1.2 Im urbanen Gebiet sind Betriebe des Beherbergungsgewerbes nur ausnahmsweise
zulässig.

1.3 Im allgemeinen Wohngebiet sind die Ausnahmen nach § 4 Abs. 3 Nr. 1 (Betriebe des
Beherbergungsgewerbes), Nr. 4 (Gartenbaubetriebe) und Nr. 5 (Tankstellen) der
Baunutzungsverordnung nicht zulässig.

1.4 Im allgemeinen Wohngebiet mit der Bezeichnung WA 1 und im urbanen Gebiet sind
insgesamt mindestens 4.000 m² der Geschossfläche für Studierende und
Auszubildende vorzusehen.

1.5 Im urbanen Gebiet sind die Ausnahmen nach § 6a Abs. 3 Nr. 1 (Vergnügungsstätten)
und Nr. 2 (Tankstellen) der Baunutzungsverordnung nicht zulässig.

1.6 Im urbanen Gebiet ist vom 1. bis einschließlich 6. Vollgeschoss entlang des
Weißenseer Wegs sowie der Hohenschönhauser Straße eine Wohnnutzung nicht
zulässig.

1.7 Im urbanen Gebiet sind oberhalb des 6. Vollgeschosses nur Wohnnutzungen zulässig.

1.8 Das sonstige Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ dient
vorwiegend der Anlage einer Quartiersgarage.
Zulässig sind:
- Garagengebäude, Mobilitätsstationen inkl. Car-Sharing und Fahrradstellplätze sowie
- Anlagen zur Versorgung mit Elektrizität, Wärme und Wasser sowie zur Ableitung

von Abwasser.
Ausnahmsweise können im 1. Vollgeschoss zugelassen werden:
- Schank- und Speisewirtschaften, Läden und sonstige Gewerbebetriebe, die das

Wohnen nicht wesentlich stören.

2. Maß der baulichen Nutzung

2.1 In den Baugebieten darf die zulässige Grundfläche durch die Flächen von Stellplätzen
mit ihren Zufahrten, Zufahrten zu Tiefgaragen, Nebenanlagen im Sinne des § 14
Baunutzungsverordnung und bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche,
durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird, im urbanen Gebiet bis zu einer
Grundfläche von 790 m², im allgemeinen Wohngebiet auf der Teilfläche WA 1 bis zu
einer Grundfläche von 10.050 m² und im allgemeinen Wohngebiet auf der Teilfläche
WA 2 bis zu einer Grundfläche von 4.175 m² überschritten werden.

2.2 Bei der Ermittlung der zulässigen Geschossfläche sind im allgemeinen Wohngebiet
und im urbanen Gebiet die Flächen von Aufenthaltsräumen in anderen als
Vollgeschossen einschließlich der dazugehörigen Treppenräume und einschließlich
ihrer Umfassungswände mitzurechnen.

2.3 Im allgemeinen Wohngebiet, dem urbanen Gebiet und dem Sondergebiet mit der
Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ können ausnahmsweise einzelne
Dachaufbauten wie Lüftungsanlagen und Aufzugsüberfahrten bis zu einer Höhe von
2,5 m oberhalb der festgesetzten Oberkante zugelassen werden, wenn sie
ausschließlich der Aufnahme technischer Einrichtungen dienen und mindestens 2,0 m
von der Baugrenze bzw. Baulinie zurückgesetzt sind.

2.4 Im allgemeinen Wohngebiet, dem urbanen Gebiet und dem Sondergebiet mit der
Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ können ausnahmsweise einzelne
Dachaufbauten wie Wärmepumpen einschließlich ihrer zugehörigen Einhausungen bis
zu einer Höhe von 3,5 m oberhalb der festgesetzten Oberkante zugelassen werden,
wenn sie ausschließlich der Aufnahme technischer Einrichtungen dienen und
mindestens 3,0 m von der Baugrenze bzw. Baulinie zurückgesetzt sind.

2.5 Im allgemeinen Wohngebiet, dem urbanen Gebiet und dem Sondergebiet mit der
Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ sind Dachaufbauten zur Nutzung erneuerbarer
Energien, wie Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie, die mindestens 2,0 m
von der Baugrenze bzw. der Baulinie zurücktreten bis zu einer Höhe von 2,5 m
oberhalb der festgesetzten Oberkante allgemein zulässig.

3. Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche

3.1 An die Baugrenzen darf zwischen den Punkten D17 und D1 bezogen auf die
zulässige Höhe der baulichen Anlagen unter Einschränkung der Tiefe der
Abstandsflächen nach der Bauordnung für Berlin herangebaut werden.

4. Weitere Arten der Nutzung

4.1 Im allgemeinen Wohngebiet und im urbanen Gebiet sind Stellplätze und Garagen
unzulässig. Dies gilt nicht für Tiefgaragen sowie für Stellplätze für schwer
Gehbehinderte, Rollstuhlnutzerinnen und Rollstuhlnutzer.

4.2 Im allgemeinen Wohngebiet dürfen nur Wohngebäude errichtet werden, bei denen ein
Anteil von mindestens 30 % der zulässigen Geschossfläche mit Mitteln der sozialen
Wohnraumförderung gefördert werden könnten. Ausnahmsweise können
Wohngebäude ohne förderungsfähige Wohnungen zugelassen werden, wenn der
nach Satz 1 erforderliche Mindestanteil in einem anderen Gebäude im allgemeinen
Wohngebiet zusätzlich erbracht wird.

4.3 In den Dauerkleingärten kann ein eingeschossiges Vereinshaus, das mit der
Zweckbestimmung im Einklang steht, zugelassen werden.

4.4 Auf der Fläche A1, A2, A3, A4, A5, A6, A7, A8, A1 innerhalb der Fläche für den
Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Schule und Sport“ sind nur
Schulfreiflächen, ungedeckte Sportanlagen mit ihren untergeordneten Nebenanlagen
sowie Sportfunktionsgebäude zulässig.

4.5 Die Geltungsbereichsgrenze zwischen den Punkten E1, E2 und E3 ist zugleich
Straßenbegrenzungslinie.

5. Immissionsschutz

5.1 Sofern im Geltungsbereich des Bebauungsplans Feuerungsanlagen für die Erzeugung
von Wärme betrieben werden, sind vorwiegend zum Schutz vor Feinstaub als
Brennstoffe nur Erdgas oder Heizöl EL schwefelarm zulässig. Die Verwendung
anderer Brennstoffe ist dann zulässig, wenn sichergestellt ist, dass die Massenströme
von Schwefeloxiden, Stickstoffoxiden und Staub bezogen auf den Energiegehalt des
eingesetzten Brennstoffs vergleichbar höchstens denen von Heizöl EL schwefelarm
sind.

5.2 Zum Schutz vor Verkehrslärm muss im allgemeinen Wohngebiet entlang der Linien
C1-C2-C3-C4-C5-C6, D17-D1-D2-D3-D4 und D8-D9-D10-D11
- in Wohnungen mit einem oder zwei Aufenthaltsräumen mindestens ein

Aufenthaltsraum,
- in Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsräumen mindestens die Hälfte der

Aufenthaltsräume
mit jeweils mindestens einem Fenster zur lärmabgewandten Seite ausgerichtet sein.
Von der Regelung ausgenommen sind Wohnungen, bei denen mindestens zwei
Außenwände nicht zu einer lärmabgewandten Seite ausgerichtet sind.

Für Wohnungen, bei denen mindestens zwei Außenwände nicht zu einer
lärmabgewandten Seite ausgerichtet sind, gilt Folgendes:
- in Wohnungen mit einem oder zwei Aufenthaltsräumen müssen in mindestens

einem Aufenthaltsraum,
- in Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsräumen müssen in mindestens der

Hälfte der Aufenthaltsräume
durch besondere Fensterkonstruktionen oder durch andere bauliche Maßnahmen
gleicher Wirkung Schallpegeldifferenzen erreicht werden, die gewährleisten, dass ein
Beurteilungspegel von 30 dB(A) während der Nachtzeit in dem Raum oder den
Räumen bei mindestens einem teilgeöffneten Fenster nicht überschritten wird.

5.3 Zum Schutz vor Verkehrslärm muss im allgemeinen Wohngebiet entlang der Linie
D16-D17
- in Wohnungen mit einem oder zwei Aufenthaltsräumen mindestens ein

Aufenthaltsraum,
- in Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsräumen mindestens die Hälfte der

Aufenthaltsräume
mit jeweils mindestens einem Fenster zur lärmabgewandten Seite ausgerichtet sein.
Von der Regelung ausgenommen sind Wohnungen, bei denen mindestens zwei
Außenwände von der oben genannten Linie abgewandt sind.

Für Wohnungen, bei denen mindestens zwei Außenwände nicht zu einer
lärmabgewandten Seite ausgerichtet sind, gilt Folgendes:
- in Wohnungen mit einem oder zwei Aufenthaltsräumen müssen in mindestens

einem Aufenthaltsraum,
- in Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsräumen müssen in mindestens der

Hälfte der Aufenthaltsräume
durch besondere Fensterkonstruktionen oder durch andere bauliche Maßnahmen
gleicher Wirkung Schallpegeldifferenzen erreicht werden, die gewährleisten, dass ein
Beurteilungspegel von 30 dB(A) während der Nachtzeit in dem Raum oder den
Räumen bei mindestens einem teilgeöffneten Fenster nicht überschritten wird.

5.4 Zum Schutz vor Verkehrslärm muss im allgemeinen Wohngebiet innerhalb der Fläche
B1a-B2-B3-B7
- in Wohnungen mit einem oder zwei Aufenthaltsräumen mindestens ein

Aufenthaltsraum,
- in Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsräumen mindestens die Hälfte der

Aufenthaltsräume
durch geeignete Fensterkonstruktionen oder durch andere bauliche
Maßnahmengleicher Wirkung Schallpegeldifferenzen erreicht werden, die
gewährleisten, dass ein Beurteilungspegel von 30 dB(A) während der Nachtzeit in
dem Raum oder den Räumen bei mindestens einem teilgeöffneten Fenster nicht
überschritten wird.

5.5 Zum Schutz vor Verkehrslärm müssen im urbanen Gebiet
- in Wohnungen mit einem oder zwei Aufenthaltsräumen in mindestens einem

Aufenthaltsraum,
- in Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsräumen in mindestens der Hälfte der

Aufenthaltsräume
durch besondere Fensterkonstruktionen oder durch andere bauliche Maßnahmen
gleicher Wirkung Schallpegeldifferenzen erreicht werden, die gewährleisten, dass ein
Beurteilungspegel von 30 dB(A) während der Nachtzeit in dem Raum oder den
Räumen bei mindestens einem teilgeöffneten Fenster nicht überschritten wird.

5.6 Zum Schutz vor Verkehrslärm sind im urbanen Gebiet entlang der Linien
D18-D4-D5-D6-D7, im allgemeinen Wohngebiet entlang der Linien C2-C3-C4-C5,
D17-D1-D2-D3-D4 und D8-D9-D10-D11 mit Gebäuden baulich verbundene
Außenwohnbereiche (z. B. Loggien, Balkone, Terrassen) nur als verglaste Vorbauten
oder verglaste Loggien zulässig.
Von der Regelung ausgenommen sind Wohnungen, die über mindestens einen
baulich verbundenen Außenwohnbereich verfügen, der nicht zu den oben genannten
Linien ausgerichtet ist.
Bei Wohnungen mit mehreren baulich verbundenen Außenwohnbereichen, die nur zu
einer der oben genannten Linien ausgerichtet sind, ist jeweils mindestens ein baulich
verbundener Außenwohnbereich als verglaster Vorbau oder verglaste Loggia zu
errichten.

5.7 Zum Schutz vor Gewerbelärm müssen im Sondergebiet mit der Zweckbestimmung
"Quartiersgarage" die Außenwände des Gebäudes entlang der Linie
D13-D14-D15-D11 baulich geschlossen ausgeführt werden.

5.8 Zum Schutz vor Lärm sind im allgemeinen Wohngebiet auf den Flächen
B1-B2-B3-B4-B5-B1 und D14-D17-D19-D15-D14 die festgesetzten baulichen und
sonstigen Nutzungen erst dann zulässig, wenn entlang der Linie
D1-D2-D3-D4-D5-D6-D7-D8-D9-D10-D11-D12-D13 eine lückenlose Bebauung
errichtet oder öffentlich-rechtlich gesichert ist, dass diese lückenlose Bebauung
spätestens bei Nutzungsaufnahme errichtet ist.

5.9 Zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes müssen bauliche Anlagen im urbanen Gebiet bis
zu einem Abstand von 64 m zur Mitte der nächstgelegenen Gleiskreuzung
Weißenseer Weg / Hohenschönhauser Straße schwingungstechnisch abgekoppelt
von den Bahnanlagen errichtet werden. Es können auch Maßnahmen gleicher
Wirkung getroffen werden.

6. Grünfestsetzungen / Zuordnungsfestsetzungen

6.1 Auf der Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen
Bepflanzungen ist je 50 m² Grundstücksfläche ein hochstämmiger Laubbaum mit
einem Stammumfang von mindestens 16 cm in 1,3 m über Gelände zu pflanzen und
bei Abgang nachzupflanzen. Weiterhin ist die Fläche mit standortgerechten
Sträuchern so zu bepflanzen, dass der Eindruck einer geschlossenen
Gehölzpflanzung entsteht. Die Bepflanzungen sind zu erhalten und bei Abgang
nachzupflanzen.

6.2 Auf der Fläche mit Bindung für Bepflanzungen und für die Erhaltung sind die
vorhandenen Bäume zu erhalten. Bei Abgang ist je angefangener 50 m²
Grundstücksfläche ein hochstämmiger standortgerechter Laubbaum nachzupflanzen.
Der Stammumfang der zu pflanzenden Laubbäume muss mindestens 16 cm in 1,3 m
über Gelände betragen. Zusätzlich ist die Fläche mit standortgerechten Sträuchern so
zu bepflanzen, dass der Eindruck einer geschlossenen Gehölzpflanzung erhalten
bleibt. Die Bepflanzungen sind zu erhalten und bei Abgang nachzupflanzen. Bei der
Ermittlung der Zahl der zu pflanzenden Bäume sind die vorhandenen Bäume
einzurechnen, sofern sie nach der BaumSchVO geschützt sind.

6.3 Im allgemeinen Wohngebiet - mit Ausnahme der Flächen gemäß der textlichen
Festsetzung Nr. 6.1 - und im urbanen Gebiet ist pro angefangener 500 m²
Grundstücksfläche und auf der Fläche für den Gemeinbedarf mit der
Zweckbestimmung „Schule und Sport“ - mit Ausnahme der Flächen gemäß der
textlichen Festsetzung Nr. 6.2 - ist pro angefangener 1.000 m² Grundstücksfläche
mindestens ein standortgerechter, großkroniger Laubbaum zu pflanzen. Der
Stammumfang der zu pflanzenden Laubbäume muss mindestens 16 cm in 1,3 m über
Gelände betragen. Die Bepflanzungen sind zu erhalten und bei Abgang
nachzupflanzen. Bei der Ermittlung der Zahl der zu pflanzenden Bäume sind die
vorhandenen Bäume einzurechnen, sofern sie nach der BaumSchVO geschützt sind.
Die Pflanzungen auf den Flächen gemäß den textlichen Festsetzungen Nr. 6.1 und
6.2 sind nicht anrechenbar.

6.4 Im allgemeinen Wohngebiet und im urbanen Gebiet sind mindestens 50 % und im
sonstigen Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ sind mindestens
70 % der Dachflächen extensiv zu begrünen und als Maßnahme zum Schutz, zur
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft als Retentionsdächer
zur Rückhaltung von Niederschlagswasser auszubilden. Der durchwurzelbare Teil des
Dachaufbaus muss mindestens 10 cm betragen. Die Bepflanzungen sind zu erhalten
und bei Abgang nachzupflanzen. Die Ausbildung von Retentionsdächern gilt nicht für
Dachflächen von Nebenanlagen im Sinne des § 14 der Baunutzungsverordnung.

6.5 Auf der Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Schule und Sport“
sind mindestens 70 % der Dachflächen extensiv zu begrünen. Mindestens 50 % der
Dachflächen sind als Maßnahme zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von
Boden, Natur und Landschaft als Retentionsdächer zur Rückhaltung von
Niederschlagswasser auszubilden. Der durchwurzelbare Teil des Dachaufbaus muss
mindestens 10 cm betragen. Die Bepflanzungen sind zu erhalten und bei Abgang
nachzupflanzen. Die Ausbildung von Retentionsdächern gilt nicht für Dachflächen von
Nebenanlagen.

6.6 Im allgemeinen Wohngebiet, im urbanen Gebiet, im sonstigen Sondergebiet mit der
Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ und auf der Fläche für den Gemeinbedarf mit
der Zweckbestimmung „Schule und Sport“ ist eine Befestigung von Aufenthalts- und
Pausenflächen sowie von Zufahrten und Wegen - mit Ausnahme der mit einem Geh-
und Radfahrrecht zu belastenden Fläche a sowie der Zufahrten zur Quartiersgarage
und zu Tiefgaragen - nur in wasser- und luftdurchlässigem Aufbau herzustellen. Auch
Wasser- und Luftdurchlässigkeit wesentlich mindernde Befestigungen wie
Betonunterbau, Fugenverguss, Asphaltierungen und Betonierungen sind unzulässig.

6.7 Das innerhalb des allgemeinen Wohngebiets, des urbanen Gebiets, des sonstigen
Sondergebiets mit der Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ und der Fläche für den
Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Schule und Sport“ anfallende
Niederschlagswasser ist vollständig durch Mulden- oder Mulden-Rigolensysteme oder
andere Maßnahmen gleicher Wirkung zurückzuhalten.

7. Sonstige Festsetzungen

7.1 Die Fläche a ist mit einem Geh- und Radfahrrecht zugunsten der Allgemeinheit zu
belasten.

7.2 Die Flächen b, c und d sind mit einem Leitungsrecht zugunsten des
Unternehmensträgers zu belasten.

Hinweise

1. Die Einteilung der Straßenverkehrsfläche und der Verkehrsflächen besonderer
Zweckbestimmung ist nicht Gegenstand der Festsetzung.

2. Bei Anwendung der textlichen Festsetzungen Nrn. 6.1, 6.2, 6.3, 6.4 und 6.5 wird die
Verwendung von Arten der der Begründung beigefügten Pflanzliste vom 13.06.2023
empfohlen.
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Die vermessungstechnische und liegenschaftsrechtliche Richtigkeit wird
bescheinigt.

Berlin, den 12.12.2024

Dipl.-Ing. Jörg Biermann
Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur
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3,3

0,8

10
,0

GF 40.200 m²
GR 6.000 m²

GF 8.500 m²
GR 550 m²

GF 11.100 m²
GR 2.000 m² 20,0

18,9

17,0

5,0
10,0

OK 72,0 bis 75,0 m
über NHN

OK 92,5 m
über NHN

B1

B2

B4

B5

C1

C3

C4

C528,2
C6

D1

D2

D4

D6

D8

D10

D11

D12

D13

D14

D15

D16

D17

OK 75,0 m bis
78,0 m über NHN

2,0

2,019,2

20,5

18,0

14,0

67,5

74,6

4,0
7,56,6

35,0

5,6

4,7

TGa1
9,2

GR 250 m²

E1

E2

E3

b

c

9,6

3,6

5,04,1
3,0

24,2

6,1

18,9

6,2

4,7

5 821 700

396 200

5 821 800

5 821 900

396 200

396 500

396 400

396 300

5 821 700

4,5

d

4,5

B3
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28,2

D3

D5

D7

D9
8,5

0,5
5,5

3,0

D19

38,7

6,3

2,5
4,5

3,1

8,8

20,0

9,0

3,0

5,0

2,7

54,2

18,0

2,5

22,1

5,7

4,7

4,9
4,7

1,0

D18

5,7

Flur 114

Flur 214
Flur 214

Flur 114
Flur 113

Flur 24

Flur 18

Flur 17

LICHTENBERG

PANKOW

Gem. 004
Prenzlauer Berg

Gem. 580
Hohenschönhausen37,3

4,2

2,5

4,5

9,5

6,1

16,7

0,9

2,1

0,2

26,6

1,8

4,5

B1a

B7

37,3

Festsetzungen

Eintragungen als Vorschlag

Nachrichtliche Übernahmen

WOCHENENDHAUSGEBIET

QUARTIERSGARAGE

Teich

35,4

GTGa1

SCHULE UND SPORT

FUẞ- UND RADWEG

UMSPANNWERK

Ga 1

TGa 1

K

St

HOTEL

GAnl

Ga3St
TGa1

GGa1
GSt
Ga1
St

Anpflanzungen, Bindungen für Bepflanzungen, Schutz und Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

Flächen für den Gemeinbedarf

Oberirdische Hauptversorgungsleitungen

Flächen für Versorgungsanlagen,

sowie für Ablagerungen

Verkehrsflächen

T

Öffentliche und private Grünflächen

Fläche für Wald
Wasserfläche

PRIVATE DAUERKLEINGÄRTEN

ÖFFENTLICHE PARKANLAGE

g

ED

E

O

WR

WA

WB

MD

MI

MK

GE

GI

SO

Sonstige Festsetzungen

Art und Maß der baulichen Nutzung, Bauweise, Baulinien, Baugrenzen, Höhe baulicher Anlagen

3,0

bis

WR

0,4

60, 9 Flur 1096

49A

z.B.

z.B.

Schornstein
Zaun, Hecke

-II
Unterirdisches Bauwerk

mit Geschosszahl und Durchfahrt

Hochspannungsmast

in Meter über NHN    z.B.

Parkhaus

GrundstücksnummerLaubbaum, Nadelbaum

Wirtschafts-, Industriegebäude

Geländehöhe, Straßenhöhe

Naturdenkmal (Laub-, Nadelbaum)

oder Garage

Wohn- oder Öffentliches Gebäude

Gewässer

Brücke

Straßenbegrenzungslinie

Baulinie, Baugrenze

Flurstücksnummer; Flurnummer

Gemarkungsgrenze

Bordkante

Ortsteilgrenze

Bezirksgrenze

Landesgrenze (Bundesland)

Mauer, Stützmauer

V

Flurgrenze

auch

Linie zur Abgrenzung des
(§ 23 Abs. 3 Satz 3 BauNVO)

mit Angabe der Geschosse

z.B.

z.B.

z.B.

12,4 m über Gehweg

124,5 m über NHN

116,0 m bis 124,5 m über NHN

124,5 m über NHN

z.B.

z.B.

Garage

Kinderspielplatz

Tiefgarage

Geschützter Landschaftsbestandteil

Gemeinschaftsstellplätze

Besonderer Nutzungszweck von Flächen

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu

Gemeinschaftstiefgaragen

Naturschutzgebiet
Landschaftschutzgebiet

Naturdenkmal                  

Gebäude

Stellplatz

Einzelanlage, die dem Denkmalschutz unterliegt

Stellplätze
Tiefgaragen

belastende Flächen

Gemeinschaftsgaragen Gemeinschaftsanlagen

Garagengebäude mit Dachstellplätzen
Garagen

Arkade

N.D.

D

N
L

LB

mit Angabe der Geschosse

mit Angabe der Geschosse

mit Angabe der Geschosse

mit Angabe der Geschosse

z.B.

Tiefstraße

Künftige Industriebahn (in Aussicht genommen)

Brücke

Umgrenzung der Flächen für den Luftverkehr

Umgrenzung der Flächen, deren Böden erheblich
mit umweltgefährdenden Stoffen belastet sind

Umgrenzung von Flächen für Zuordnungen nach §9
Abs. 1a Baugesetzbuch
(Kombination mit anderen Planzeichen möglich)

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs

Abgrenzungen unterschiedlicher Nutzung

Umgrenzung von Flächen für besondere Anlagen und

Umgrenzung von Flächen für

Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen

Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

des Bebauungsplanes

Wasserschutzgebiet (Grundwassergewinnung)

Straßenbahn

Wasserfläche

Bahnanlage

Hochstraße

Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-

GW

 400 m² bis 500 m²

0,7

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung

Umgrenzung der Flächen für

Bäumen

Anpflanzen von
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen,

Hochspannungsleitung

sonstigen Bepflanzungen

Private Verkehrsfläche

öffentliche Parkfläche

Straßenverkehrsfläche

z.B.

z.B.

Gasdruckregler

sonstigen Bepflanzungen

Trafostationz.B.

als Mindest- und Höchstmaß

(§ 9 Abs.1 Nr.6 BauGB)

als Mindest- und Höchstmaß

als Höchstmaß

als Höchstmaß

Geschossfläche

Wohnungen
Beschränkung der Zahl der

Geschossflächenzahl

Baumassenzahl

Sonstiges Sondergebiet

Baumasse

Sondergebiet (Erholung)

Industriegebiet

Gewerbegebiet

Kerngebiet

Mischgebiet

Dorfgebiet

Besonderes Wohngebiet

Allgemeines Wohngebiet

Reines Wohngebiet

Kleinsiedlungsgebiet

(§11 BauNVO)

0,5

z.B.

z.B.

z.B.

z.B.

z.B.

4000 m³

500 m²

z.B.

z.B.

0,7

2Wo

(§ 4a BauNVO)

(§10 BauNVO)

(§ 9 BauNVO)

(§ 8 BauNVO)

(§ 7 BauNVO)

(§ 6 BauNVO)

(§ 5 BauNVO)

(§ 4 BauNVO)

(§ 3 BauNVO)

(§ 2 BauNVO)

Flurstücksgrenze

z.B.

z.B.

Umgrenzung von Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur

Sträuchern

Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

Bäumen

Erhaltung von

Bereich ohne Ausfahrt

Bereich ohne Einfahrt

Straßenbegrenzungslinie

Sträuchern

Straßenseite

Straßenseite

Straßenseite

als Mindest- und Höchstmaß

als Mindest- und Höchstmaß

Nur Einzelhäuser zulässig

Nur Hausgruppen  zulässig

Nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig

als Höchstmaß

Baulinie

Geschlossene Bauweise

Baugrenze

Grundflächenzahl

Grundfläche

Zahl der Vollgeschosse

zwingend

Offene Bauweise

(§ 23 Abs. 2 Satz 1 BauNVO)

z.B.

z.B.

z.B.

53,5 m über NHN

z.B.

z.B.

z.B.

z.B.

100 m²

z.B.

und für die Erhaltung
Umgrenzung von Flächen mit Bindung für Bepflanzungen

Immissionsschutzgesetzes

Umgrenzung der Gebiete, in denen zum Schutz vor schädlichen

Sichtfläche

Höhenlage bei Festsetzungen (in Meter über NHN)                   z.B.

E

Gesamtanlage (Ensemble), die dem
Denkmalschutz unterliegen

35,4

z.B.

z.B.

mit Geschosszahl

Zeichenerklärung

Bebauungsplan 11-168
für eine Teilfläche zwischen der Kleingartenanlage „Langes Höhe",

Weißenseer Weg, Hohenschönhauser Straße,
Volkspark Prenzlauer Berg und Hauptstraße

 im Bezirk Lichtenberg,
Ortsteile Fennpfuhl und Alt-Hohenschönhausen

Planunterlage

G

für die Abfallentsorgung und Abwasserbeseitigung

SO

Fläche für die Landwirtschaft

Flächen für Sport- und Spielanlagen

H

D

WS

GF

GF OK

BM

III

OK

V

III - V

GR

(z.B. Tiefgarage)

TH

FH

Höhe baulicher Anlagen über einem Bezugspunkt

Nur Doppelhäuser zulässig

Traufhöhe

Firsthöhe

Oberkante

zwingend

als Höchstmaß

(§ 23 Abs. 3 Satz 1 BauNVO)

z.B.

z.B.

z.B.

Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes bestimmte luftverunreinigende Stoffe
nicht oder nur beschränkt verwendet werden dürfen

Umgrenzung der von der Bebauung freizuhaltenden Flächen

Erhaltungsbereich

D

OK

MUUrbanes Gebiet (§ 6a BauNVO)

Umfanges von Abweichungen

Die vorstehende Zeichenerklärung enthält gebräuchliche Planzeichen, auch soweit sie in diesem Bebauungsplan nicht verwendet werden.
Zugrunde gelegt sind die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes

vom 20. Dezember 2023 (BGBI. 2023 I Nr. 394) und die Planzeichenverordnung (PlanZV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58),
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802).

Aufgestellt: Berlin, den

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen
Abteilung II

Abteilungsleiter

Der Bebauungsplan wurde in der Zeit vom                           bis einschließlich                            im Internet veröffentlicht.
Das Abgeordnetenhaus von Berlin hat dem Bebauungsplan am                            zugestimmt.

Berlin, den         .          . 

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen
Abteilung II

Abteilungsleiter

Der Bebauungsplan ist aufgrund des § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuchs in Verbindung mit § 7 Abs. 2 des Gesetzes zur Ausführung des
Baugesetzbuchs durch Verordnung vom heutigen Tage festgesetzt worden.

Berlin, den        .         .
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Textliche Festsetzungen
1. Art der baulichen Nutzung
1.1 Im urbanen Gebiet sind Einzelhandelsbetriebe im 1. Vollgeschoss nur

ausnahmsweise zulässig und oberhalb des 1. Vollgeschosses nicht zulässig.

1.2 Im urbanen Gebiet sind Betriebe des Beherbergungsgewerbes nur ausnahmsweise
zulässig.

1.3 Im allgemeinen Wohngebiet sind die Ausnahmen nach § 4 Abs. 3 Nr. 1 (Betriebe des
Beherbergungsgewerbes), Nr. 4 (Gartenbaubetriebe) und Nr. 5 (Tankstellen) der
Baunutzungsverordnung nicht zulässig.

1.4 Im allgemeinen Wohngebiet mit der Bezeichnung WA 1 und im urbanen Gebiet sind
insgesamt mindestens 4.000 m² der Geschossfläche für Studierende und
Auszubildende vorzusehen.

1.5 Im urbanen Gebiet sind die Ausnahmen nach § 6a Abs. 3 Nr. 1 (Vergnügungsstätten)
und Nr. 2 (Tankstellen) der Baunutzungsverordnung nicht zulässig.

1.6 Im urbanen Gebiet ist vom 1. bis einschließlich 6. Vollgeschoss entlang des
Weißenseer Wegs sowie der Hohenschönhauser Straße eine Wohnnutzung nicht
zulässig.

1.7 Im urbanen Gebiet sind oberhalb des 6. Vollgeschosses nur Wohnnutzungen zulässig.

1.8 Das sonstige Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ dient
vorwiegend der Anlage einer Quartiersgarage.
Zulässig sind:
- Garagengebäude, Mobilitätsstationen inkl. Car-Sharing und Fahrradstellplätze sowie
- Anlagen zur Versorgung mit Elektrizität, Wärme und Wasser sowie zur Ableitung

von Abwasser.
Ausnahmsweise können im 1. Vollgeschoss zugelassen werden:
- Schank- und Speisewirtschaften, Läden und sonstige Gewerbebetriebe, die das

Wohnen nicht wesentlich stören.

2. Maß der baulichen Nutzung

2.1 In den Baugebieten darf die zulässige Grundfläche durch die Flächen von Stellplätzen
mit ihren Zufahrten, Zufahrten zu Tiefgaragen, Nebenanlagen im Sinne des § 14
Baunutzungsverordnung und bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche,
durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird, im urbanen Gebiet bis zu einer
Grundfläche von 790 m², im allgemeinen Wohngebiet auf der Teilfläche WA 1 bis zu
einer Grundfläche von 10.050 m² und im allgemeinen Wohngebiet auf der Teilfläche
WA 2 bis zu einer Grundfläche von 4.175 m² überschritten werden.

2.2 Bei der Ermittlung der zulässigen Geschossfläche sind im allgemeinen Wohngebiet
und im urbanen Gebiet die Flächen von Aufenthaltsräumen in anderen als
Vollgeschossen einschließlich der dazugehörigen Treppenräume und einschließlich
ihrer Umfassungswände mitzurechnen.

2.3 Im allgemeinen Wohngebiet, dem urbanen Gebiet und dem Sondergebiet mit der
Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ können ausnahmsweise einzelne
Dachaufbauten wie Lüftungsanlagen und Aufzugsüberfahrten bis zu einer Höhe von
2,5 m oberhalb der festgesetzten Oberkante zugelassen werden, wenn sie
ausschließlich der Aufnahme technischer Einrichtungen dienen und mindestens 2,0 m
von der Baugrenze bzw. Baulinie zurückgesetzt sind.

2.4 Im allgemeinen Wohngebiet, dem urbanen Gebiet und dem Sondergebiet mit der
Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ können ausnahmsweise einzelne
Dachaufbauten wie Wärmepumpen einschließlich ihrer zugehörigen Einhausungen bis
zu einer Höhe von 3,5 m oberhalb der festgesetzten Oberkante zugelassen werden,
wenn sie ausschließlich der Aufnahme technischer Einrichtungen dienen und
mindestens 3,0 m von der Baugrenze bzw. Baulinie zurückgesetzt sind.

2.5 Im allgemeinen Wohngebiet, dem urbanen Gebiet und dem Sondergebiet mit der
Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ sind Dachaufbauten zur Nutzung erneuerbarer
Energien, wie Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie, die mindestens 2,0 m
von der Baugrenze bzw. der Baulinie zurücktreten bis zu einer Höhe von 2,5 m
oberhalb der festgesetzten Oberkante allgemein zulässig.

3. Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche

3.1 An die Baugrenzen darf zwischen den Punkten D17 und D1 bezogen auf die
zulässige Höhe der baulichen Anlagen unter Einschränkung der Tiefe der
Abstandsflächen nach der Bauordnung für Berlin herangebaut werden.

4. Weitere Arten der Nutzung

4.1 Im allgemeinen Wohngebiet und im urbanen Gebiet sind Stellplätze und Garagen
unzulässig. Dies gilt nicht für Tiefgaragen sowie für Stellplätze für schwer
Gehbehinderte, Rollstuhlnutzerinnen und Rollstuhlnutzer.

4.2 Im allgemeinen Wohngebiet dürfen nur Wohngebäude errichtet werden, bei denen ein
Anteil von mindestens 30 % der zulässigen Geschossfläche mit Mitteln der sozialen
Wohnraumförderung gefördert werden könnten. Ausnahmsweise können
Wohngebäude ohne förderungsfähige Wohnungen zugelassen werden, wenn der
nach Satz 1 erforderliche Mindestanteil in einem anderen Gebäude im allgemeinen
Wohngebiet zusätzlich erbracht wird.

4.3 In den Dauerkleingärten kann ein eingeschossiges Vereinshaus, das mit der
Zweckbestimmung im Einklang steht, zugelassen werden.

4.4 Auf der Fläche A1, A2, A3, A4, A5, A6, A7, A8, A1 innerhalb der Fläche für den
Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Schule und Sport“ sind nur
Schulfreiflächen, ungedeckte Sportanlagen mit ihren untergeordneten Nebenanlagen
sowie Sportfunktionsgebäude zulässig.

4.5 Die Geltungsbereichsgrenze zwischen den Punkten E1, E2 und E3 ist zugleich
Straßenbegrenzungslinie.

5. Immissionsschutz

5.1 Sofern im Geltungsbereich des Bebauungsplans Feuerungsanlagen für die Erzeugung
von Wärme betrieben werden, sind vorwiegend zum Schutz vor Feinstaub als
Brennstoffe nur Erdgas oder Heizöl EL schwefelarm zulässig. Die Verwendung
anderer Brennstoffe ist dann zulässig, wenn sichergestellt ist, dass die Massenströme
von Schwefeloxiden, Stickstoffoxiden und Staub bezogen auf den Energiegehalt des
eingesetzten Brennstoffs vergleichbar höchstens denen von Heizöl EL schwefelarm
sind.

5.2 Zum Schutz vor Verkehrslärm muss im allgemeinen Wohngebiet entlang der Linien
C1-C2-C3-C4-C5-C6, D17-D1-D2-D3-D4 und D8-D9-D10-D11
- in Wohnungen mit einem oder zwei Aufenthaltsräumen mindestens ein

Aufenthaltsraum,
- in Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsräumen mindestens die Hälfte der

Aufenthaltsräume
mit jeweils mindestens einem Fenster zur lärmabgewandten Seite ausgerichtet sein.
Von der Regelung ausgenommen sind Wohnungen, bei denen mindestens zwei
Außenwände nicht zu einer lärmabgewandten Seite ausgerichtet sind.

Für Wohnungen, bei denen mindestens zwei Außenwände nicht zu einer
lärmabgewandten Seite ausgerichtet sind, gilt Folgendes:
- in Wohnungen mit einem oder zwei Aufenthaltsräumen müssen in mindestens

einem Aufenthaltsraum,
- in Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsräumen müssen in mindestens der

Hälfte der Aufenthaltsräume
durch besondere Fensterkonstruktionen oder durch andere bauliche Maßnahmen
gleicher Wirkung Schallpegeldifferenzen erreicht werden, die gewährleisten, dass ein
Beurteilungspegel von 30 dB(A) während der Nachtzeit in dem Raum oder den
Räumen bei mindestens einem teilgeöffneten Fenster nicht überschritten wird.

5.3 Zum Schutz vor Verkehrslärm muss im allgemeinen Wohngebiet entlang der Linie
D16-D17
- in Wohnungen mit einem oder zwei Aufenthaltsräumen mindestens ein

Aufenthaltsraum,
- in Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsräumen mindestens die Hälfte der

Aufenthaltsräume
mit jeweils mindestens einem Fenster zur lärmabgewandten Seite ausgerichtet sein.
Von der Regelung ausgenommen sind Wohnungen, bei denen mindestens zwei
Außenwände von der oben genannten Linie abgewandt sind.

Für Wohnungen, bei denen mindestens zwei Außenwände nicht zu einer
lärmabgewandten Seite ausgerichtet sind, gilt Folgendes:
- in Wohnungen mit einem oder zwei Aufenthaltsräumen müssen in mindestens

einem Aufenthaltsraum,
- in Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsräumen müssen in mindestens der

Hälfte der Aufenthaltsräume
durch besondere Fensterkonstruktionen oder durch andere bauliche Maßnahmen
gleicher Wirkung Schallpegeldifferenzen erreicht werden, die gewährleisten, dass ein
Beurteilungspegel von 30 dB(A) während der Nachtzeit in dem Raum oder den
Räumen bei mindestens einem teilgeöffneten Fenster nicht überschritten wird.

5.4 Zum Schutz vor Verkehrslärm muss im allgemeinen Wohngebiet innerhalb der Fläche
B1a-B2-B3-B7
- in Wohnungen mit einem oder zwei Aufenthaltsräumen mindestens ein

Aufenthaltsraum,
- in Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsräumen mindestens die Hälfte der

Aufenthaltsräume
durch geeignete Fensterkonstruktionen oder durch andere bauliche
Maßnahmengleicher Wirkung Schallpegeldifferenzen erreicht werden, die
gewährleisten, dass ein Beurteilungspegel von 30 dB(A) während der Nachtzeit in
dem Raum oder den Räumen bei mindestens einem teilgeöffneten Fenster nicht
überschritten wird.

5.5 Zum Schutz vor Verkehrslärm müssen im urbanen Gebiet
- in Wohnungen mit einem oder zwei Aufenthaltsräumen in mindestens einem

Aufenthaltsraum,
- in Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsräumen in mindestens der Hälfte der

Aufenthaltsräume
durch besondere Fensterkonstruktionen oder durch andere bauliche Maßnahmen
gleicher Wirkung Schallpegeldifferenzen erreicht werden, die gewährleisten, dass ein
Beurteilungspegel von 30 dB(A) während der Nachtzeit in dem Raum oder den
Räumen bei mindestens einem teilgeöffneten Fenster nicht überschritten wird.

5.6 Zum Schutz vor Verkehrslärm sind im urbanen Gebiet entlang der Linien
D18-D4-D5-D6-D7, im allgemeinen Wohngebiet entlang der Linien C2-C3-C4-C5,
D17-D1-D2-D3-D4 und D8-D9-D10-D11 mit Gebäuden baulich verbundene
Außenwohnbereiche (z. B. Loggien, Balkone, Terrassen) nur als verglaste Vorbauten
oder verglaste Loggien zulässig.
Von der Regelung ausgenommen sind Wohnungen, die über mindestens einen
baulich verbundenen Außenwohnbereich verfügen, der nicht zu den oben genannten
Linien ausgerichtet ist.
Bei Wohnungen mit mehreren baulich verbundenen Außenwohnbereichen, die nur zu
einer der oben genannten Linien ausgerichtet sind, ist jeweils mindestens ein baulich
verbundener Außenwohnbereich als verglaster Vorbau oder verglaste Loggia zu
errichten.

5.7 Zum Schutz vor Gewerbelärm müssen im Sondergebiet mit der Zweckbestimmung
"Quartiersgarage" die Außenwände des Gebäudes entlang der Linie
D13-D14-D15-D11 baulich geschlossen ausgeführt werden.

5.8 Zum Schutz vor Lärm sind im allgemeinen Wohngebiet auf den Flächen
B1-B2-B3-B4-B5-B1 und D14-D17-D19-D15-D14 die festgesetzten baulichen und
sonstigen Nutzungen erst dann zulässig, wenn entlang der Linie
D1-D2-D3-D4-D5-D6-D7-D8-D9-D10-D11-D12-D13 eine lückenlose Bebauung
errichtet oder öffentlich-rechtlich gesichert ist, dass diese lückenlose Bebauung
spätestens bei Nutzungsaufnahme errichtet ist.

5.9 Zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes müssen bauliche Anlagen im urbanen Gebiet bis
zu einem Abstand von 64 m zur Mitte der nächstgelegenen Gleiskreuzung
Weißenseer Weg / Hohenschönhauser Straße schwingungstechnisch abgekoppelt
von den Bahnanlagen errichtet werden. Es können auch Maßnahmen gleicher
Wirkung getroffen werden.

6. Grünfestsetzungen / Zuordnungsfestsetzungen

6.1 Auf der Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen
Bepflanzungen ist je 50 m² Grundstücksfläche ein hochstämmiger Laubbaum mit
einem Stammumfang von mindestens 16 cm in 1,3 m über Gelände zu pflanzen und
bei Abgang nachzupflanzen. Weiterhin ist die Fläche mit standortgerechten
Sträuchern so zu bepflanzen, dass der Eindruck einer geschlossenen
Gehölzpflanzung entsteht. Die Bepflanzungen sind zu erhalten und bei Abgang
nachzupflanzen.

6.2 Auf der Fläche mit Bindung für Bepflanzungen und für die Erhaltung sind die
vorhandenen Bäume zu erhalten. Bei Abgang ist je angefangener 50 m²
Grundstücksfläche ein hochstämmiger standortgerechter Laubbaum nachzupflanzen.
Der Stammumfang der zu pflanzenden Laubbäume muss mindestens 16 cm in 1,3 m
über Gelände betragen. Zusätzlich ist die Fläche mit standortgerechten Sträuchern so
zu bepflanzen, dass der Eindruck einer geschlossenen Gehölzpflanzung erhalten
bleibt. Die Bepflanzungen sind zu erhalten und bei Abgang nachzupflanzen. Bei der
Ermittlung der Zahl der zu pflanzenden Bäume sind die vorhandenen Bäume
einzurechnen, sofern sie nach der BaumSchVO geschützt sind.

6.3 Im allgemeinen Wohngebiet - mit Ausnahme der Flächen gemäß der textlichen
Festsetzung Nr. 6.1 - und im urbanen Gebiet ist pro angefangener 500 m²
Grundstücksfläche und auf der Fläche für den Gemeinbedarf mit der
Zweckbestimmung „Schule und Sport“ - mit Ausnahme der Flächen gemäß der
textlichen Festsetzung Nr. 6.2 - ist pro angefangener 1.000 m² Grundstücksfläche
mindestens ein standortgerechter, großkroniger Laubbaum zu pflanzen. Der
Stammumfang der zu pflanzenden Laubbäume muss mindestens 16 cm in 1,3 m über
Gelände betragen. Die Bepflanzungen sind zu erhalten und bei Abgang
nachzupflanzen. Bei der Ermittlung der Zahl der zu pflanzenden Bäume sind die
vorhandenen Bäume einzurechnen, sofern sie nach der BaumSchVO geschützt sind.
Die Pflanzungen auf den Flächen gemäß den textlichen Festsetzungen Nr. 6.1 und
6.2 sind nicht anrechenbar.

6.4 Im allgemeinen Wohngebiet und im urbanen Gebiet sind mindestens 50 % und im
sonstigen Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ sind mindestens
70 % der Dachflächen extensiv zu begrünen und als Maßnahme zum Schutz, zur
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft als Retentionsdächer
zur Rückhaltung von Niederschlagswasser auszubilden. Der durchwurzelbare Teil des
Dachaufbaus muss mindestens 10 cm betragen. Die Bepflanzungen sind zu erhalten
und bei Abgang nachzupflanzen. Die Ausbildung von Retentionsdächern gilt nicht für
Dachflächen von Nebenanlagen im Sinne des § 14 der Baunutzungsverordnung.

6.5 Auf der Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Schule und Sport“
sind mindestens 70 % der Dachflächen extensiv zu begrünen. Mindestens 50 % der
Dachflächen sind als Maßnahme zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von
Boden, Natur und Landschaft als Retentionsdächer zur Rückhaltung von
Niederschlagswasser auszubilden. Der durchwurzelbare Teil des Dachaufbaus muss
mindestens 10 cm betragen. Die Bepflanzungen sind zu erhalten und bei Abgang
nachzupflanzen. Die Ausbildung von Retentionsdächern gilt nicht für Dachflächen von
Nebenanlagen.

6.6 Im allgemeinen Wohngebiet, im urbanen Gebiet, im sonstigen Sondergebiet mit der
Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ und auf der Fläche für den Gemeinbedarf mit
der Zweckbestimmung „Schule und Sport“ ist eine Befestigung von Aufenthalts- und
Pausenflächen sowie von Zufahrten und Wegen - mit Ausnahme der mit einem Geh-
und Radfahrrecht zu belastenden Fläche a sowie der Zufahrten zur Quartiersgarage
und zu Tiefgaragen - nur in wasser- und luftdurchlässigem Aufbau herzustellen. Auch
Wasser- und Luftdurchlässigkeit wesentlich mindernde Befestigungen wie
Betonunterbau, Fugenverguss, Asphaltierungen und Betonierungen sind unzulässig.

6.7 Das innerhalb des allgemeinen Wohngebiets, des urbanen Gebiets, des sonstigen
Sondergebiets mit der Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ und der Fläche für den
Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Schule und Sport“ anfallende
Niederschlagswasser ist vollständig durch Mulden- oder Mulden-Rigolensysteme oder
andere Maßnahmen gleicher Wirkung zurückzuhalten.

7. Sonstige Festsetzungen

7.1 Die Fläche a ist mit einem Geh- und Radfahrrecht zugunsten der Allgemeinheit zu
belasten.

7.2 Die Flächen b, c und d sind mit einem Leitungsrecht zugunsten des
Unternehmensträgers zu belasten.

Hinweise

1. Die Einteilung der Straßenverkehrsfläche und der Verkehrsflächen besonderer
Zweckbestimmung ist nicht Gegenstand der Festsetzung.

2. Bei Anwendung der textlichen Festsetzungen Nrn. 6.1, 6.2, 6.3, 6.4 und 6.5 wird die
Verwendung von Arten der der Begründung beigefügten Pflanzliste vom 13.06.2023
empfohlen.
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Die vermessungstechnische und liegenschaftsrechtliche Richtigkeit wird
bescheinigt.

Berlin, den 12.12.2024

Dipl.-Ing. Jörg Biermann
Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur
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Zeichenerklärung

Bebauungsplan 11-168
für eine Teilfläche zwischen der Kleingartenanlage „Langes Höhe",

Weißenseer Weg, Hohenschönhauser Straße,
Volkspark Prenzlauer Berg und Hauptstraße

 im Bezirk Lichtenberg,
Ortsteile Fennpfuhl und Alt-Hohenschönhausen
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MUUrbanes Gebiet (§ 6a BauNVO)

Umfanges von Abweichungen

Die vorstehende Zeichenerklärung enthält gebräuchliche Planzeichen, auch soweit sie in diesem Bebauungsplan nicht verwendet werden.
Zugrunde gelegt sind die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes

vom 20. Dezember 2023 (BGBI. 2023 I Nr. 394) und die Planzeichenverordnung (PlanZV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58),
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802).

Aufgestellt: Berlin, den

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen
Abteilung II

Abteilungsleiter

Der Bebauungsplan wurde in der Zeit vom                           bis einschließlich                            im Internet veröffentlicht.
Das Abgeordnetenhaus von Berlin hat dem Bebauungsplan am                            zugestimmt.

Berlin, den         .          . 

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen
Abteilung II

Abteilungsleiter

Der Bebauungsplan ist aufgrund des § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuchs in Verbindung mit § 7 Abs. 2 des Gesetzes zur Ausführung des
Baugesetzbuchs durch Verordnung vom heutigen Tage festgesetzt worden.

Berlin, den        .         .

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen

Senator

Die Verordnung ist am  im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin auf S. verkündet worden.
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Textliche Festsetzungen
1. Art der baulichen Nutzung
1.1 Im urbanen Gebiet sind Einzelhandelsbetriebe im 1. Vollgeschoss nur

ausnahmsweise zulässig und oberhalb des 1. Vollgeschosses nicht zulässig.

1.2 Im urbanen Gebiet sind Betriebe des Beherbergungsgewerbes nur ausnahmsweise
zulässig.

1.3 Im allgemeinen Wohngebiet sind die Ausnahmen nach § 4 Abs. 3 Nr. 1 (Betriebe des
Beherbergungsgewerbes), Nr. 4 (Gartenbaubetriebe) und Nr. 5 (Tankstellen) der
Baunutzungsverordnung nicht zulässig.

1.4 Im allgemeinen Wohngebiet mit der Bezeichnung WA 1 und im urbanen Gebiet sind
insgesamt mindestens 4.000 m² der Geschossfläche für Studierende und
Auszubildende vorzusehen.

1.5 Im urbanen Gebiet sind die Ausnahmen nach § 6a Abs. 3 Nr. 1 (Vergnügungsstätten)
und Nr. 2 (Tankstellen) der Baunutzungsverordnung nicht zulässig.

1.6 Im urbanen Gebiet ist vom 1. bis einschließlich 6. Vollgeschoss entlang des
Weißenseer Wegs sowie der Hohenschönhauser Straße eine Wohnnutzung nicht
zulässig.

1.7 Im urbanen Gebiet sind oberhalb des 6. Vollgeschosses nur Wohnnutzungen zulässig.

1.8 Das sonstige Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ dient
vorwiegend der Anlage einer Quartiersgarage.
Zulässig sind:
- Garagengebäude, Mobilitätsstationen inkl. Car-Sharing und Fahrradstellplätze sowie
- Anlagen zur Versorgung mit Elektrizität, Wärme und Wasser sowie zur Ableitung

von Abwasser.
Ausnahmsweise können im 1. Vollgeschoss zugelassen werden:
- Schank- und Speisewirtschaften, Läden und sonstige Gewerbebetriebe, die das

Wohnen nicht wesentlich stören.

2. Maß der baulichen Nutzung

2.1 In den Baugebieten darf die zulässige Grundfläche durch die Flächen von Stellplätzen
mit ihren Zufahrten, Zufahrten zu Tiefgaragen, Nebenanlagen im Sinne des § 14
Baunutzungsverordnung und bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche,
durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird, im urbanen Gebiet bis zu einer
Grundfläche von 790 m², im allgemeinen Wohngebiet auf der Teilfläche WA 1 bis zu
einer Grundfläche von 10.050 m² und im allgemeinen Wohngebiet auf der Teilfläche
WA 2 bis zu einer Grundfläche von 4.175 m² überschritten werden.

2.2 Bei der Ermittlung der zulässigen Geschossfläche sind im allgemeinen Wohngebiet
und im urbanen Gebiet die Flächen von Aufenthaltsräumen in anderen als
Vollgeschossen einschließlich der dazugehörigen Treppenräume und einschließlich
ihrer Umfassungswände mitzurechnen.

2.3 Im allgemeinen Wohngebiet, dem urbanen Gebiet und dem Sondergebiet mit der
Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ können ausnahmsweise einzelne
Dachaufbauten wie Lüftungsanlagen und Aufzugsüberfahrten bis zu einer Höhe von
2,5 m oberhalb der festgesetzten Oberkante zugelassen werden, wenn sie
ausschließlich der Aufnahme technischer Einrichtungen dienen und mindestens 2,0 m
von der Baugrenze bzw. Baulinie zurückgesetzt sind.

2.4 Im allgemeinen Wohngebiet, dem urbanen Gebiet und dem Sondergebiet mit der
Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ können ausnahmsweise einzelne
Dachaufbauten wie Wärmepumpen einschließlich ihrer zugehörigen Einhausungen bis
zu einer Höhe von 3,5 m oberhalb der festgesetzten Oberkante zugelassen werden,
wenn sie ausschließlich der Aufnahme technischer Einrichtungen dienen und
mindestens 3,0 m von der Baugrenze bzw. Baulinie zurückgesetzt sind.

2.5 Im allgemeinen Wohngebiet, dem urbanen Gebiet und dem Sondergebiet mit der
Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ sind Dachaufbauten zur Nutzung erneuerbarer
Energien, wie Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie, die mindestens 2,0 m
von der Baugrenze bzw. der Baulinie zurücktreten bis zu einer Höhe von 2,5 m
oberhalb der festgesetzten Oberkante allgemein zulässig.

3. Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche

3.1 An die Baugrenzen darf zwischen den Punkten D17 und D1 bezogen auf die
zulässige Höhe der baulichen Anlagen unter Einschränkung der Tiefe der
Abstandsflächen nach der Bauordnung für Berlin herangebaut werden.

4. Weitere Arten der Nutzung

4.1 Im allgemeinen Wohngebiet und im urbanen Gebiet sind Stellplätze und Garagen
unzulässig. Dies gilt nicht für Tiefgaragen sowie für Stellplätze für schwer
Gehbehinderte, Rollstuhlnutzerinnen und Rollstuhlnutzer.

4.2 Im allgemeinen Wohngebiet dürfen nur Wohngebäude errichtet werden, bei denen ein
Anteil von mindestens 30 % der zulässigen Geschossfläche mit Mitteln der sozialen
Wohnraumförderung gefördert werden könnten. Ausnahmsweise können
Wohngebäude ohne förderungsfähige Wohnungen zugelassen werden, wenn der
nach Satz 1 erforderliche Mindestanteil in einem anderen Gebäude im allgemeinen
Wohngebiet zusätzlich erbracht wird.

4.3 In den Dauerkleingärten kann ein eingeschossiges Vereinshaus, das mit der
Zweckbestimmung im Einklang steht, zugelassen werden.

4.4 Auf der Fläche A1, A2, A3, A4, A5, A6, A7, A8, A1 innerhalb der Fläche für den
Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Schule und Sport“ sind nur
Schulfreiflächen, ungedeckte Sportanlagen mit ihren untergeordneten Nebenanlagen
sowie Sportfunktionsgebäude zulässig.

4.5 Die Geltungsbereichsgrenze zwischen den Punkten E1, E2 und E3 ist zugleich
Straßenbegrenzungslinie.

5. Immissionsschutz

5.1 Sofern im Geltungsbereich des Bebauungsplans Feuerungsanlagen für die Erzeugung
von Wärme betrieben werden, sind vorwiegend zum Schutz vor Feinstaub als
Brennstoffe nur Erdgas oder Heizöl EL schwefelarm zulässig. Die Verwendung
anderer Brennstoffe ist dann zulässig, wenn sichergestellt ist, dass die Massenströme
von Schwefeloxiden, Stickstoffoxiden und Staub bezogen auf den Energiegehalt des
eingesetzten Brennstoffs vergleichbar höchstens denen von Heizöl EL schwefelarm
sind.

5.2 Zum Schutz vor Verkehrslärm muss im allgemeinen Wohngebiet entlang der Linien
C1-C2-C3-C4-C5-C6, D17-D1-D2-D3-D4 und D8-D9-D10-D11
- in Wohnungen mit einem oder zwei Aufenthaltsräumen mindestens ein

Aufenthaltsraum,
- in Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsräumen mindestens die Hälfte der

Aufenthaltsräume
mit jeweils mindestens einem Fenster zur lärmabgewandten Seite ausgerichtet sein.
Von der Regelung ausgenommen sind Wohnungen, bei denen mindestens zwei
Außenwände nicht zu einer lärmabgewandten Seite ausgerichtet sind.

Für Wohnungen, bei denen mindestens zwei Außenwände nicht zu einer
lärmabgewandten Seite ausgerichtet sind, gilt Folgendes:
- in Wohnungen mit einem oder zwei Aufenthaltsräumen müssen in mindestens

einem Aufenthaltsraum,
- in Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsräumen müssen in mindestens der

Hälfte der Aufenthaltsräume
durch besondere Fensterkonstruktionen oder durch andere bauliche Maßnahmen
gleicher Wirkung Schallpegeldifferenzen erreicht werden, die gewährleisten, dass ein
Beurteilungspegel von 30 dB(A) während der Nachtzeit in dem Raum oder den
Räumen bei mindestens einem teilgeöffneten Fenster nicht überschritten wird.

5.3 Zum Schutz vor Verkehrslärm muss im allgemeinen Wohngebiet entlang der Linie
D16-D17
- in Wohnungen mit einem oder zwei Aufenthaltsräumen mindestens ein

Aufenthaltsraum,
- in Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsräumen mindestens die Hälfte der

Aufenthaltsräume
mit jeweils mindestens einem Fenster zur lärmabgewandten Seite ausgerichtet sein.
Von der Regelung ausgenommen sind Wohnungen, bei denen mindestens zwei
Außenwände von der oben genannten Linie abgewandt sind.

Für Wohnungen, bei denen mindestens zwei Außenwände nicht zu einer
lärmabgewandten Seite ausgerichtet sind, gilt Folgendes:
- in Wohnungen mit einem oder zwei Aufenthaltsräumen müssen in mindestens

einem Aufenthaltsraum,
- in Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsräumen müssen in mindestens der

Hälfte der Aufenthaltsräume
durch besondere Fensterkonstruktionen oder durch andere bauliche Maßnahmen
gleicher Wirkung Schallpegeldifferenzen erreicht werden, die gewährleisten, dass ein
Beurteilungspegel von 30 dB(A) während der Nachtzeit in dem Raum oder den
Räumen bei mindestens einem teilgeöffneten Fenster nicht überschritten wird.

5.4 Zum Schutz vor Verkehrslärm muss im allgemeinen Wohngebiet innerhalb der Fläche
B1a-B2-B3-B7
- in Wohnungen mit einem oder zwei Aufenthaltsräumen mindestens ein

Aufenthaltsraum,
- in Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsräumen mindestens die Hälfte der

Aufenthaltsräume
durch geeignete Fensterkonstruktionen oder durch andere bauliche
Maßnahmengleicher Wirkung Schallpegeldifferenzen erreicht werden, die
gewährleisten, dass ein Beurteilungspegel von 30 dB(A) während der Nachtzeit in
dem Raum oder den Räumen bei mindestens einem teilgeöffneten Fenster nicht
überschritten wird.

5.5 Zum Schutz vor Verkehrslärm müssen im urbanen Gebiet
- in Wohnungen mit einem oder zwei Aufenthaltsräumen in mindestens einem

Aufenthaltsraum,
- in Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsräumen in mindestens der Hälfte der

Aufenthaltsräume
durch besondere Fensterkonstruktionen oder durch andere bauliche Maßnahmen
gleicher Wirkung Schallpegeldifferenzen erreicht werden, die gewährleisten, dass ein
Beurteilungspegel von 30 dB(A) während der Nachtzeit in dem Raum oder den
Räumen bei mindestens einem teilgeöffneten Fenster nicht überschritten wird.

5.6 Zum Schutz vor Verkehrslärm sind im urbanen Gebiet entlang der Linien
D18-D4-D5-D6-D7, im allgemeinen Wohngebiet entlang der Linien C2-C3-C4-C5,
D17-D1-D2-D3-D4 und D8-D9-D10-D11 mit Gebäuden baulich verbundene
Außenwohnbereiche (z. B. Loggien, Balkone, Terrassen) nur als verglaste Vorbauten
oder verglaste Loggien zulässig.
Von der Regelung ausgenommen sind Wohnungen, die über mindestens einen
baulich verbundenen Außenwohnbereich verfügen, der nicht zu den oben genannten
Linien ausgerichtet ist.
Bei Wohnungen mit mehreren baulich verbundenen Außenwohnbereichen, die nur zu
einer der oben genannten Linien ausgerichtet sind, ist jeweils mindestens ein baulich
verbundener Außenwohnbereich als verglaster Vorbau oder verglaste Loggia zu
errichten.

5.7 Zum Schutz vor Gewerbelärm müssen im Sondergebiet mit der Zweckbestimmung
"Quartiersgarage" die Außenwände des Gebäudes entlang der Linie
D13-D14-D15-D11 baulich geschlossen ausgeführt werden.

5.8 Zum Schutz vor Lärm sind im allgemeinen Wohngebiet auf den Flächen
B1-B2-B3-B4-B5-B1 und D14-D17-D19-D15-D14 die festgesetzten baulichen und
sonstigen Nutzungen erst dann zulässig, wenn entlang der Linie
D1-D2-D3-D4-D5-D6-D7-D8-D9-D10-D11-D12-D13 eine lückenlose Bebauung
errichtet oder öffentlich-rechtlich gesichert ist, dass diese lückenlose Bebauung
spätestens bei Nutzungsaufnahme errichtet ist.

5.9 Zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes müssen bauliche Anlagen im urbanen Gebiet bis
zu einem Abstand von 64 m zur Mitte der nächstgelegenen Gleiskreuzung
Weißenseer Weg / Hohenschönhauser Straße schwingungstechnisch abgekoppelt
von den Bahnanlagen errichtet werden. Es können auch Maßnahmen gleicher
Wirkung getroffen werden.

6. Grünfestsetzungen / Zuordnungsfestsetzungen

6.1 Auf der Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen
Bepflanzungen ist je 50 m² Grundstücksfläche ein hochstämmiger Laubbaum mit
einem Stammumfang von mindestens 16 cm in 1,3 m über Gelände zu pflanzen und
bei Abgang nachzupflanzen. Weiterhin ist die Fläche mit standortgerechten
Sträuchern so zu bepflanzen, dass der Eindruck einer geschlossenen
Gehölzpflanzung entsteht. Die Bepflanzungen sind zu erhalten und bei Abgang
nachzupflanzen.

6.2 Auf der Fläche mit Bindung für Bepflanzungen und für die Erhaltung sind die
vorhandenen Bäume zu erhalten. Bei Abgang ist je angefangener 50 m²
Grundstücksfläche ein hochstämmiger standortgerechter Laubbaum nachzupflanzen.
Der Stammumfang der zu pflanzenden Laubbäume muss mindestens 16 cm in 1,3 m
über Gelände betragen. Zusätzlich ist die Fläche mit standortgerechten Sträuchern so
zu bepflanzen, dass der Eindruck einer geschlossenen Gehölzpflanzung erhalten
bleibt. Die Bepflanzungen sind zu erhalten und bei Abgang nachzupflanzen. Bei der
Ermittlung der Zahl der zu pflanzenden Bäume sind die vorhandenen Bäume
einzurechnen, sofern sie nach der BaumSchVO geschützt sind.

6.3 Im allgemeinen Wohngebiet - mit Ausnahme der Flächen gemäß der textlichen
Festsetzung Nr. 6.1 - und im urbanen Gebiet ist pro angefangener 500 m²
Grundstücksfläche und auf der Fläche für den Gemeinbedarf mit der
Zweckbestimmung „Schule und Sport“ - mit Ausnahme der Flächen gemäß der
textlichen Festsetzung Nr. 6.2 - ist pro angefangener 1.000 m² Grundstücksfläche
mindestens ein standortgerechter, großkroniger Laubbaum zu pflanzen. Der
Stammumfang der zu pflanzenden Laubbäume muss mindestens 16 cm in 1,3 m über
Gelände betragen. Die Bepflanzungen sind zu erhalten und bei Abgang
nachzupflanzen. Bei der Ermittlung der Zahl der zu pflanzenden Bäume sind die
vorhandenen Bäume einzurechnen, sofern sie nach der BaumSchVO geschützt sind.
Die Pflanzungen auf den Flächen gemäß den textlichen Festsetzungen Nr. 6.1 und
6.2 sind nicht anrechenbar.

6.4 Im allgemeinen Wohngebiet und im urbanen Gebiet sind mindestens 50 % und im
sonstigen Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ sind mindestens
70 % der Dachflächen extensiv zu begrünen und als Maßnahme zum Schutz, zur
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft als Retentionsdächer
zur Rückhaltung von Niederschlagswasser auszubilden. Der durchwurzelbare Teil des
Dachaufbaus muss mindestens 10 cm betragen. Die Bepflanzungen sind zu erhalten
und bei Abgang nachzupflanzen. Die Ausbildung von Retentionsdächern gilt nicht für
Dachflächen von Nebenanlagen im Sinne des § 14 der Baunutzungsverordnung.

6.5 Auf der Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Schule und Sport“
sind mindestens 70 % der Dachflächen extensiv zu begrünen. Mindestens 50 % der
Dachflächen sind als Maßnahme zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von
Boden, Natur und Landschaft als Retentionsdächer zur Rückhaltung von
Niederschlagswasser auszubilden. Der durchwurzelbare Teil des Dachaufbaus muss
mindestens 10 cm betragen. Die Bepflanzungen sind zu erhalten und bei Abgang
nachzupflanzen. Die Ausbildung von Retentionsdächern gilt nicht für Dachflächen von
Nebenanlagen.

6.6 Im allgemeinen Wohngebiet, im urbanen Gebiet, im sonstigen Sondergebiet mit der
Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ und auf der Fläche für den Gemeinbedarf mit
der Zweckbestimmung „Schule und Sport“ ist eine Befestigung von Aufenthalts- und
Pausenflächen sowie von Zufahrten und Wegen - mit Ausnahme der mit einem Geh-
und Radfahrrecht zu belastenden Fläche a sowie der Zufahrten zur Quartiersgarage
und zu Tiefgaragen - nur in wasser- und luftdurchlässigem Aufbau herzustellen. Auch
Wasser- und Luftdurchlässigkeit wesentlich mindernde Befestigungen wie
Betonunterbau, Fugenverguss, Asphaltierungen und Betonierungen sind unzulässig.

6.7 Das innerhalb des allgemeinen Wohngebiets, des urbanen Gebiets, des sonstigen
Sondergebiets mit der Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ und der Fläche für den
Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Schule und Sport“ anfallende
Niederschlagswasser ist vollständig durch Mulden- oder Mulden-Rigolensysteme oder
andere Maßnahmen gleicher Wirkung zurückzuhalten.

7. Sonstige Festsetzungen

7.1 Die Fläche a ist mit einem Geh- und Radfahrrecht zugunsten der Allgemeinheit zu
belasten.

7.2 Die Flächen b, c und d sind mit einem Leitungsrecht zugunsten des
Unternehmensträgers zu belasten.

Hinweise

1. Die Einteilung der Straßenverkehrsfläche und der Verkehrsflächen besonderer
Zweckbestimmung ist nicht Gegenstand der Festsetzung.

2. Bei Anwendung der textlichen Festsetzungen Nrn. 6.1, 6.2, 6.3, 6.4 und 6.5 wird die
Verwendung von Arten der der Begründung beigefügten Pflanzliste vom 13.06.2023
empfohlen.

Fennpfuhl
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tra

ße

Konrad-Wolf-Straße

Die vermessungstechnische und liegenschaftsrechtliche Richtigkeit wird
bescheinigt.

Berlin, den 12.12.2024

Dipl.-Ing. Jörg Biermann
Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur

BEBAUUNGSPLANENTWURF

Seit der Veröffentlichung des Bebauungsplanvorentwurfs ist viel passiert. Zahlreiche Fachuntersuchungen wur-
den durchgeführt, Ideenwerkstätten abgehalten sowie Stellungnahmen und Belange abgewogen. Zeichneri-
sche und textliche Festsetzungen sind das Ergebnis dieses umfassenden Prozesses. Auf den folgenden Seiten   
erhalten Sie einen tiefgehenden Einblick in den aktuellen Entwurf. Sie als Bürger*in sind im Rahmen der Öffent-
lichkeitbeteiligung eingeladen, Ihre Stellungnahmen zum Entwurf abzugeben.

Diese Planzeichnung und die nebenstehende Legende 
(= Zeichenerklärung) bilden zusammen die zeichne-
rischen Festsetzungen des Bebauungsplans. Sie sind 
die zeichnerisch darstellbaren Festsetzungen, die mit 
Inkrafttreten des Bebauungsplans rechtsverbindlich 
werden. Es wird also hiermit aufgezeigt, welche Art der 
Bebauung und Nutzung im Plangebiet zulässig sind.

Entwurf für die Beteiligung der Öffentlichkeit (§ 3 Abs. 2 Baugesetzbuch) 
(noch nicht rechtsverbindlich)
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Festsetzungen

Eintragungen als Vorschlag

Nachrichtliche Übernahmen

WOCHENENDHAUSGEBIET

QUARTIERSGARAGE

Teich

35,4

GTGa1

SCHULE UND SPORT

FUẞ- UND RADWEG

UMSPANNWERK

Ga 1

TGa 1

K

St

HOTEL

GAnl

Ga3St
TGa1

GGa1
GSt
Ga1
St

Anpflanzungen, Bindungen für Bepflanzungen, Schutz und Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

Flächen für den Gemeinbedarf

Oberirdische Hauptversorgungsleitungen

Flächen für Versorgungsanlagen,

sowie für Ablagerungen

Verkehrsflächen

T

Öffentliche und private Grünflächen

Fläche für Wald
Wasserfläche

PRIVATE DAUERKLEINGÄRTEN

ÖFFENTLICHE PARKANLAGE

g

ED

E

O

WR

WA

WB

MD

MI

MK

GE

GI

SO

Sonstige Festsetzungen

Art und Maß der baulichen Nutzung, Bauweise, Baulinien, Baugrenzen, Höhe baulicher Anlagen

3,0

bis

WR

0,4

60, 9 Flur 1096

49A

z.B.

z.B.

Schornstein
Zaun, Hecke

-II
Unterirdisches Bauwerk

mit Geschosszahl und Durchfahrt

Hochspannungsmast

in Meter über NHN    z.B.

Parkhaus

GrundstücksnummerLaubbaum, Nadelbaum

Wirtschafts-, Industriegebäude

Geländehöhe, Straßenhöhe

Naturdenkmal (Laub-, Nadelbaum)

oder Garage

Wohn- oder Öffentliches Gebäude

Gewässer

Brücke

Straßenbegrenzungslinie

Baulinie, Baugrenze

Flurstücksnummer; Flurnummer

Gemarkungsgrenze

Bordkante

Ortsteilgrenze

Bezirksgrenze

Landesgrenze (Bundesland)

Mauer, Stützmauer

V

Flurgrenze

auch

Linie zur Abgrenzung des
(§ 23 Abs. 3 Satz 3 BauNVO)

mit Angabe der Geschosse

z.B.

z.B.

z.B.

12,4 m über Gehweg

124,5 m über NHN

116,0 m bis 124,5 m über NHN

124,5 m über NHN

z.B.

z.B.

Garage

Kinderspielplatz

Tiefgarage

Geschützter Landschaftsbestandteil

Gemeinschaftsstellplätze

Besonderer Nutzungszweck von Flächen

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu

Gemeinschaftstiefgaragen

Naturschutzgebiet
Landschaftschutzgebiet

Naturdenkmal                  

Gebäude

Stellplatz

Einzelanlage, die dem Denkmalschutz unterliegt

Stellplätze
Tiefgaragen

belastende Flächen

Gemeinschaftsgaragen Gemeinschaftsanlagen

Garagengebäude mit Dachstellplätzen
Garagen

Arkade

N.D.

D

N
L

LB

mit Angabe der Geschosse

mit Angabe der Geschosse

mit Angabe der Geschosse

mit Angabe der Geschosse

z.B.

Tiefstraße

Künftige Industriebahn (in Aussicht genommen)

Brücke

Umgrenzung der Flächen für den Luftverkehr

Umgrenzung der Flächen, deren Böden erheblich
mit umweltgefährdenden Stoffen belastet sind

Umgrenzung von Flächen für Zuordnungen nach §9
Abs. 1a Baugesetzbuch
(Kombination mit anderen Planzeichen möglich)

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs

Abgrenzungen unterschiedlicher Nutzung

Umgrenzung von Flächen für besondere Anlagen und

Umgrenzung von Flächen für

Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen

Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

des Bebauungsplanes

Wasserschutzgebiet (Grundwassergewinnung)

Straßenbahn

Wasserfläche

Bahnanlage

Hochstraße

Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-

GW

 400 m² bis 500 m²

0,7

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung

Umgrenzung der Flächen für

Bäumen

Anpflanzen von
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen,

Hochspannungsleitung

sonstigen Bepflanzungen

Private Verkehrsfläche

öffentliche Parkfläche

Straßenverkehrsfläche

z.B.

z.B.

Gasdruckregler

sonstigen Bepflanzungen

Trafostationz.B.

als Mindest- und Höchstmaß

(§ 9 Abs.1 Nr.6 BauGB)

als Mindest- und Höchstmaß

als Höchstmaß

als Höchstmaß

Geschossfläche

Wohnungen
Beschränkung der Zahl der

Geschossflächenzahl

Baumassenzahl

Sonstiges Sondergebiet

Baumasse

Sondergebiet (Erholung)

Industriegebiet

Gewerbegebiet

Kerngebiet

Mischgebiet

Dorfgebiet

Besonderes Wohngebiet

Allgemeines Wohngebiet

Reines Wohngebiet

Kleinsiedlungsgebiet

(§11 BauNVO)

0,5

z.B.

z.B.

z.B.

z.B.

z.B.

4000 m³

500 m²

z.B.

z.B.

0,7

2Wo

(§ 4a BauNVO)

(§10 BauNVO)

(§ 9 BauNVO)

(§ 8 BauNVO)

(§ 7 BauNVO)

(§ 6 BauNVO)

(§ 5 BauNVO)

(§ 4 BauNVO)

(§ 3 BauNVO)

(§ 2 BauNVO)

Flurstücksgrenze

z.B.

z.B.

Umgrenzung von Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur

Sträuchern

Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

Bäumen

Erhaltung von

Bereich ohne Ausfahrt

Bereich ohne Einfahrt

Straßenbegrenzungslinie

Sträuchern

Straßenseite

Straßenseite

Straßenseite

als Mindest- und Höchstmaß

als Mindest- und Höchstmaß

Nur Einzelhäuser zulässig

Nur Hausgruppen  zulässig

Nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig

als Höchstmaß

Baulinie

Geschlossene Bauweise

Baugrenze

Grundflächenzahl

Grundfläche

Zahl der Vollgeschosse

zwingend

Offene Bauweise

(§ 23 Abs. 2 Satz 1 BauNVO)

z.B.

z.B.

z.B.

53,5 m über NHN

z.B.

z.B.

z.B.

z.B.

100 m²

z.B.

und für die Erhaltung
Umgrenzung von Flächen mit Bindung für Bepflanzungen

Immissionsschutzgesetzes

Umgrenzung der Gebiete, in denen zum Schutz vor schädlichen

Sichtfläche

Höhenlage bei Festsetzungen (in Meter über NHN)                   z.B.

E

Gesamtanlage (Ensemble), die dem
Denkmalschutz unterliegen

35,4

z.B.

z.B.

mit Geschosszahl

Zeichenerklärung

Bebauungsplan 11-168
für eine Teilfläche zwischen der Kleingartenanlage „Langes Höhe",

Weißenseer Weg, Hohenschönhauser Straße,
Volkspark Prenzlauer Berg und Hauptstraße

 im Bezirk Lichtenberg,
Ortsteile Fennpfuhl und Alt-Hohenschönhausen

Planunterlage

G

für die Abfallentsorgung und Abwasserbeseitigung

SO

Fläche für die Landwirtschaft

Flächen für Sport- und Spielanlagen

H

D

WS

GF

GF OK

BM

III

OK

V

III - V

GR

(z.B. Tiefgarage)

TH

FH

Höhe baulicher Anlagen über einem Bezugspunkt

Nur Doppelhäuser zulässig

Traufhöhe

Firsthöhe

Oberkante

zwingend

als Höchstmaß

(§ 23 Abs. 3 Satz 1 BauNVO)

z.B.

z.B.

z.B.

Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes bestimmte luftverunreinigende Stoffe
nicht oder nur beschränkt verwendet werden dürfen

Umgrenzung der von der Bebauung freizuhaltenden Flächen

Erhaltungsbereich

D

OK

MUUrbanes Gebiet (§ 6a BauNVO)

Umfanges von Abweichungen

Die vorstehende Zeichenerklärung enthält gebräuchliche Planzeichen, auch soweit sie in diesem Bebauungsplan nicht verwendet werden.
Zugrunde gelegt sind die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes

vom 20. Dezember 2023 (BGBI. 2023 I Nr. 394) und die Planzeichenverordnung (PlanZV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58),
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802).

Aufgestellt: Berlin, den

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen
Abteilung II

Abteilungsleiter

Der Bebauungsplan wurde in der Zeit vom                           bis einschließlich                            im Internet veröffentlicht.
Das Abgeordnetenhaus von Berlin hat dem Bebauungsplan am                            zugestimmt.

Berlin, den         .          . 

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen
Abteilung II

Abteilungsleiter

Der Bebauungsplan ist aufgrund des § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuchs in Verbindung mit § 7 Abs. 2 des Gesetzes zur Ausführung des
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Textliche Festsetzungen
1. Art der baulichen Nutzung
1.1 Im urbanen Gebiet sind Einzelhandelsbetriebe im 1. Vollgeschoss nur

ausnahmsweise zulässig und oberhalb des 1. Vollgeschosses nicht zulässig.

1.2 Im urbanen Gebiet sind Betriebe des Beherbergungsgewerbes nur ausnahmsweise
zulässig.

1.3 Im allgemeinen Wohngebiet sind die Ausnahmen nach § 4 Abs. 3 Nr. 1 (Betriebe des
Beherbergungsgewerbes), Nr. 4 (Gartenbaubetriebe) und Nr. 5 (Tankstellen) der
Baunutzungsverordnung nicht zulässig.

1.4 Im allgemeinen Wohngebiet mit der Bezeichnung WA 1 und im urbanen Gebiet sind
insgesamt mindestens 4.000 m² der Geschossfläche für Studierende und
Auszubildende vorzusehen.

1.5 Im urbanen Gebiet sind die Ausnahmen nach § 6a Abs. 3 Nr. 1 (Vergnügungsstätten)
und Nr. 2 (Tankstellen) der Baunutzungsverordnung nicht zulässig.

1.6 Im urbanen Gebiet ist vom 1. bis einschließlich 6. Vollgeschoss entlang des
Weißenseer Wegs sowie der Hohenschönhauser Straße eine Wohnnutzung nicht
zulässig.

1.7 Im urbanen Gebiet sind oberhalb des 6. Vollgeschosses nur Wohnnutzungen zulässig.

1.8 Das sonstige Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ dient
vorwiegend der Anlage einer Quartiersgarage.
Zulässig sind:
- Garagengebäude, Mobilitätsstationen inkl. Car-Sharing und Fahrradstellplätze sowie
- Anlagen zur Versorgung mit Elektrizität, Wärme und Wasser sowie zur Ableitung

von Abwasser.
Ausnahmsweise können im 1. Vollgeschoss zugelassen werden:
- Schank- und Speisewirtschaften, Läden und sonstige Gewerbebetriebe, die das

Wohnen nicht wesentlich stören.

2. Maß der baulichen Nutzung

2.1 In den Baugebieten darf die zulässige Grundfläche durch die Flächen von Stellplätzen
mit ihren Zufahrten, Zufahrten zu Tiefgaragen, Nebenanlagen im Sinne des § 14
Baunutzungsverordnung und bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche,
durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird, im urbanen Gebiet bis zu einer
Grundfläche von 790 m², im allgemeinen Wohngebiet auf der Teilfläche WA 1 bis zu
einer Grundfläche von 10.050 m² und im allgemeinen Wohngebiet auf der Teilfläche
WA 2 bis zu einer Grundfläche von 4.175 m² überschritten werden.

2.2 Bei der Ermittlung der zulässigen Geschossfläche sind im allgemeinen Wohngebiet
und im urbanen Gebiet die Flächen von Aufenthaltsräumen in anderen als
Vollgeschossen einschließlich der dazugehörigen Treppenräume und einschließlich
ihrer Umfassungswände mitzurechnen.

2.3 Im allgemeinen Wohngebiet, dem urbanen Gebiet und dem Sondergebiet mit der
Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ können ausnahmsweise einzelne
Dachaufbauten wie Lüftungsanlagen und Aufzugsüberfahrten bis zu einer Höhe von
2,5 m oberhalb der festgesetzten Oberkante zugelassen werden, wenn sie
ausschließlich der Aufnahme technischer Einrichtungen dienen und mindestens 2,0 m
von der Baugrenze bzw. Baulinie zurückgesetzt sind.

2.4 Im allgemeinen Wohngebiet, dem urbanen Gebiet und dem Sondergebiet mit der
Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ können ausnahmsweise einzelne
Dachaufbauten wie Wärmepumpen einschließlich ihrer zugehörigen Einhausungen bis
zu einer Höhe von 3,5 m oberhalb der festgesetzten Oberkante zugelassen werden,
wenn sie ausschließlich der Aufnahme technischer Einrichtungen dienen und
mindestens 3,0 m von der Baugrenze bzw. Baulinie zurückgesetzt sind.

2.5 Im allgemeinen Wohngebiet, dem urbanen Gebiet und dem Sondergebiet mit der
Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ sind Dachaufbauten zur Nutzung erneuerbarer
Energien, wie Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie, die mindestens 2,0 m
von der Baugrenze bzw. der Baulinie zurücktreten bis zu einer Höhe von 2,5 m
oberhalb der festgesetzten Oberkante allgemein zulässig.

3. Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche

3.1 An die Baugrenzen darf zwischen den Punkten D17 und D1 bezogen auf die
zulässige Höhe der baulichen Anlagen unter Einschränkung der Tiefe der
Abstandsflächen nach der Bauordnung für Berlin herangebaut werden.

4. Weitere Arten der Nutzung

4.1 Im allgemeinen Wohngebiet und im urbanen Gebiet sind Stellplätze und Garagen
unzulässig. Dies gilt nicht für Tiefgaragen sowie für Stellplätze für schwer
Gehbehinderte, Rollstuhlnutzerinnen und Rollstuhlnutzer.

4.2 Im allgemeinen Wohngebiet dürfen nur Wohngebäude errichtet werden, bei denen ein
Anteil von mindestens 30 % der zulässigen Geschossfläche mit Mitteln der sozialen
Wohnraumförderung gefördert werden könnten. Ausnahmsweise können
Wohngebäude ohne förderungsfähige Wohnungen zugelassen werden, wenn der
nach Satz 1 erforderliche Mindestanteil in einem anderen Gebäude im allgemeinen
Wohngebiet zusätzlich erbracht wird.

4.3 In den Dauerkleingärten kann ein eingeschossiges Vereinshaus, das mit der
Zweckbestimmung im Einklang steht, zugelassen werden.

4.4 Auf der Fläche A1, A2, A3, A4, A5, A6, A7, A8, A1 innerhalb der Fläche für den
Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Schule und Sport“ sind nur
Schulfreiflächen, ungedeckte Sportanlagen mit ihren untergeordneten Nebenanlagen
sowie Sportfunktionsgebäude zulässig.

4.5 Die Geltungsbereichsgrenze zwischen den Punkten E1, E2 und E3 ist zugleich
Straßenbegrenzungslinie.

5. Immissionsschutz

5.1 Sofern im Geltungsbereich des Bebauungsplans Feuerungsanlagen für die Erzeugung
von Wärme betrieben werden, sind vorwiegend zum Schutz vor Feinstaub als
Brennstoffe nur Erdgas oder Heizöl EL schwefelarm zulässig. Die Verwendung
anderer Brennstoffe ist dann zulässig, wenn sichergestellt ist, dass die Massenströme
von Schwefeloxiden, Stickstoffoxiden und Staub bezogen auf den Energiegehalt des
eingesetzten Brennstoffs vergleichbar höchstens denen von Heizöl EL schwefelarm
sind.

5.2 Zum Schutz vor Verkehrslärm muss im allgemeinen Wohngebiet entlang der Linien
C1-C2-C3-C4-C5-C6, D17-D1-D2-D3-D4 und D8-D9-D10-D11
- in Wohnungen mit einem oder zwei Aufenthaltsräumen mindestens ein

Aufenthaltsraum,
- in Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsräumen mindestens die Hälfte der

Aufenthaltsräume
mit jeweils mindestens einem Fenster zur lärmabgewandten Seite ausgerichtet sein.
Von der Regelung ausgenommen sind Wohnungen, bei denen mindestens zwei
Außenwände nicht zu einer lärmabgewandten Seite ausgerichtet sind.

Für Wohnungen, bei denen mindestens zwei Außenwände nicht zu einer
lärmabgewandten Seite ausgerichtet sind, gilt Folgendes:
- in Wohnungen mit einem oder zwei Aufenthaltsräumen müssen in mindestens

einem Aufenthaltsraum,
- in Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsräumen müssen in mindestens der

Hälfte der Aufenthaltsräume
durch besondere Fensterkonstruktionen oder durch andere bauliche Maßnahmen
gleicher Wirkung Schallpegeldifferenzen erreicht werden, die gewährleisten, dass ein
Beurteilungspegel von 30 dB(A) während der Nachtzeit in dem Raum oder den
Räumen bei mindestens einem teilgeöffneten Fenster nicht überschritten wird.

5.3 Zum Schutz vor Verkehrslärm muss im allgemeinen Wohngebiet entlang der Linie
D16-D17
- in Wohnungen mit einem oder zwei Aufenthaltsräumen mindestens ein

Aufenthaltsraum,
- in Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsräumen mindestens die Hälfte der

Aufenthaltsräume
mit jeweils mindestens einem Fenster zur lärmabgewandten Seite ausgerichtet sein.
Von der Regelung ausgenommen sind Wohnungen, bei denen mindestens zwei
Außenwände von der oben genannten Linie abgewandt sind.

Für Wohnungen, bei denen mindestens zwei Außenwände nicht zu einer
lärmabgewandten Seite ausgerichtet sind, gilt Folgendes:
- in Wohnungen mit einem oder zwei Aufenthaltsräumen müssen in mindestens

einem Aufenthaltsraum,
- in Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsräumen müssen in mindestens der

Hälfte der Aufenthaltsräume
durch besondere Fensterkonstruktionen oder durch andere bauliche Maßnahmen
gleicher Wirkung Schallpegeldifferenzen erreicht werden, die gewährleisten, dass ein
Beurteilungspegel von 30 dB(A) während der Nachtzeit in dem Raum oder den
Räumen bei mindestens einem teilgeöffneten Fenster nicht überschritten wird.

5.4 Zum Schutz vor Verkehrslärm muss im allgemeinen Wohngebiet innerhalb der Fläche
B1a-B2-B3-B7
- in Wohnungen mit einem oder zwei Aufenthaltsräumen mindestens ein

Aufenthaltsraum,
- in Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsräumen mindestens die Hälfte der

Aufenthaltsräume
durch geeignete Fensterkonstruktionen oder durch andere bauliche
Maßnahmengleicher Wirkung Schallpegeldifferenzen erreicht werden, die
gewährleisten, dass ein Beurteilungspegel von 30 dB(A) während der Nachtzeit in
dem Raum oder den Räumen bei mindestens einem teilgeöffneten Fenster nicht
überschritten wird.

5.5 Zum Schutz vor Verkehrslärm müssen im urbanen Gebiet
- in Wohnungen mit einem oder zwei Aufenthaltsräumen in mindestens einem

Aufenthaltsraum,
- in Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsräumen in mindestens der Hälfte der

Aufenthaltsräume
durch besondere Fensterkonstruktionen oder durch andere bauliche Maßnahmen
gleicher Wirkung Schallpegeldifferenzen erreicht werden, die gewährleisten, dass ein
Beurteilungspegel von 30 dB(A) während der Nachtzeit in dem Raum oder den
Räumen bei mindestens einem teilgeöffneten Fenster nicht überschritten wird.

5.6 Zum Schutz vor Verkehrslärm sind im urbanen Gebiet entlang der Linien
D18-D4-D5-D6-D7, im allgemeinen Wohngebiet entlang der Linien C2-C3-C4-C5,
D17-D1-D2-D3-D4 und D8-D9-D10-D11 mit Gebäuden baulich verbundene
Außenwohnbereiche (z. B. Loggien, Balkone, Terrassen) nur als verglaste Vorbauten
oder verglaste Loggien zulässig.
Von der Regelung ausgenommen sind Wohnungen, die über mindestens einen
baulich verbundenen Außenwohnbereich verfügen, der nicht zu den oben genannten
Linien ausgerichtet ist.
Bei Wohnungen mit mehreren baulich verbundenen Außenwohnbereichen, die nur zu
einer der oben genannten Linien ausgerichtet sind, ist jeweils mindestens ein baulich
verbundener Außenwohnbereich als verglaster Vorbau oder verglaste Loggia zu
errichten.

5.7 Zum Schutz vor Gewerbelärm müssen im Sondergebiet mit der Zweckbestimmung
"Quartiersgarage" die Außenwände des Gebäudes entlang der Linie
D13-D14-D15-D11 baulich geschlossen ausgeführt werden.

5.8 Zum Schutz vor Lärm sind im allgemeinen Wohngebiet auf den Flächen
B1-B2-B3-B4-B5-B1 und D14-D17-D19-D15-D14 die festgesetzten baulichen und
sonstigen Nutzungen erst dann zulässig, wenn entlang der Linie
D1-D2-D3-D4-D5-D6-D7-D8-D9-D10-D11-D12-D13 eine lückenlose Bebauung
errichtet oder öffentlich-rechtlich gesichert ist, dass diese lückenlose Bebauung
spätestens bei Nutzungsaufnahme errichtet ist.

5.9 Zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes müssen bauliche Anlagen im urbanen Gebiet bis
zu einem Abstand von 64 m zur Mitte der nächstgelegenen Gleiskreuzung
Weißenseer Weg / Hohenschönhauser Straße schwingungstechnisch abgekoppelt
von den Bahnanlagen errichtet werden. Es können auch Maßnahmen gleicher
Wirkung getroffen werden.

6. Grünfestsetzungen / Zuordnungsfestsetzungen

6.1 Auf der Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen
Bepflanzungen ist je 50 m² Grundstücksfläche ein hochstämmiger Laubbaum mit
einem Stammumfang von mindestens 16 cm in 1,3 m über Gelände zu pflanzen und
bei Abgang nachzupflanzen. Weiterhin ist die Fläche mit standortgerechten
Sträuchern so zu bepflanzen, dass der Eindruck einer geschlossenen
Gehölzpflanzung entsteht. Die Bepflanzungen sind zu erhalten und bei Abgang
nachzupflanzen.

6.2 Auf der Fläche mit Bindung für Bepflanzungen und für die Erhaltung sind die
vorhandenen Bäume zu erhalten. Bei Abgang ist je angefangener 50 m²
Grundstücksfläche ein hochstämmiger standortgerechter Laubbaum nachzupflanzen.
Der Stammumfang der zu pflanzenden Laubbäume muss mindestens 16 cm in 1,3 m
über Gelände betragen. Zusätzlich ist die Fläche mit standortgerechten Sträuchern so
zu bepflanzen, dass der Eindruck einer geschlossenen Gehölzpflanzung erhalten
bleibt. Die Bepflanzungen sind zu erhalten und bei Abgang nachzupflanzen. Bei der
Ermittlung der Zahl der zu pflanzenden Bäume sind die vorhandenen Bäume
einzurechnen, sofern sie nach der BaumSchVO geschützt sind.

6.3 Im allgemeinen Wohngebiet - mit Ausnahme der Flächen gemäß der textlichen
Festsetzung Nr. 6.1 - und im urbanen Gebiet ist pro angefangener 500 m²
Grundstücksfläche und auf der Fläche für den Gemeinbedarf mit der
Zweckbestimmung „Schule und Sport“ - mit Ausnahme der Flächen gemäß der
textlichen Festsetzung Nr. 6.2 - ist pro angefangener 1.000 m² Grundstücksfläche
mindestens ein standortgerechter, großkroniger Laubbaum zu pflanzen. Der
Stammumfang der zu pflanzenden Laubbäume muss mindestens 16 cm in 1,3 m über
Gelände betragen. Die Bepflanzungen sind zu erhalten und bei Abgang
nachzupflanzen. Bei der Ermittlung der Zahl der zu pflanzenden Bäume sind die
vorhandenen Bäume einzurechnen, sofern sie nach der BaumSchVO geschützt sind.
Die Pflanzungen auf den Flächen gemäß den textlichen Festsetzungen Nr. 6.1 und
6.2 sind nicht anrechenbar.

6.4 Im allgemeinen Wohngebiet und im urbanen Gebiet sind mindestens 50 % und im
sonstigen Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ sind mindestens
70 % der Dachflächen extensiv zu begrünen und als Maßnahme zum Schutz, zur
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft als Retentionsdächer
zur Rückhaltung von Niederschlagswasser auszubilden. Der durchwurzelbare Teil des
Dachaufbaus muss mindestens 10 cm betragen. Die Bepflanzungen sind zu erhalten
und bei Abgang nachzupflanzen. Die Ausbildung von Retentionsdächern gilt nicht für
Dachflächen von Nebenanlagen im Sinne des § 14 der Baunutzungsverordnung.

6.5 Auf der Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Schule und Sport“
sind mindestens 70 % der Dachflächen extensiv zu begrünen. Mindestens 50 % der
Dachflächen sind als Maßnahme zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von
Boden, Natur und Landschaft als Retentionsdächer zur Rückhaltung von
Niederschlagswasser auszubilden. Der durchwurzelbare Teil des Dachaufbaus muss
mindestens 10 cm betragen. Die Bepflanzungen sind zu erhalten und bei Abgang
nachzupflanzen. Die Ausbildung von Retentionsdächern gilt nicht für Dachflächen von
Nebenanlagen.

6.6 Im allgemeinen Wohngebiet, im urbanen Gebiet, im sonstigen Sondergebiet mit der
Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ und auf der Fläche für den Gemeinbedarf mit
der Zweckbestimmung „Schule und Sport“ ist eine Befestigung von Aufenthalts- und
Pausenflächen sowie von Zufahrten und Wegen - mit Ausnahme der mit einem Geh-
und Radfahrrecht zu belastenden Fläche a sowie der Zufahrten zur Quartiersgarage
und zu Tiefgaragen - nur in wasser- und luftdurchlässigem Aufbau herzustellen. Auch
Wasser- und Luftdurchlässigkeit wesentlich mindernde Befestigungen wie
Betonunterbau, Fugenverguss, Asphaltierungen und Betonierungen sind unzulässig.

6.7 Das innerhalb des allgemeinen Wohngebiets, des urbanen Gebiets, des sonstigen
Sondergebiets mit der Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ und der Fläche für den
Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Schule und Sport“ anfallende
Niederschlagswasser ist vollständig durch Mulden- oder Mulden-Rigolensysteme oder
andere Maßnahmen gleicher Wirkung zurückzuhalten.

7. Sonstige Festsetzungen

7.1 Die Fläche a ist mit einem Geh- und Radfahrrecht zugunsten der Allgemeinheit zu
belasten.

7.2 Die Flächen b, c und d sind mit einem Leitungsrecht zugunsten des
Unternehmensträgers zu belasten.

Hinweise

1. Die Einteilung der Straßenverkehrsfläche und der Verkehrsflächen besonderer
Zweckbestimmung ist nicht Gegenstand der Festsetzung.

2. Bei Anwendung der textlichen Festsetzungen Nrn. 6.1, 6.2, 6.3, 6.4 und 6.5 wird die
Verwendung von Arten der der Begründung beigefügten Pflanzliste vom 13.06.2023
empfohlen.

Fennpfuhl

Stellerweg

Ha
up

ts
tra

ße

Konrad-Wolf-Straße

Die vermessungstechnische und liegenschaftsrechtliche Richtigkeit wird
bescheinigt.

Berlin, den 12.12.2024

Dipl.-Ing. Jörg Biermann
Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur
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Textliche Festsetzungen

BEBAUUNGSPLAN 11-168 „HOHENSCHÖNHAUSER STRASSE / WEISSENSEER WEG“

Entwurf für die Beteiligung der Öffentlichkeit (§ 3 Abs. 2 Baugesetzbuch) 
(noch nicht rechtsverbindlich)

1. Art der baulichen Nutzung

1.1 Im urbanen Gebiet sind Einzelhandelsbetriebe im 1. Vollgeschoss nur ausnahms-
weise zulässig und oberhalb des 1. Vollgeschosses nicht zulässig.

1.2 Im urbanen Gebiet sind Betriebe des Beherbergungsgewerbes nur ausnahms-
weise zulässig.

1.3 Im allgemeinen Wohngebiet sind die Ausnahmen nach § 4 Abs. 3 Nr. 1 (Betriebe 
des Beherbergungsgewerbes), Nr. 4 (Gartenbaubetriebe) und Nr. 5 (Tankstellen) der 
Baunutzungsverordnung nicht zulässig.

1.4 Im allgemeinen Wohngebiet mit der Bezeichnung WA 1 und im urbanen Gebiet 
sind insgesamt mindestens 4.000 m² der Geschossfläche für Studierende und Aus-
zubildende vorzusehen.

1.5 Im urbanen Gebiet sind die Ausnahmen nach § 6a Abs. 3 Nr. 1 (Vergnügungs-
stätten) und Nr. 2 (Tankstellen) der Baunutzungsverordnung nicht zulässig.

1.6 Im urbanen Gebiet ist vom 1. bis einschließlich 6. Vollgeschoss entlang des Wei-
ßenseer Wegs sowie der Hohenschönhauser Straße eine Wohnnutzung nicht zulässig.

1.7 Im urbanen Gebiet sind oberhalb des 6. Vollgeschosses nur Wohnnutzungen 
zulässig.

1.8 Das sonstige Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ dient 
vorwiegend der Anlage einer Quartiersgarage.

Zulässig sind:
• Garagengebäude, Mobilitätsstationen inkl. Car-Sharing und Fahrradstellplätze 

sowie
• Anlagen zur Versorgung mit Elektrizität, Wärme und Wasser sowie zur Ableitung-

von Abwasser.

Ausnahmsweise können im 1. Vollgeschoss zugelassen werden:
• Schank- und Speisewirtschaften, Läden und sonstige Gewerbebetriebe, die das 

Wohnen nicht wesentlich stören.

2. Maß der baulichen Nutzung

2.1 In den Baugebieten darf die zulässige Grundfläche durch die Flächen von Stell-
plätzen mit ihren Zufahrten, Zufahrten zu Tiefgaragen, Nebenanlagen im Sinne des 
§ 14 Baunutzungsverordnung und bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberflä-
che, durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird, im urbanen Gebiet bis 
zu einer Grundfläche von 790 m², im allgemeinen Wohngebiet auf der Teilfläche WA 
1 bis zu einer Grundfläche von 10.050 m² und im allgemeinen Wohngebiet auf der 
Teilfläche WA 2 bis zu einer Grundfläche von 4.175 m² überschritten werden.

2.2 Bei der Ermittlung der zulässigen Geschossfläche sind im allgemeinen Wohn-
gebiet und im urbanen Gebiet die Flächen von Aufenthaltsräumen in anderen als 
Vollgeschossen einschließlich der dazugehörigen Treppenräume und einschließlich 
ihrer Umfassungswände mitzurechnen.

2.3 Im allgemeinen Wohngebiet, dem urbanen Gebiet und dem Sondergebiet mit 
der Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ können ausnahmsweise einzelne Dach-
aufbauten wie Lüftungsanlagen und Aufzugsüberfahrten bis zu einer Höhe von 2,5 m 
oberhalb der festgesetzten Oberkante zugelassen werden, wenn sie ausschließlich 
der Aufnahme technischer Einrichtungen dienen und mindestens 2,0 m von der Bau-
grenze bzw. Baulinie zurückgesetzt sind.

2.4 Im allgemeinen Wohngebiet, dem urbanen Gebiet und dem Sondergebiet mit 
der Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ können ausnahmsweise einzelne Dach-
aufbauten wie Wärmepumpen einschließlich ihrer zugehörigen Einhausungen bis zu 
einer Höhe von 3,5 m oberhalb der festgesetzten Oberkante zugelassen werden, 
wenn sie ausschließlich der Aufnahme technischer Einrichtungen dienen und min-
destens 3,0 m von der Baugrenze bzw. Baulinie zurückgesetzt sind.

2.5 Im allgemeinen Wohngebiet, dem urbanen Gebiet und dem Sondergebiet mit 
der Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ sind Dachaufbauten zur Nutzung erneu-
erbarer Energien, wie Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie, die mindes-
tens 2,0 m von der Baugrenze bzw. der Baulinie zurücktreten bis zu einer Höhe von 
2,5 m oberhalb der festgesetzten Oberkante allgemein zulässig.

3. Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche

3.1 An die Baugrenzen darf zwischen den Punkten D17 und D1 bezogen auf die zu-
lässige Höhe der baulichen Anlagen unter Einschränkung der Tiefe der Abstands-
flächen nach der Bauordnung für Berlin herangebaut werden.

4. Weitere Arten der Nutzung

4.1 Im allgemeinen Wohngebiet und im urbanen Gebiet sind Stellplätze und Gara-
gen unzulässig. Dies gilt nicht für Tiefgaragen sowie für Stellplätze für schwer Geh-
behinderte, Rollstuhlnutzerinnen und Rollstuhlnutzer.

4.2 Im allgemeinen Wohngebiet dürfen nur Wohngebäude errichtet werden, bei de-
nen ein Anteil von mindestens 30 % der zulässigen Geschossfläche mit Mitteln der 
sozialen Wohnraumförderung gefördert werden könnten. Ausnahmsweise können 
Wohngebäude ohne förderungsfähige Wohnungen zugelassen werden, wenn der 
nach Satz 1 erforderliche Mindestanteil in einem anderen Gebäude im allgemeinen 
Wohngebiet zusätzlich erbracht wird.

4.3 In den Dauerkleingärten kann ein eingeschossiges Vereinshaus, das mit der 
Zweckbestimmung im Einklang steht, zugelassen werden.

4.4 Auf der Fläche A1, A2, A3, A4, A5, A6, A7, A8, A1 innerhalb der Fläche für den 
Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Schule und Sport“ sind nur Schulfrei-
flächen, ungedeckte Sportanlagen mit ihren untergeordneten Nebenanlagen sowie 
Sportfunktionsgebäude zulässig.

4.5 Die Geltungsbereichsgrenze zwischen den Punkten E1, E2 und E3 ist zugleich 
Straßenbegrenzungslinie.

5. Immissionsschutz

5.1 Sofern im Geltungsbereich des Bebauungsplans Feuerungsanlagen für die Er-
zeugung von Wärme betrieben werden, sind vorwiegend zum Schutz vor Feinstaub 
als Brennstoffe nur Erdgas oder Heizöl EL schwefelarm zulässig. Die Verwendung 
anderer Brennstoffe ist dann zulässig, wenn sichergestellt ist, dass die Massenströ-
me von Schwefeloxiden, Stickstoffoxiden und Staub bezogen auf den Energiegehalt 
des eingesetzten Brennstoffs vergleichbar höchstens denen von Heizöl EL schwefel-
arm sind.

5.2 Zum Schutz vor Verkehrslärm muss im allgemeinen Wohngebiet entlang der Li-
nien C1-C2-C3-C4-C5-C6, D17-D1-D2-D3-D4 und D8-D9-D10-D11

• in Wohnungen mit einem oder zwei Aufenthaltsräumen mindestens ein Aufent-
haltsraum,

• in Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsräumen mindestens die Hälfte der 
Aufenthaltsräume

mit jeweils mindestens einem Fenster zur lärmabgewandten Seite ausgerichtet sein.

Von der Regelung ausgenommen sind Wohnungen, bei denen mindestens zwei Au-
ßenwände nicht zu einer lärmabgewandten Seite ausgerichtet sind.

Für Wohnungen, bei denen mindestens zwei Außenwände nicht zu einer lärmabge-
wandten Seite ausgerichtet sind, gilt Folgendes:

• in Wohnungen mit einem oder zwei Aufenthaltsräumen müssen in mindestens 
einem Aufenthaltsraum,

• in Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsräumen müssen in mindestens der 
Hälfte der Aufenthaltsräume

durch besondere Fensterkonstruktionen oder durch andere bauliche Maßnahmen 
gleicher Wirkung Schallpegeldifferenzen erreicht werden, die gewährleisten, dass 
ein Beurteilungspegel von 30 dB(A) während der Nachtzeit in dem Raum oder den 
Räumen bei mindestens einem teilgeöffneten Fenster nicht überschritten wird.

5.3 Zum Schutz vor Verkehrslärm muss im allgemeinen Wohngebiet entlang der Li-
nie D16-D17

• in Wohnungen mit einem oder zwei Aufenthaltsräumen mindestens ein Aufent-
haltsraum,

• in Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsräumen mindestens die Hälfte der 
Aufenthaltsräume

mit jeweils mindestens einem Fenster zur lärmabgewandten Seite ausgerichtet sein.
Von der Regelung ausgenommen sind Wohnungen, bei denen mindestens zwei Au-
ßenwände von der oben genannten Linie abgewandt sind.
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Für Wohnungen, bei denen mindestens zwei Außenwände nicht zu einer lärmabge-
wandten Seite ausgerichtet sind, gilt Folgendes:

• in Wohnungen mit einem oder zwei Aufenthaltsräumen müssen in mindestens 
einem Aufenthaltsraum,

• in Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsräumen müssen in mindestens der 
Hälfte der Aufenthaltsräume

durch besondere Fensterkonstruktionen oder durch andere bauliche Maßnahmen 
gleicher Wirkung Schallpegeldifferenzen erreicht werden, die gewährleisten, dass 
ein Beurteilungspegel von 30 dB(A) während der Nachtzeit in dem Raum oder den 
Räumen bei mindestens einem teilgeöffneten Fenster nicht überschritten wird.

5.4 Zum Schutz vor Verkehrslärm muss im allgemeinen Wohngebiet innerhalb der 
Fläche B1a-B2-B3-B7

• in Wohnungen mit einem oder zwei Aufenthaltsräumen mindestens ein Aufent-
haltsraum,

• in Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsräumen mindestens die Hälfte der 
Aufenthaltsräume

durch geeignete Fensterkonstruktionen oder durch andere bauliche Maßnahmen 
gleicher Wirkung Schallpegeldifferenzen erreicht werden, die gewährleisten, dass 
ein Beurteilungspegel von 30 dB(A) während der Nachtzeit in dem Raum oder den 
Räumen bei mindestens einem teilgeöffneten Fenster nicht überschritten wird.

5.5 Zum Schutz vor Verkehrslärm müssen im urbanen Gebiet

• in Wohnungen mit einem oder zwei Aufenthaltsräumen in mindestens einem Auf-
enthaltsraum,

• in Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsräumen in mindestens der Hälfte der 
Aufenthaltsräume

durch besondere Fensterkonstruktionen oder durch andere bauliche Maßnahmen 
gleicher Wirkung Schallpegeldifferenzen erreicht werden, die gewährleisten, dass 
ein Beurteilungspegel von 30 dB(A) während der Nachtzeit in dem Raum oder den 
Räumen bei mindestens einem teilgeöffneten Fenster nicht überschritten wird.

5.6 Zum Schutz vor Verkehrslärm sind im urbanen Gebiet entlang der Linien D18-
D4-D5-D6-D7, im allgemeinen Wohngebiet entlang der Linien C2-C3-C4-C5, 
D17-D1-D2-D3-D4 und D8-D9-D10-D11 mit Gebäuden baulich verbundene Außen-
wohnbereiche (z. B. Loggien, Balkone, Terrassen) nur als verglaste Vorbauten oder 
verglaste Loggien zulässig.

Von der Regelung ausgenommen sind Wohnungen, die über mindestens einen bau-
lich verbundenen Außenwohnbereich verfügen, der nicht zu den oben genannten 
Linien ausgerichtet ist. Bei Wohnungen mit mehreren baulich verbundenen Außen-
wohnbereichen, die nur zu einer der oben genannten Linien ausgerichtet sind, ist je-
weils mindestens ein baulich verbundener Außenwohnbereich als verglaster Vorbau 
oder verglaste Loggia zu errichten.

5.7 Zum Schutz vor Gewerbelärm müssen im Sondergebiet mit der Zweckbestim-
mung „Quartiersgarage“ die Außenwände des Gebäudes entlang der Linie D13-
D14-D15-D11 baulich geschlossen ausgeführt werden.

5.8 Zum Schutz vor Lärm sind im allgemeinen Wohngebiet auf den Flächen B1-B2-
B3-B4-B5-B1 und D14-D17-D19-D15-D14 die festgesetzten baulichen und sonstigen 
Nutzungen erst dann zulässig, wenn entlang der Linie D1-D2-D3-D4-D5-D6-D7-D8-
D9-D10-D11-D12-D13 eine lückenlose Bebauung errichtet oder öffentlich-rechtlich 
gesichert ist, dass diese lückenlose Bebauung spätestens bei Nutzungsaufnahme 
errichtet ist.

5.9 Zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes müssen bauliche Anlagen im urbanen Gebiet bis zu einem Ab-
stand von 64 m zur Mitte der nächstgelegenen Gleiskreuzung Weißenseer Weg / Ho-
henschönhauser Straße schwingungstechnisch abgekoppelt von den Bahnanlagen 
errichtet werden. Es können auch Maßnahmen gleicher Wirkung getroffen werden.

6. Grünfestsetzungen / Zuordnungsfestsetzungen

6.1 Auf der Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflan-
zungen ist je 50 m² Grundstücksfläche ein hochstämmiger Laubbaum mit einem 
Stammumfang von mindestens 16 cm in 1,3 m über Gelände zu pflanzen und bei 
Abgang nachzupflanzen. Weiterhin ist die Fläche mit standortgerechten Sträuchern 
so zu bepflanzen, dass der Eindruck einer geschlossenen Gehölzpflanzung entsteht. 
Die Bepflanzungen sind zu erhalten und bei Abgang nachzupflanzen.

6.2 Auf der Fläche mit Bindung für Bepflanzungen und für die Erhaltung sind die 
vorhandenen Bäume zu erhalten. Bei Abgang ist je angefangener 50 m² Grund-
stücksfläche ein hochstämmiger standortgerechter Laubbaum nachzupflanzen. Der 
Stammumfang der zu pflanzenden Laubbäume muss mindestens 16 cm in 1,3 m 
über Gelände betragen. Zusätzlich ist die Fläche mit standortgerechten Sträuchern 
so zu bepflanzen, dass der Eindruck einer geschlossenen Gehölzpflanzung erhalten 
bleibt. Die Bepflanzungen sind zu erhalten und bei Abgang nachzupflanzen. Bei der 
Ermittlung der Zahl der zu pflanzenden Bäume sind die vorhandenen Bäume einzu-
rechnen, sofern sie nach der BaumSchVO geschützt sind.

6.3 Im allgemeinen Wohngebiet - mit Ausnahme der Flächen gemäß der textlichen 
Festsetzung Nr. 6.1 - und im urbanen Gebiet ist pro angefangener 500 m² Grund-
stücksfläche und auf der Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung 
„Schule und Sport“ - mit Ausnahme der Flächen gemäß der textlichen Festsetzung 
Nr. 6.2 - ist pro angefangener 1.000 m² Grundstücksfläche mindestens ein stand-
ortgerechter, großkroniger Laubbaum zu pflanzen. Der Stammumfang der zu pflan-
zenden Laubbäume muss mindestens 16 cm in 1,3 m über Gelände betragen. Die 
Bepflanzungen sind zu erhalten und bei Abgang nachzupflanzen. Bei der Ermittlung 
der Zahl der zu pflanzenden Bäume sind die vorhandenen Bäume einzurechnen, 
sofern sie nach der BaumSchVO geschützt sind. Die Pflanzungen auf den Flächen 
gemäß den textlichen Festsetzungen Nr. 6.1 und 6.2 sind nicht anrechenbar.

6.4 Im allgemeinen Wohngebiet und im urbanen Gebiet sind mindestens 50 % und 
im sonstigen Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ sind min-
destens 70 % der Dachflächen extensiv zu begrünen und als Maßnahme zum Schutz, 
zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft als Retentionsdä-
cher zur Rückhaltung von Niederschlagswasser auszubilden. Der durchwurzelbare 
Teil des Dachaufbaus muss mindestens 10 cm betragen. Die Bepflanzungen sind zu 
erhalten und bei Abgang nachzupflanzen. Die Ausbildung von Retentionsdächern 
gilt nicht für Dachflächen von Nebenanlagen im Sinne des § 14 der Baunutzungs-
verordnung.

6.5 Auf der Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Schule und 
Sport“ sind mindestens 70 % der Dachflächen extensiv zu begrünen. Mindestens 
50  % der Dachflächen sind als Maßnahme zum Schutz, zur Pflege und zur Ent-
wicklung von Boden, Natur und Landschaft als Retentionsdächer zur Rückhaltung 
von Niederschlagswasser auszubilden. Der durchwurzelbare Teil des Dachaufbaus 
muss mindestens 10 cm betragen. Die Bepflanzungen sind zu erhalten und bei Ab-
gang  nachzupflanzen. Die Ausbildung von Retentionsdächern gilt nicht für Dach-
flächen von Nebenanlagen.

6.6 Im allgemeinen Wohngebiet, im urbanen Gebiet, im sonstigen Sondergebiet 
mit der Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ und auf der Fläche für den Gemein-
bedarf mit der Zweckbestimmung „Schule und Sport“ ist eine Befestigung von Auf-
enthalts- und Pausenflächen sowie von Zufahrten und Wegen - mit Ausnahme der 
mit einem Geh- und Radfahrrecht zu belastenden Fläche a sowie der Zufahrten zur 
Quartiersgarage und zu Tiefgaragen - nur in wasser- und luftdurchlässigem Aufbau 
herzustellen. Auch Wasser- und Luftdurchlässigkeit wesentlich mindernde Befesti-
gungen wie Betonunterbau, Fugenverguss, Asphaltierungen und Betonierungen sind 
unzulässig.

6.7 Das innerhalb des allgemeinen Wohngebiets, des urbanen Gebiets, des sonsti-
gen Sondergebiets mit der Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ und der Fläche für 
den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Schule und Sport“ anfallende Nie-
derschlagswasser ist vollständig durch Mulden- oder Mulden-Rigolensysteme oder 
andere Maßnahmen gleicher Wirkung zurückzuhalten.

7. Sonstige Festsetzungen

7.1 Die Fläche a ist mit einem Geh- und Radfahrrecht zugunsten der Allgemeinheit 
zu belasten.

7.2 Die Flächen b, c und d sind mit einem Leitungsrecht zugunsten des Unterneh-
mensträgers zu belasten.

Hinweise

1. Die Einteilung der Straßenverkehrsfläche und der Verkehrsflächen besonderer 
Zweckbestimmung ist nicht Gegenstand der Festsetzung.

2. Bei Anwendung der textlichen Festsetzungen Nrn. 6.1, 6.2, 6.3, 6.4 und 6.5 wird die 
Verwendung von Arten der der Begründung beigefügten Pflanzliste vom 13.06.2023 
empfohlen.
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AUFSTELLUNGSBE-
SCHLUSS 

(BA) Lichtenberg beschließt die 
Aufstellung des B-Plans 11-168 / 

§ 2 (1) BauGB

B-PLAN WIRD ANGELEGEN-
HEIT DES SENATS

SenStadt übernimmt das B-
Plan-Verfahren

PLANERFORDERNIS

Flächenneuordnung erforder-
lich für Weißenseer Weg / 
Hohenschönhauser Straße

i

Das Bezirksamt (BA) legt Planungs-
erfordernis und Planungsziele im 
Ausschuss für Stadtentwicklung der 
Bezirksverordnetenversammlung 
(BVV) zur Beratung und Erörterung 
vor und beschließt die Einleitung des 
Bebauungsplanverfahrens.

Die Senatsverwaltung für Stadt-
entwicklung, Bauen und Wohnen 
(SenStadt) übernimmt das Ver-
fahren aufgrund bezirklicher 
Prioritätensetzung seitens des BA 
Lichtenberg. Zudem ist der B-Plan 
11-168 von gesamtstädtischer 
Bedeutung und berührt gem. § 7 
AGBauGB dringende Gesamtinter-
essen Berlins.

SenStadt sieht eine umfassen-
de Öffentlichkeitsbeteiligung 
vor; hierbei handelt es sich 
um eine freiwillige Maßnah-
me, die über den gesetzlichen 
Mindeststandard („formelle“ 
Beteiligung) hinausgeht. START DER ÖFFENTLICHKEITSBETEILIGUNG 

INTERVIEWS +  
INFORMELLE GESPRÄCHE

Aktivierung und Befragung 
relevanter Akteurinnen und 

Akteure  vor Ort

PARLAMENTARISCHER 
BESCHLUSSS 

FESTSETZUNG 
ENDGÜLTIGE PLANFASSUNG

§ 10 (1) BauGB
SenStadt erlässt B-Plan als 

Rechtsverordnung

Beauftragung des Planungsbüros 
AG.URBAN zur Unterstützung bei 
der Beteiligung

Juni 2020September  2019

Die finale Fassung des Bebauungsplan-
entwurfs wird dem Senat von Berlin zur 
Beschlussfassung vorgelegt. Danach 
gehen die Unterlagen an das Abge-
ordnetenhaus, das den Bebauungsplan-
entwurf nach Behandlung im zuständigen 
Ausschuss beschließt.

Nach dem Beschluss des Abgeordneten-
hauses erlässt SenStadt eine Rechtsver-
ordnung und veröffentlicht sie im Gesetz- 
und Verordnungsblatt von Berlin. Damit 
wird der Bebauungsplan rechtskräftig. 
Den in Kraft getretenen Bebauungsplan 
können Bürgerinnen und Bürger jederzeit 
im Internet einsehen: https://www.berlin.
de/sen/stadtentwicklung/planung/be-
bauungsplanverfahren/. Eine beglaubigte 
Abzeichnung des Bebauungsplans kann 
während der Dienststunden beim Bezirks-
amt eingesehen werden.

Für einen Baubeginn ist ein bau-
aufsichtliches Verfahren, in der 
Regel ein Baugenehmigungsver-
fahren, notwendig. 

BEKANNTMACHUNG

GENHEMIGUNGS- 
VERFAHREN 

für Bauvorhaben auf 
Grundlage des neuen B-Plans

i

WAS IST INFORMELLE BETEILIGUNG?

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens 11-168 wird die gesetzlich vorge-
schriebene Öffentlichkeitsbeteiligung um Elemente der sogenannten „infor-
mellen Beteiligung“ ergänzt. Im Rahmen der informellen Beteiligung werden 
alternative Diskussionsformate und Beteiligungsangebote entwickelt, um die 
Bürgerschaft niedrigschwelliger zu beteiligen. Ein wichtiger Aspekt ist der 
meist diskursive Charakter dieses Verfahrens, welcher eine Begegnung ver-
schiedener Interessenslagen auf Augenhöhe ermöglicht. Die ortsansässigen 
Akteur*innen und Bewohner*innen sind dabei die „Expertinnen und Experten“ 
vor Ort. Informelle Beteiligung ist gesetzlich nicht festgeschrieben und somit 
eine freiwillige Ergänzung bei der Aufstellung eines Bebauungsplans. Im B-
Planverfahren 11-168 gibt es Angebote zur Information und Mitwirkung. 
Aufgrund der gerechten Abwägung aller öffentlichen und privaten Belange 
gegen- und untereinander ist eine Mitentscheidung durch Bürgerinnen und 
Bürger NICHT möglich. Die Abwägung unterliegt komplexen rechtlichen Be-
dingungen und muss einer gerichtlichen Prüfung standhalten.

begleitende   
Öffentlichkeitsarbeit

Mitwirkung
Aktive Beteiligung

Konsultation
Anhörung

Information
Bekanntmachungi

ERARBEITUNG  
VORENTWURF 

Der Vorentwurf spiegelt 
die wichtigsten Ziele und 

Zwecke der Planung wider 

wichtige  
Beteiligungs-
möglichkeit

SenStadt = Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen

Legende

BA = Bezirksamt umfassende Öffentlichkeitsbeteiligung informelle Beteiligung

SenStadt gibt Bürgerinnen und 
Bürger Rückmeldung

Verfahrensstand 
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START DER ÖFFENTLICHKEITSBETEILIGUNG 

INFOZEITUNG #1

SenStadt informiert über  
Status Quo und Beteiligungs- 

möglichkeiten im 
B-Plan-Verfahren

i
Oktober 2020

Mitte Oktober bis  
Mitte November 2020 07.05.2021

November 2021

Januar 2025

ERSTE ABWÄGUNG

Anregungen wurden  
von SenStadt  

ausgewertet und  
abgewogen 

ERARBEITUNG DES  
PLANENTWURFS

 
Die Ergebnisse aus der Bürger-

beteiligung flossen in die  
Erarbeitung ein

BETEILIGUNG DER TÖB

Behörden und sonstige 
Träger öffentlicher Belange 
(TöB) (§4 (2) BauGB) wurden 
aufgefordert, sich zum Plan-

entwurf zu äußern.

PRÜFUNG UND ABWÄGUNG 
Auswertung der Stellunganhmen und  

Überführung in Planentwurf 

SenStadt fertigt einen Entwurf der Abwä-
gung der öffentlichen und privaten Belan-
ge gegeneinander und untereinander.
Bei wesentlicher inhaltlicher Änderung des 
Plans aufgrund vorgebrachter, wesentlicher 
Belange der Bürgerinnen und Bürger oder 
TöB werden die Trägerbeteiligung und die 
Öffentlichkeitsbeteiligung wiederholt. 

FORMELLE 
ÖFFENTLICHKEITSBETEILIGUNG  

Dauer der Auslegung und Frist zur 
Stellunganhme = mind. 30 Tage

Für Bürgerinnen und Bürger beginnt nun die 
zweite Phase der Öffentlichkeitsbeteiligung 
(gem. § 3 (2) BauGB).
SenStadt veröffentlicht den erarbeiteten 
Planentwurf mindestens einen Monat. Die 
Veröffentlichungsfrist wird im Amtsblatt be-
kannt gemacht. Ergänzend wird im Internet 
und in Tageszeitungen über die Öffentlich-
keitsbeteiligung informiert.

INFOZEITUNG #2
Ergebnisse aus der Ideen-
werkstatt, Verfahrensstand, 
städtebauliche Entwürfe, 
Wissenswertes zu Freiräu-

men und Quartiersgaragen

INFOZEITUNG #3
Aktuelle Entwicklungen und 
Planungen, Ergebnisse der 
Untersuchungen, Beteili-

gungsmöglichkeiten

IDEENWERKSTATT NR. 1

Bürgerinnen und Bürger wur-
den zu Gestaltungsfragen  

(Freiräume, Städtebau,  
Nutzungen) beteiligt

i

i

WER WIRD NOCH AM BEBAUNGSPLANVERFAHREN BETEILIGT?

Nicht nur die Bürgerinnen und Bürger (§ 3 BauGB) bekommen bei der Auf-
stellung eines Bebauungsplanverfahrens die Möglichkeit der Äußerung, son-
dern gemäß § 4 BauGB holt sich die Gemeinde auch Stellungnahmen zum 
Planentwurf bei den durch die Planung berührten Behörden und Trägern öf-
fentlicher Belange (TöB) ein. Zu den Trägern öffentlicher Belange gehören 
beispielsweise die Feuerwehr, Energieversorger, Entsorgungsfirmen oder die 
Bahn. Für die Stellungnahme haben die TöB eine Frist von einem Monat und 
sie müssen sich darin auf ihren Aufgabenbereich beschränken. Die TöB müs-
sen über bedeutsame Planungen berichten und die für die Abwägung zweck-
dienlichen Informationen zur Verfügung stellen.

FRÜHZEITIGE ÖFFENT-
LICHKEITSBETEILIGUNG

§ 3 (1) BauGB

i

Für Bürgerinnen und Bürger 
begann die erste Phase der 
Beteiligung. Sie wurden über 
bestehende Planungsabsich-
ten informiert und konnten Hin-
weise bzw. Anregungen zum 
Vorentwurf abgegeben.

Verfahrensstand

26.11.2021

IDEENWERKSTATT NR. 2

Bürgerinnen und Bürger  
wurden zu Gestaltungsfragen  

(Freiräumen, Nutzungen)  
beteiligt

 Wir stehen 
 mittlerweile hier: 

Mitte Februar  
bis Mitte März 2024

20.01. bis 19.02.25
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Straße
6093

6083
6091

6081

Konrad-Wolf-Straße

UNGEDECKTE
SPORTANLAGE

SCHULE
UND

SPORT

PRIVATE
DAUER-

KLEINGÄRTEN

Gem. 530
Lichtenberg

FUẞ- UND RADWEG

MU

WA 1

WA 2aVERKEHRS-
BERUHIGTER

BEREICH

OK 90,0 m bis
105,6 m über NHN

OK 78,0 bis 81,0 m
über NHN

OK 78,0 m bis
81,0 m über NHN

OK 78,0 m
über NHN

OK 78,0 m
über NHN

OK 72,0 m
über NHN

I

7,0

A1

A2

A3

A4

A5

A6

A7

A8

13,0

GF 14.000 m²
GR 2.400 m²

5,0

SO
QUARTIERS-

GARAGE

10,8

16,5

3,3

0,8

10
,0

GF 40.200 m²
GR 6.000 m²

GF 8.500 m²
GR 550 m²

GF 11.100 m²
GR 2.000 m² 20,0

18,9

17,0

5,0
10,0

OK 72,0 bis 75,0 m
über NHN

OK 92,5 m
über NHN

B1

B2

B4

B5

C1

C3

C4

C528,2
C6

D1

D2

D4

D6

D8

D10

D11

D12

D13

D14

D15

D16

D17

OK 75,0 m bis
78,0 m über NHN

2,0

2,019,2

20,5

18,0

14,0

67,5

74,6

4,0
7,56,6

35,0

5,6

4,7

TGa1
9,2

GR 250 m²

E1

E2

E3

b

c

9,6

3,6

5,04,1
3,0

24,2

6,1

18,9

6,2

4,7

5 821 700

396 200

5 821 800
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396 500
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5 821 700

4,5

d

4,5

B3

B6

C2

28,2

D3

D5

D7

D9
8,5

0,5
5,5

3,0

D19

38,7

6,3

2,5
4,5

3,1

8,8

20,0

9,0

3,0

5,0

2,7

54,2

18,0

2,5

22,1

5,7

4,7

4,9
4,7

1,0

D18

5,7

Flur 114

Flur 214
Flur 214

Flur 114
Flur 113

Flur 24

Flur 18

Flur 17

LICHTENBERG

PANKOW

Gem. 004
Prenzlauer Berg

Gem. 580
Hohenschönhausen37,3

4,2

2,5

4,5

9,5

6,1

16,7

0,9

2,1

0,2

26,6

1,8

4,5

B1a

B7

37,3

Festsetzungen

Eintragungen als Vorschlag

Nachrichtliche Übernahmen

WOCHENENDHAUSGEBIET

QUARTIERSGARAGE

Teich

35,4

GTGa1

SCHULE UND SPORT

FUẞ- UND RADWEG

UMSPANNWERK

Ga 1

TGa 1

K

St

HOTEL

GAnl

Ga3St
TGa1

GGa1
GSt
Ga1
St

Anpflanzungen, Bindungen für Bepflanzungen, Schutz und Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

Flächen für den Gemeinbedarf

Oberirdische Hauptversorgungsleitungen

Flächen für Versorgungsanlagen,

sowie für Ablagerungen

Verkehrsflächen

T

Öffentliche und private Grünflächen

Fläche für Wald
Wasserfläche

PRIVATE DAUERKLEINGÄRTEN

ÖFFENTLICHE PARKANLAGE

g

ED

E

O

WR

WA

WB

MD

MI

MK

GE

GI

SO

Sonstige Festsetzungen

Art und Maß der baulichen Nutzung, Bauweise, Baulinien, Baugrenzen, Höhe baulicher Anlagen

3,0

bis

WR

0,4

60, 9 Flur 1096

49A

z.B.

z.B.

Schornstein
Zaun, Hecke

-II
Unterirdisches Bauwerk

mit Geschosszahl und Durchfahrt

Hochspannungsmast

in Meter über NHN    z.B.

Parkhaus

GrundstücksnummerLaubbaum, Nadelbaum

Wirtschafts-, Industriegebäude

Geländehöhe, Straßenhöhe

Naturdenkmal (Laub-, Nadelbaum)

oder Garage

Wohn- oder Öffentliches Gebäude

Gewässer

Brücke

Straßenbegrenzungslinie

Baulinie, Baugrenze

Flurstücksnummer; Flurnummer

Gemarkungsgrenze

Bordkante

Ortsteilgrenze

Bezirksgrenze

Landesgrenze (Bundesland)

Mauer, Stützmauer

V

Flurgrenze

auch

Linie zur Abgrenzung des
(§ 23 Abs. 3 Satz 3 BauNVO)

mit Angabe der Geschosse

z.B.

z.B.

z.B.

12,4 m über Gehweg

124,5 m über NHN

116,0 m bis 124,5 m über NHN

124,5 m über NHN

z.B.

z.B.

Garage

Kinderspielplatz

Tiefgarage

Geschützter Landschaftsbestandteil

Gemeinschaftsstellplätze

Besonderer Nutzungszweck von Flächen

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu

Gemeinschaftstiefgaragen

Naturschutzgebiet
Landschaftschutzgebiet

Naturdenkmal                  

Gebäude

Stellplatz

Einzelanlage, die dem Denkmalschutz unterliegt

Stellplätze
Tiefgaragen

belastende Flächen

Gemeinschaftsgaragen Gemeinschaftsanlagen

Garagengebäude mit Dachstellplätzen
Garagen

Arkade

N.D.

D

N
L

LB

mit Angabe der Geschosse

mit Angabe der Geschosse

mit Angabe der Geschosse

mit Angabe der Geschosse

z.B.

Tiefstraße

Künftige Industriebahn (in Aussicht genommen)

Brücke

Umgrenzung der Flächen für den Luftverkehr

Umgrenzung der Flächen, deren Böden erheblich
mit umweltgefährdenden Stoffen belastet sind

Umgrenzung von Flächen für Zuordnungen nach §9
Abs. 1a Baugesetzbuch
(Kombination mit anderen Planzeichen möglich)

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs

Abgrenzungen unterschiedlicher Nutzung

Umgrenzung von Flächen für besondere Anlagen und

Umgrenzung von Flächen für

Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen

Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

des Bebauungsplanes

Wasserschutzgebiet (Grundwassergewinnung)

Straßenbahn

Wasserfläche

Bahnanlage

Hochstraße

Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-

GW

 400 m² bis 500 m²

0,7

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung

Umgrenzung der Flächen für

Bäumen

Anpflanzen von
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen,

Hochspannungsleitung

sonstigen Bepflanzungen

Private Verkehrsfläche

öffentliche Parkfläche

Straßenverkehrsfläche

z.B.

z.B.

Gasdruckregler

sonstigen Bepflanzungen

Trafostationz.B.

als Mindest- und Höchstmaß

(§ 9 Abs.1 Nr.6 BauGB)

als Mindest- und Höchstmaß

als Höchstmaß

als Höchstmaß

Geschossfläche

Wohnungen
Beschränkung der Zahl der

Geschossflächenzahl

Baumassenzahl

Sonstiges Sondergebiet

Baumasse

Sondergebiet (Erholung)

Industriegebiet

Gewerbegebiet

Kerngebiet

Mischgebiet

Dorfgebiet

Besonderes Wohngebiet

Allgemeines Wohngebiet

Reines Wohngebiet

Kleinsiedlungsgebiet

(§11 BauNVO)

0,5

z.B.

z.B.

z.B.

z.B.

z.B.

4000 m³

500 m²

z.B.

z.B.

0,7

2Wo

(§ 4a BauNVO)

(§10 BauNVO)

(§ 9 BauNVO)

(§ 8 BauNVO)

(§ 7 BauNVO)

(§ 6 BauNVO)

(§ 5 BauNVO)

(§ 4 BauNVO)

(§ 3 BauNVO)

(§ 2 BauNVO)

Flurstücksgrenze

z.B.

z.B.

Umgrenzung von Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur

Sträuchern

Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

Bäumen

Erhaltung von

Bereich ohne Ausfahrt

Bereich ohne Einfahrt

Straßenbegrenzungslinie

Sträuchern

Straßenseite

Straßenseite

Straßenseite

als Mindest- und Höchstmaß

als Mindest- und Höchstmaß

Nur Einzelhäuser zulässig

Nur Hausgruppen  zulässig

Nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig

als Höchstmaß

Baulinie

Geschlossene Bauweise

Baugrenze

Grundflächenzahl

Grundfläche

Zahl der Vollgeschosse

zwingend

Offene Bauweise

(§ 23 Abs. 2 Satz 1 BauNVO)

z.B.

z.B.

z.B.

53,5 m über NHN

z.B.

z.B.

z.B.

z.B.

100 m²

z.B.

und für die Erhaltung
Umgrenzung von Flächen mit Bindung für Bepflanzungen

Immissionsschutzgesetzes

Umgrenzung der Gebiete, in denen zum Schutz vor schädlichen

Sichtfläche

Höhenlage bei Festsetzungen (in Meter über NHN)                   z.B.

E

Gesamtanlage (Ensemble), die dem
Denkmalschutz unterliegen

35,4

z.B.

z.B.

mit Geschosszahl

Zeichenerklärung

Bebauungsplan 11-168
für eine Teilfläche zwischen der Kleingartenanlage „Langes Höhe",

Weißenseer Weg, Hohenschönhauser Straße,
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Die vorstehende Zeichenerklärung enthält gebräuchliche Planzeichen, auch soweit sie in diesem Bebauungsplan nicht verwendet werden.
Zugrunde gelegt sind die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes

vom 20. Dezember 2023 (BGBI. 2023 I Nr. 394) und die Planzeichenverordnung (PlanZV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58),
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802).
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Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen
Abteilung II

Abteilungsleiter

Der Bebauungsplan wurde in der Zeit vom                           bis einschließlich                            im Internet veröffentlicht.
Das Abgeordnetenhaus von Berlin hat dem Bebauungsplan am                            zugestimmt.

Berlin, den         .          . 

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen
Abteilung II

Abteilungsleiter

Der Bebauungsplan ist aufgrund des § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuchs in Verbindung mit § 7 Abs. 2 des Gesetzes zur Ausführung des
Baugesetzbuchs durch Verordnung vom heutigen Tage festgesetzt worden.

Berlin, den        .         .

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen
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Textliche Festsetzungen
1. Art der baulichen Nutzung
1.1 Im urbanen Gebiet sind Einzelhandelsbetriebe im 1. Vollgeschoss nur

ausnahmsweise zulässig und oberhalb des 1. Vollgeschosses nicht zulässig.

1.2 Im urbanen Gebiet sind Betriebe des Beherbergungsgewerbes nur ausnahmsweise
zulässig.

1.3 Im allgemeinen Wohngebiet sind die Ausnahmen nach § 4 Abs. 3 Nr. 1 (Betriebe des
Beherbergungsgewerbes), Nr. 4 (Gartenbaubetriebe) und Nr. 5 (Tankstellen) der
Baunutzungsverordnung nicht zulässig.

1.4 Im allgemeinen Wohngebiet mit der Bezeichnung WA 1 und im urbanen Gebiet sind
insgesamt mindestens 4.000 m² der Geschossfläche für Studierende und
Auszubildende vorzusehen.

1.5 Im urbanen Gebiet sind die Ausnahmen nach § 6a Abs. 3 Nr. 1 (Vergnügungsstätten)
und Nr. 2 (Tankstellen) der Baunutzungsverordnung nicht zulässig.

1.6 Im urbanen Gebiet ist vom 1. bis einschließlich 6. Vollgeschoss entlang des
Weißenseer Wegs sowie der Hohenschönhauser Straße eine Wohnnutzung nicht
zulässig.

1.7 Im urbanen Gebiet sind oberhalb des 6. Vollgeschosses nur Wohnnutzungen zulässig.

1.8 Das sonstige Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ dient
vorwiegend der Anlage einer Quartiersgarage.
Zulässig sind:
- Garagengebäude, Mobilitätsstationen inkl. Car-Sharing und Fahrradstellplätze sowie
- Anlagen zur Versorgung mit Elektrizität, Wärme und Wasser sowie zur Ableitung

von Abwasser.
Ausnahmsweise können im 1. Vollgeschoss zugelassen werden:
- Schank- und Speisewirtschaften, Läden und sonstige Gewerbebetriebe, die das

Wohnen nicht wesentlich stören.

2. Maß der baulichen Nutzung

2.1 In den Baugebieten darf die zulässige Grundfläche durch die Flächen von Stellplätzen
mit ihren Zufahrten, Zufahrten zu Tiefgaragen, Nebenanlagen im Sinne des § 14
Baunutzungsverordnung und bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche,
durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird, im urbanen Gebiet bis zu einer
Grundfläche von 790 m², im allgemeinen Wohngebiet auf der Teilfläche WA 1 bis zu
einer Grundfläche von 10.050 m² und im allgemeinen Wohngebiet auf der Teilfläche
WA 2 bis zu einer Grundfläche von 4.175 m² überschritten werden.

2.2 Bei der Ermittlung der zulässigen Geschossfläche sind im allgemeinen Wohngebiet
und im urbanen Gebiet die Flächen von Aufenthaltsräumen in anderen als
Vollgeschossen einschließlich der dazugehörigen Treppenräume und einschließlich
ihrer Umfassungswände mitzurechnen.

2.3 Im allgemeinen Wohngebiet, dem urbanen Gebiet und dem Sondergebiet mit der
Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ können ausnahmsweise einzelne
Dachaufbauten wie Lüftungsanlagen und Aufzugsüberfahrten bis zu einer Höhe von
2,5 m oberhalb der festgesetzten Oberkante zugelassen werden, wenn sie
ausschließlich der Aufnahme technischer Einrichtungen dienen und mindestens 2,0 m
von der Baugrenze bzw. Baulinie zurückgesetzt sind.

2.4 Im allgemeinen Wohngebiet, dem urbanen Gebiet und dem Sondergebiet mit der
Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ können ausnahmsweise einzelne
Dachaufbauten wie Wärmepumpen einschließlich ihrer zugehörigen Einhausungen bis
zu einer Höhe von 3,5 m oberhalb der festgesetzten Oberkante zugelassen werden,
wenn sie ausschließlich der Aufnahme technischer Einrichtungen dienen und
mindestens 3,0 m von der Baugrenze bzw. Baulinie zurückgesetzt sind.

2.5 Im allgemeinen Wohngebiet, dem urbanen Gebiet und dem Sondergebiet mit der
Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ sind Dachaufbauten zur Nutzung erneuerbarer
Energien, wie Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie, die mindestens 2,0 m
von der Baugrenze bzw. der Baulinie zurücktreten bis zu einer Höhe von 2,5 m
oberhalb der festgesetzten Oberkante allgemein zulässig.

3. Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche

3.1 An die Baugrenzen darf zwischen den Punkten D17 und D1 bezogen auf die
zulässige Höhe der baulichen Anlagen unter Einschränkung der Tiefe der
Abstandsflächen nach der Bauordnung für Berlin herangebaut werden.

4. Weitere Arten der Nutzung

4.1 Im allgemeinen Wohngebiet und im urbanen Gebiet sind Stellplätze und Garagen
unzulässig. Dies gilt nicht für Tiefgaragen sowie für Stellplätze für schwer
Gehbehinderte, Rollstuhlnutzerinnen und Rollstuhlnutzer.

4.2 Im allgemeinen Wohngebiet dürfen nur Wohngebäude errichtet werden, bei denen ein
Anteil von mindestens 30 % der zulässigen Geschossfläche mit Mitteln der sozialen
Wohnraumförderung gefördert werden könnten. Ausnahmsweise können
Wohngebäude ohne förderungsfähige Wohnungen zugelassen werden, wenn der
nach Satz 1 erforderliche Mindestanteil in einem anderen Gebäude im allgemeinen
Wohngebiet zusätzlich erbracht wird.

4.3 In den Dauerkleingärten kann ein eingeschossiges Vereinshaus, das mit der
Zweckbestimmung im Einklang steht, zugelassen werden.

4.4 Auf der Fläche A1, A2, A3, A4, A5, A6, A7, A8, A1 innerhalb der Fläche für den
Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Schule und Sport“ sind nur
Schulfreiflächen, ungedeckte Sportanlagen mit ihren untergeordneten Nebenanlagen
sowie Sportfunktionsgebäude zulässig.

4.5 Die Geltungsbereichsgrenze zwischen den Punkten E1, E2 und E3 ist zugleich
Straßenbegrenzungslinie.

5. Immissionsschutz

5.1 Sofern im Geltungsbereich des Bebauungsplans Feuerungsanlagen für die Erzeugung
von Wärme betrieben werden, sind vorwiegend zum Schutz vor Feinstaub als
Brennstoffe nur Erdgas oder Heizöl EL schwefelarm zulässig. Die Verwendung
anderer Brennstoffe ist dann zulässig, wenn sichergestellt ist, dass die Massenströme
von Schwefeloxiden, Stickstoffoxiden und Staub bezogen auf den Energiegehalt des
eingesetzten Brennstoffs vergleichbar höchstens denen von Heizöl EL schwefelarm
sind.

5.2 Zum Schutz vor Verkehrslärm muss im allgemeinen Wohngebiet entlang der Linien
C1-C2-C3-C4-C5-C6, D17-D1-D2-D3-D4 und D8-D9-D10-D11
- in Wohnungen mit einem oder zwei Aufenthaltsräumen mindestens ein

Aufenthaltsraum,
- in Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsräumen mindestens die Hälfte der

Aufenthaltsräume
mit jeweils mindestens einem Fenster zur lärmabgewandten Seite ausgerichtet sein.
Von der Regelung ausgenommen sind Wohnungen, bei denen mindestens zwei
Außenwände nicht zu einer lärmabgewandten Seite ausgerichtet sind.

Für Wohnungen, bei denen mindestens zwei Außenwände nicht zu einer
lärmabgewandten Seite ausgerichtet sind, gilt Folgendes:
- in Wohnungen mit einem oder zwei Aufenthaltsräumen müssen in mindestens

einem Aufenthaltsraum,
- in Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsräumen müssen in mindestens der

Hälfte der Aufenthaltsräume
durch besondere Fensterkonstruktionen oder durch andere bauliche Maßnahmen
gleicher Wirkung Schallpegeldifferenzen erreicht werden, die gewährleisten, dass ein
Beurteilungspegel von 30 dB(A) während der Nachtzeit in dem Raum oder den
Räumen bei mindestens einem teilgeöffneten Fenster nicht überschritten wird.

5.3 Zum Schutz vor Verkehrslärm muss im allgemeinen Wohngebiet entlang der Linie
D16-D17
- in Wohnungen mit einem oder zwei Aufenthaltsräumen mindestens ein

Aufenthaltsraum,
- in Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsräumen mindestens die Hälfte der

Aufenthaltsräume
mit jeweils mindestens einem Fenster zur lärmabgewandten Seite ausgerichtet sein.
Von der Regelung ausgenommen sind Wohnungen, bei denen mindestens zwei
Außenwände von der oben genannten Linie abgewandt sind.

Für Wohnungen, bei denen mindestens zwei Außenwände nicht zu einer
lärmabgewandten Seite ausgerichtet sind, gilt Folgendes:
- in Wohnungen mit einem oder zwei Aufenthaltsräumen müssen in mindestens

einem Aufenthaltsraum,
- in Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsräumen müssen in mindestens der

Hälfte der Aufenthaltsräume
durch besondere Fensterkonstruktionen oder durch andere bauliche Maßnahmen
gleicher Wirkung Schallpegeldifferenzen erreicht werden, die gewährleisten, dass ein
Beurteilungspegel von 30 dB(A) während der Nachtzeit in dem Raum oder den
Räumen bei mindestens einem teilgeöffneten Fenster nicht überschritten wird.

5.4 Zum Schutz vor Verkehrslärm muss im allgemeinen Wohngebiet innerhalb der Fläche
B1a-B2-B3-B7
- in Wohnungen mit einem oder zwei Aufenthaltsräumen mindestens ein

Aufenthaltsraum,
- in Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsräumen mindestens die Hälfte der

Aufenthaltsräume
durch geeignete Fensterkonstruktionen oder durch andere bauliche
Maßnahmengleicher Wirkung Schallpegeldifferenzen erreicht werden, die
gewährleisten, dass ein Beurteilungspegel von 30 dB(A) während der Nachtzeit in
dem Raum oder den Räumen bei mindestens einem teilgeöffneten Fenster nicht
überschritten wird.

5.5 Zum Schutz vor Verkehrslärm müssen im urbanen Gebiet
- in Wohnungen mit einem oder zwei Aufenthaltsräumen in mindestens einem

Aufenthaltsraum,
- in Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsräumen in mindestens der Hälfte der

Aufenthaltsräume
durch besondere Fensterkonstruktionen oder durch andere bauliche Maßnahmen
gleicher Wirkung Schallpegeldifferenzen erreicht werden, die gewährleisten, dass ein
Beurteilungspegel von 30 dB(A) während der Nachtzeit in dem Raum oder den
Räumen bei mindestens einem teilgeöffneten Fenster nicht überschritten wird.

5.6 Zum Schutz vor Verkehrslärm sind im urbanen Gebiet entlang der Linien
D18-D4-D5-D6-D7, im allgemeinen Wohngebiet entlang der Linien C2-C3-C4-C5,
D17-D1-D2-D3-D4 und D8-D9-D10-D11 mit Gebäuden baulich verbundene
Außenwohnbereiche (z. B. Loggien, Balkone, Terrassen) nur als verglaste Vorbauten
oder verglaste Loggien zulässig.
Von der Regelung ausgenommen sind Wohnungen, die über mindestens einen
baulich verbundenen Außenwohnbereich verfügen, der nicht zu den oben genannten
Linien ausgerichtet ist.
Bei Wohnungen mit mehreren baulich verbundenen Außenwohnbereichen, die nur zu
einer der oben genannten Linien ausgerichtet sind, ist jeweils mindestens ein baulich
verbundener Außenwohnbereich als verglaster Vorbau oder verglaste Loggia zu
errichten.

5.7 Zum Schutz vor Gewerbelärm müssen im Sondergebiet mit der Zweckbestimmung
"Quartiersgarage" die Außenwände des Gebäudes entlang der Linie
D13-D14-D15-D11 baulich geschlossen ausgeführt werden.

5.8 Zum Schutz vor Lärm sind im allgemeinen Wohngebiet auf den Flächen
B1-B2-B3-B4-B5-B1 und D14-D17-D19-D15-D14 die festgesetzten baulichen und
sonstigen Nutzungen erst dann zulässig, wenn entlang der Linie
D1-D2-D3-D4-D5-D6-D7-D8-D9-D10-D11-D12-D13 eine lückenlose Bebauung
errichtet oder öffentlich-rechtlich gesichert ist, dass diese lückenlose Bebauung
spätestens bei Nutzungsaufnahme errichtet ist.

5.9 Zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes müssen bauliche Anlagen im urbanen Gebiet bis
zu einem Abstand von 64 m zur Mitte der nächstgelegenen Gleiskreuzung
Weißenseer Weg / Hohenschönhauser Straße schwingungstechnisch abgekoppelt
von den Bahnanlagen errichtet werden. Es können auch Maßnahmen gleicher
Wirkung getroffen werden.

6. Grünfestsetzungen / Zuordnungsfestsetzungen

6.1 Auf der Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen
Bepflanzungen ist je 50 m² Grundstücksfläche ein hochstämmiger Laubbaum mit
einem Stammumfang von mindestens 16 cm in 1,3 m über Gelände zu pflanzen und
bei Abgang nachzupflanzen. Weiterhin ist die Fläche mit standortgerechten
Sträuchern so zu bepflanzen, dass der Eindruck einer geschlossenen
Gehölzpflanzung entsteht. Die Bepflanzungen sind zu erhalten und bei Abgang
nachzupflanzen.

6.2 Auf der Fläche mit Bindung für Bepflanzungen und für die Erhaltung sind die
vorhandenen Bäume zu erhalten. Bei Abgang ist je angefangener 50 m²
Grundstücksfläche ein hochstämmiger standortgerechter Laubbaum nachzupflanzen.
Der Stammumfang der zu pflanzenden Laubbäume muss mindestens 16 cm in 1,3 m
über Gelände betragen. Zusätzlich ist die Fläche mit standortgerechten Sträuchern so
zu bepflanzen, dass der Eindruck einer geschlossenen Gehölzpflanzung erhalten
bleibt. Die Bepflanzungen sind zu erhalten und bei Abgang nachzupflanzen. Bei der
Ermittlung der Zahl der zu pflanzenden Bäume sind die vorhandenen Bäume
einzurechnen, sofern sie nach der BaumSchVO geschützt sind.

6.3 Im allgemeinen Wohngebiet - mit Ausnahme der Flächen gemäß der textlichen
Festsetzung Nr. 6.1 - und im urbanen Gebiet ist pro angefangener 500 m²
Grundstücksfläche und auf der Fläche für den Gemeinbedarf mit der
Zweckbestimmung „Schule und Sport“ - mit Ausnahme der Flächen gemäß der
textlichen Festsetzung Nr. 6.2 - ist pro angefangener 1.000 m² Grundstücksfläche
mindestens ein standortgerechter, großkroniger Laubbaum zu pflanzen. Der
Stammumfang der zu pflanzenden Laubbäume muss mindestens 16 cm in 1,3 m über
Gelände betragen. Die Bepflanzungen sind zu erhalten und bei Abgang
nachzupflanzen. Bei der Ermittlung der Zahl der zu pflanzenden Bäume sind die
vorhandenen Bäume einzurechnen, sofern sie nach der BaumSchVO geschützt sind.
Die Pflanzungen auf den Flächen gemäß den textlichen Festsetzungen Nr. 6.1 und
6.2 sind nicht anrechenbar.

6.4 Im allgemeinen Wohngebiet und im urbanen Gebiet sind mindestens 50 % und im
sonstigen Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ sind mindestens
70 % der Dachflächen extensiv zu begrünen und als Maßnahme zum Schutz, zur
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft als Retentionsdächer
zur Rückhaltung von Niederschlagswasser auszubilden. Der durchwurzelbare Teil des
Dachaufbaus muss mindestens 10 cm betragen. Die Bepflanzungen sind zu erhalten
und bei Abgang nachzupflanzen. Die Ausbildung von Retentionsdächern gilt nicht für
Dachflächen von Nebenanlagen im Sinne des § 14 der Baunutzungsverordnung.

6.5 Auf der Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Schule und Sport“
sind mindestens 70 % der Dachflächen extensiv zu begrünen. Mindestens 50 % der
Dachflächen sind als Maßnahme zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von
Boden, Natur und Landschaft als Retentionsdächer zur Rückhaltung von
Niederschlagswasser auszubilden. Der durchwurzelbare Teil des Dachaufbaus muss
mindestens 10 cm betragen. Die Bepflanzungen sind zu erhalten und bei Abgang
nachzupflanzen. Die Ausbildung von Retentionsdächern gilt nicht für Dachflächen von
Nebenanlagen.

6.6 Im allgemeinen Wohngebiet, im urbanen Gebiet, im sonstigen Sondergebiet mit der
Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ und auf der Fläche für den Gemeinbedarf mit
der Zweckbestimmung „Schule und Sport“ ist eine Befestigung von Aufenthalts- und
Pausenflächen sowie von Zufahrten und Wegen - mit Ausnahme der mit einem Geh-
und Radfahrrecht zu belastenden Fläche a sowie der Zufahrten zur Quartiersgarage
und zu Tiefgaragen - nur in wasser- und luftdurchlässigem Aufbau herzustellen. Auch
Wasser- und Luftdurchlässigkeit wesentlich mindernde Befestigungen wie
Betonunterbau, Fugenverguss, Asphaltierungen und Betonierungen sind unzulässig.

6.7 Das innerhalb des allgemeinen Wohngebiets, des urbanen Gebiets, des sonstigen
Sondergebiets mit der Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ und der Fläche für den
Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Schule und Sport“ anfallende
Niederschlagswasser ist vollständig durch Mulden- oder Mulden-Rigolensysteme oder
andere Maßnahmen gleicher Wirkung zurückzuhalten.

7. Sonstige Festsetzungen

7.1 Die Fläche a ist mit einem Geh- und Radfahrrecht zugunsten der Allgemeinheit zu
belasten.

7.2 Die Flächen b, c und d sind mit einem Leitungsrecht zugunsten des
Unternehmensträgers zu belasten.

Hinweise

1. Die Einteilung der Straßenverkehrsfläche und der Verkehrsflächen besonderer
Zweckbestimmung ist nicht Gegenstand der Festsetzung.

2. Bei Anwendung der textlichen Festsetzungen Nrn. 6.1, 6.2, 6.3, 6.4 und 6.5 wird die
Verwendung von Arten der der Begründung beigefügten Pflanzliste vom 13.06.2023
empfohlen.

Fennpfuhl

Stellerweg

Ha
up

ts
tra

ße

Konrad-Wolf-Straße

Die vermessungstechnische und liegenschaftsrechtliche Richtigkeit wird
bescheinigt.

Berlin, den 12.12.2024

Dipl.-Ing. Jörg Biermann
Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur
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WIE LESE ICH B-PLÄNE? 

Zahlen, Abkürzungen, Farben: Ein Bebauungsplan ist ein auf formalen Anforderungen beruhendes Dokument 
und ohne Vorwissen teilweise schwer zu lesen. Um den derzeitigen Planungsstand verstehen zu können, folgt 
das kleine „Einmaleins“ der Planzeichnungen in der Bebauungsplanung am Beispiel des B-Plans 11-168. 

6

4 10

3

5  
Die zeichnerischen Festsetzungen sind 
die zeichnerisch darstellbaren Festset-
zungen, die mit Inkrafttreten rechtsver-
bindlich werden. 

6  
Textliche Festsetzungen sind fester 
Bestandteil von Bebauungsplänen. Sie 
werden bei Inkrafttreten des Planes 
ebenso rechtsverbindlich wie die  
zeichnerischen Festsetzungen. 

7  
Hinweise ergänzen die textlichen Fest-
setzungen.

1 
Der B-Plan-Titel und  
Verfahrensgegenstand  
beschreiben den Geltungsbereich. 

2 
Die Übersichtskarte verortet den 
Geltungsbereich in der näheren Um-
gebung. 

3 
Der Nordpfeil weist zum  
geografischen Nordpol hin und hilft 
bei der Einordnung des Plangebiets.

4 
Der Maßstab gibt das Verhältnis einer 
definierten Länge am Plan zu ihrer Ent-
sprechung in der Natur an. Ein Maß-
stab von 1:1000 bedeutet also, dass 
1 cm am Plan 1000 cm (bzw. 10 m) in 
der Wirklichkeit entspricht.

8  
Die Legende des B-Plans  
enthält Zeichen, die im Plan verwen-
det werden. Es gibt noch viele weitere 
Planzeichen. Diese sind deutsch-
landweit vereinheitlicht und in der 
sogenannten Planzeichenverordnung 
(PlanZV) festgelegt. 

9 
Nachrichtliche Übernahmen sind 
Ergebnisse oder Regelungen anderer 
Planungsverfahren (z.B. Fachplanun-
gen wie Eisenbahntrasse) und/oder 
Darstellung von Denkmälern. 
Sie können sowohl textlich als auch 
zeichnerisch vermerkt sein.

10 
Die Hinweise zur Bestandsdarstellung 
sind die Angaben zur verwendeten 
Planunterlage, die Voraussetzung für 
die Erstellung von Bebauungsplänen 
sind. Die Planunterlage wird bei Be-
bauungsplänen in der Federführung 
der SenStadt von einem öffentlich 
bestellten Vermesssungsingenieuer 
(ÖbVI) erstellt. 

11 
Planersteller ist die Behörde, die den 
Bebauungsplan aufstellt. Die Angaben 
dienen dazu, wichtige Informationen 
über den Fortgang und die Bearbei-
tung des Verfahrens festzuhalten. Hier 
wird die ordnungsgemäße Durch-
führung der bereits durchgeführten 
gesetzlich relevanten Verfahrensschrit-
te bestätigt.

Der B-Plan-Entwurf ist  
online hier einzusehen:

Der B-Plan



13WEISSENSEER WEG

57.38

57.52

57.14

57.49

57.24

57.44

58.56

57.24

57.38

57.49

56.87

57.32

57.00

57.34

57.88

57.25

57.36

57.05

57.13

57.31

57.30 56.58
56.97

56.80

56.63

56.95

56.74

56.54
56.68

56.58

56.41

56.55
56.93

56.51

56.36

56.54

56.57

56.48

56.73

56.71

56.78

56.63

56.66

56.63

56.49

56.44

56.58

57.14

56.75

57.56

57.78

57.10

56.82

56.97

57.01

57.11

57.42

57.13

56.57

56.50

58.46

57.73

57.74

57.77

57.54

57.20

57.50

57.79

62.14

57.67

57.25

57.37

56.73

56.84

56.63

56.65

56.77

56.67

56.54

56.31

56.33

56.69

56.44

56.41

56.48

56.27

56.43

56.25

56.51

56.88

56.82

56.72

56.79

56.85

56.68

62.63

57.81

57.23

57.17

56.74

56.85

56.67

56.77

bef.

bef.

bef.

bef.

bef.

bef.

bef.

bef.

bef.

bef.

bef.

bef.

bef.

bef.

bef.

bef.

bef.

bef.

bef.

bef.

bef.

bef.
bef.

bef.

bef.

bef.

bef.

bef.

bef.

bef.

bef.bef.

bef.

bef.

bef.

bef.

bef.

bef.

bef.

bef.

bef. bef.

bef.

bef.

bef. bef.

bef.

bef.

bef.

bef.

bef.
bef.

bef. bef.

bef.

bef.

VI

VI

VI

I

I

I

I

I
I

I

I

I
III

I

I

I

I

I

I

I

I

I

I

I

I

I

I

I

I

I

I

I
I

I

I

I
I

I
I

I
I

I

I
I

II

I
I

III

I

I

I

I
I

I

I

I

I

I
I

I

Nr. 66

Nr. 67Nr. 75

Nr. 74

Nr. 77
Nr. 78

Nr. 79
Nr. 80

Nr. 81
Nr. 82

Nr. 83

bef.

bef.

bef.

bef.

bef.

bef.

bef.

bef.

4030

4010

250

4018

3131

42

4028

4029

40204056

6093
6083

4034

4032

6057

3195

4009

6091

4
4022

4031

4037

3130

7017

2

3169

4017

4019

4054

4069

113

2

4070

4045
4044

4005

4067

6

6081

261

4025

4068

4026

4004

108

4055

3129

4032

4032

3130

161

Do
rfs

tra
ße

Al
pe

ns
tra

ße

W
ie

se
ns

tra
ße

Stellerweg

Fe
ld

st
ra

ße

Hohenschönhauser

Ha
up

ts
tra

ße

Hohenschönhauser

 Straße

bef.

Hohenschönhauser Straße

Straße

W
eißenseer

 W
eg

Konrad-Wolf-Straße

LICHTENBERG

Flur 214

Gem. 530
LichtenbergUNGEDECKTE

SPORTANLAGE
SCHULE

UND
SPORT

PRIVATE
DAUER-

KLEINGÄRTEN

FUẞ- UND RADWEG

MU

WA 1

WA 2aVERKEHRS-
BERUHIGTER

BEREICH

OK 90,0 m bis
105,6 m über NHN

OK 78,0 bis 81,0 m
über NHN

OK 78,0 m bis
81,0 m über NHN

OK 78,0 m
über NHN

OK 78,0 m
über NHN

OK 72,0 m
über NHN

I

7,0

A1

A2

A3

A4

A5

A6

A7

A8

13,0

GF 14.000 m²
GR 2.350 m²

5,0

SO
QUARTIERS-

GARAGE

10,8

16,5

3,3

0,8

10
,0

GF 39.200 m²
GR 6.000 m²

GF 8.800 m²
GR 550 m²

GF 11.100 m²
GR 2.000 m² 20,0

18,9

17,0

5,0
10,0

siehe Nebenzeichnung

OK 72,0 bis 75,0 m
über NHN

OK 92,5 m
über NHN

B1

B2

B4

B5

C1

C3

C4

C528,2
C6

D1

D2

D4

D6

D8

D10

D11

D12

D13

D14

D15

D16

D17

OK 75,0 m bis
78,0 m über NHN

2,0

2,019,2

20,5

18,0

14,0

67,5

74,6

4,0
7,56,6

35,0

5,6

4,7

TGa1
9,2

GR 250 m²

E1

E2

E3

b

c

9,6

3,6

5,04,1
3,0

24,2

6,1

18,9

6,2

4,7

5 821 700

396 200

5 821 800

5 821 900

396 200

396 500

396 400

396 300

5 821 700Flur 114

Flur 113

Flur 24

Flur 18

Flur 17

PANKOW

Gem. 004
Prenzlauer Berg

Gem. 580
Hohenschönhausen

Baulinien und Baugrenzen für das MU oberhalb des II. Vollgeschosses

Bebauungsplan 11-42

Bebauungsplan 11-9a

4,5

d

4,5

B3

B6

C2

28,2

D3

D5

D7

D9
8,5

0,5
5,5

3,0

D19

38,7

6,3

2,5
4,5

3,1

8,8

25,7

9,0

3,0

5,0

2,7

54,2

18,0

2,5

22,1

5,7

4,7

4,9
4,7

1,0

D18

56.54

56.57

56.88

20,0

20,0

Festsetzungen

Eintragungen als Vorschlag

Nachrichtliche Übernahmen

WOCHENENDHAUSGEBIET

QUARTIERSGARAGE

Teich

35,4

GTGa1

SCHULE UND SPORT

FUẞ- UND RADWEG

UMSPANNWERK

Ga 1

TGa 1

K

St

HOTEL

GAnl

Ga3St
TGa1

GGa1
GSt
Ga1
St

Anpflanzungen, Bindungen für Bepflanzungen, Schutz und Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

Flächen für den Gemeinbedarf

Oberirdische Hauptversorgungsleitungen

Flächen für Versorgungsanlagen,

sowie für Ablagerungen

Verkehrsflächen

T

Öffentliche und private Grünflächen

Fläche für Wald
Wasserfläche

PRIVATE DAUERKLEINGÄRTEN

ÖFFENTLICHE PARKANLAGE

g

ED

E

O

WR

WA

WB

MD

MI

MK

GE

GI

SO

Sonstige Festsetzungen

Art und Maß der baulichen Nutzung, Bauweise, Baulinien, Baugrenzen, Höhe baulicher Anlagen

3,0

bis

WR

0,4

60, 9 Flur 1096

49A

z.B.

z.B.

Schornstein
Zaun, Hecke

-II
Unterirdisches Bauwerk

mit Geschosszahl und Durchfahrt

Hochspannungsmast

in Meter über NHN    z.B.

Parkhaus

GrundstücksnummerLaubbaum, Nadelbaum

Wirtschafts-, Industriegebäude

Geländehöhe, Straßenhöhe

Naturdenkmal (Laub-, Nadelbaum)

oder Garage

Wohn- oder Öffentliches Gebäude

Gewässer

Brücke

Straßenbegrenzungslinie

Baulinie, Baugrenze

Flurstücksnummer; Flurnummer

Gemarkungsgrenze

Bordkante

Ortsteilgrenze

Bezirksgrenze

Landesgrenze (Bundesland)

Mauer, Stützmauer

V

Flurgrenze

auch

Linie zur Abgrenzung des
(§ 23 Abs. 3 Satz 3 BauNVO)

mit Angabe der Geschosse

z.B.

z.B.

z.B.

12,4 m über Gehweg

124,5 m über NHN

116,0 m bis 124,5 m über NHN

124,5 m über NHN

z.B.

z.B.

Garage

Kinderspielplatz

Tiefgarage

Geschützter Landschaftsbestandteil

Gemeinschaftsstellplätze

Besonderer Nutzungszweck von Flächen

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu

Gemeinschaftstiefgaragen

Naturschutzgebiet
Landschaftschutzgebiet

Naturdenkmal                  

Gebäude

Stellplatz

Einzelanlage, die dem Denkmalschutz unterliegt

Stellplätze
Tiefgaragen

belastende Flächen

Gemeinschaftsgaragen Gemeinschaftsanlagen

Garagengebäude mit Dachstellplätzen
Garagen

Arkade

N.D.

D

N
L

LB

mit Angabe der Geschosse

mit Angabe der Geschosse

mit Angabe der Geschosse

mit Angabe der Geschosse

z.B.

Tiefstraße

Künftige Industriebahn (in Aussicht genommen)

Brücke

Umgrenzung der Flächen für den Luftverkehr

Umgrenzung der Flächen, deren Böden erheblich
mit umweltgefährdenden Stoffen belastet sind

Umgrenzung von Flächen für Zuordnungen nach §9
Abs. 1a Baugesetzbuch
(Kombination mit anderen Planzeichen möglich)

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs

Abgrenzungen unterschiedlicher Nutzung

Umgrenzung von Flächen für besondere Anlagen und

Umgrenzung von Flächen für

Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen

Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

des Bebauungsplanes

Wasserschutzgebiet (Grundwassergewinnung)

Straßenbahn

Wasserfläche

Bahnanlage

Hochstraße

Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-

GW

 400 m² bis 500 m²

0,7

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung

Umgrenzung der Flächen für

Bäumen

Anpflanzen von
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen,

Hochspannungsleitung

sonstigen Bepflanzungen

Private Verkehrsfläche

öffentliche Parkfläche

Straßenverkehrsfläche

z.B.

z.B.

Gasdruckregler

sonstigen Bepflanzungen

Trafostationz.B.

als Mindest- und Höchstmaß

(§ 9 Abs.1 Nr.6 BauGB)

als Mindest- und Höchstmaß

als Höchstmaß

als Höchstmaß

Geschossfläche

Wohnungen
Beschränkung der Zahl der

Geschossflächenzahl

Baumassenzahl

Sonstiges Sondergebiet

Baumasse

Sondergebiet (Erholung)

Industriegebiet

Gewerbegebiet

Kerngebiet

Mischgebiet

Dorfgebiet

Besonderes Wohngebiet

Allgemeines Wohngebiet

Reines Wohngebiet

Kleinsiedlungsgebiet

(§11 BauNVO)

0,5

z.B.

z.B.

z.B.

z.B.

z.B.

4000 m³

500 m²

z.B.

z.B.

0,7

2Wo

(§ 4a BauNVO)

(§10 BauNVO)

(§ 9 BauNVO)

(§ 8 BauNVO)

(§ 7 BauNVO)

(§ 6 BauNVO)

(§ 5 BauNVO)

(§ 4 BauNVO)

(§ 3 BauNVO)

(§ 2 BauNVO)

Flurstücksgrenze

z.B.

z.B.

Umgrenzung von Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur

Sträuchern

Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

Bäumen

Erhaltung von

Bereich ohne Ausfahrt

Bereich ohne Einfahrt

Straßenbegrenzungslinie

Sträuchern

Straßenseite

Straßenseite

Straßenseite

als Mindest- und Höchstmaß

als Mindest- und Höchstmaß

Nur Einzelhäuser zulässig

Nur Hausgruppen  zulässig

Nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig

als Höchstmaß

Baulinie

Geschlossene Bauweise

Baugrenze

Grundflächenzahl

Grundfläche

Zahl der Vollgeschosse

zwingend

Offene Bauweise

(§ 23 Abs. 2 Satz 1 BauNVO)

z.B.

z.B.

z.B.

53,5 m über NHN

z.B.

z.B.

z.B.

z.B.

100 m²

z.B.

und für die Erhaltung
Umgrenzung von Flächen mit Bindung für Bepflanzungen

Immissionsschutzgesetzes

Umgrenzung der Gebiete, in denen zum Schutz vor schädlichen

Sichtfläche

Höhenlage bei Festsetzungen (in Meter über NHN)                   z.B.

E

Gesamtanlage (Ensemble), die dem
Denkmalschutz unterliegen

35,4

z.B.

z.B.

mit Geschosszahl

Zeichenerklärung

Bebauungsplan 11-168
für das Gelände zwischen südlicher Grenze der Kleingartenanlage

„Langes Höhe", Weißenseer Weg, Hohenschönhauser Straße,
westlicher Grenze des Flurstücks 4026, Flur 214 (Stichstraße

Hohenschönhauser Straße), südlicher Grenze des Flurstücks 4025,
Flur 214 (Verbindungsweg Hohenschönhauser Straße) und

Bezirksgrenze im Bezirk Lichtenberg,
Ortsteile Fennpfuhl und Alt-Hohenschönhausen

Planunterlage

G

für die Abfallentsorgung und Abwasserbeseitigung

SO

Fläche für die Landwirtschaft

Flächen für Sport- und Spielanlagen

H

D

WS

GF

GF OK

BM

III

OK

V

III - V

GR

(z.B. Tiefgarage)

TH

FH

Höhe baulicher Anlagen über einem Bezugspunkt

Nur Doppelhäuser zulässig

Traufhöhe

Firsthöhe

Oberkante

zwingend

als Höchstmaß

(§ 23 Abs. 3 Satz 1 BauNVO)

z.B.

z.B.

z.B.

Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes bestimmte luftverunreinigende Stoffe
nicht oder nur beschränkt verwendet werden dürfen

Umgrenzung der von der Bebauung freizuhaltenden Flächen

Erhaltungsbereich

D

OK

MUUrbanes Gebiet (§ 6a BauNVO)

Umfanges von Abweichungen

Die vorstehende Zeichenerklärung enthält gebräuchliche Planzeichen, auch soweit sie in diesem Bebauungsplan nicht verwendet werden.
Zugrunde gelegt sind die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786)

und die Planzeichenverordnung (PlanZV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58),
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 4. Mai 2017 (BGBl. I S. 1057).

Aufgestellt: Berlin, den

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen
Referat II W

Referatsleiter

Der Bebauungsplan wurde in der Zeit vom                           bis einschließlich                            öffentlich ausgelegt.
Das Abgeordnetenhaus von Berlin hat dem Bebauungsplan am                            zugestimmt.

Berlin, den         .          . 

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen
Referat II W

Referatsleiter

Der Bebauungsplan ist aufgrund des § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuchs in Verbindung mit § 7 Abs. 2 des Gesetzes zur Ausführung des
Baugesetzbuchs durch Verordnung vom heutigen Tage festgesetzt worden.

Berlin, den        .         .

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen

Senator/in

Die Verordnung ist am  im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin auf S. verkündet worden.

Übersichtskarte M 1 : 10 000

Straße

W
eißenseer W

eg

Hohenschönhauser

11-168

N

0 5 10 20 30 40 50 60 70 80 90 100m

Maßstab  1 : 1.000 Planunterlage: Flurkarte (ALKIS Berlin), Juli 2023
Messungen Stand: 28. Juli 2020
Koordinatenbezugssystem ETRS 89

Textliche Festsetzungen
1. Art der baulichen Nutzung
1.1 Im urbanen Gebiet sind Einzelhandelsbetriebe nur im 1. Vollgeschoss

ausnahmsweise zulässig und oberhalb des 1. Vollgeschosses nicht zulässig.

1.2 Im urbanen Gebiet sind Betriebe des Beherbergungsgewerbes nur ausnahmsweise
zulässig.

1.3 Im allgemeinen Wohngebiet sind die Ausnahmen nach § 4 Abs. 3 Nr. 1 (Betriebe des
Beherbergungsgewerbes), Nr. 4 (Gartenbaubetriebe) und Nr. 5 (Tankstellen) der
Baunutzungsverordnung nicht zulässig.

1.4 Im urbanen Gebiet sind mindestens 4.000 m² der Geschossfläche von
Wohngebäuden für Studierende und Auszubildende vorzusehen.

1.5 Im urbanen Gebiet sind die Ausnahmen nach § 6a Abs. 3 Nr. 1 (Vergnügungsstätten)
und Nr. 2 (Tankstellen) der Baunutzungsverordnung nicht zulässig.

1.6 Im urbanen Gebiet ist vom 1. bis einschließlich 6. Vollgeschoss entlang des
Weißenseer Wegs sowie der Hohenschönhauser Straße eine Wohnnutzung nicht
zulässig.

1.7 Im urbanen Gebiet sind mindestens 30 % der zulässigen Geschossfläche für
gewerbliche Nutzungen zu verwenden.

1.8 Das sonstige Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ dient
vorwiegend der Anlage einer Quartiersgarage.
Zulässig sind:
- Garagengebäude, Mobilitätsstationen inkl. Car-Sharing und Fahrradstellplätze sowie
- Anlagen zur Versorgung mit Elektrizität, Wärme und Wasser sowie zur Ableitung

von Abwasser.
Ausnahmsweise können im 1. Vollgeschoss zugelassen werden:
- Schank- und Speisewirtschaften, Läden und sonstige Gewerbebetriebe, die das

Wohnen nicht wesentlich stören.

2. Maß der baulichen Nutzung

2.1 In den Baugebieten darf die zulässige Grundfläche durch die Flächen von Stellplätzen
mit ihren Zufahrten, Zufahrten zu Tiefgaragen, Nebenanlagen im Sinne des § 14
Baunutzungsverordnung und bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche,
durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird, im urbanen Gebiet bis zu einer
Grundfläche von 790 m², im allgemeinen Wohngebiet auf der Teilfläche WA 1 bis zu
einer Grundfläche von 10.050 m² und im allgemeinen Wohngebiet auf der Teilfläche
WA 2 bis zu einer Grundfläche von 4.175 m² überschritten werden.

2.2 Bei der Ermittlung der zulässigen Geschossfläche sind im allgemeinen Wohngebiet
und im urbanen Gebiet die Flächen von Aufenthaltsräumen in anderen als
Vollgeschossen einschließlich der dazugehörigen Treppenräume und einschließlich
ihrer Umfassungswände mitzurechnen.

2.3 Im allgemeinen Wohngebiet, dem urbanen Gebiet und dem Sondergebiet mit der
Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ können ausnahmsweise einzelne
Dachaufbauten wie Lüftungsanlagen und Aufzugsüberfahrten bis zu einer Höhe von
2,5 m oberhalb der festgesetzten Oberkante zugelassen werden, wenn sie
ausschließlich der Aufnahme technischer Einrichtungen dienen und mindestens 2,0 m
von der Baugrenze bzw. Baulinie zurückgesetzt sind.

2.4 Im allgemeinen Wohngebiet, dem urbanen Gebiet und dem Sondergebiet mit der
Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ können ausnahmsweise einzelne
Dachaufbauten wie Wärmepumpen einschließlich ihrer zugehörigen Einhausungen bis
zu einer Höhe von 3,5 m oberhalb der festgesetzten Oberkante zugelassen werden,
wenn sie ausschließlich der Aufnahme technischer Einrichtungen dienen und
mindestens 3,0 m von der Baugrenze bzw. Baulinie zurückgesetzt sind.

2.5 Im allgemeinen Wohngebiet, dem urbanen Gebiet und dem Sondergebiet mit der
Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ sind Dachaufbauten zur Nutzung erneuerbarer
Energien, wie Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie, die mindestens 2,0 m
von der Baugrenze bzw. der Baulinie zurücktreten bis zu einer Höhe von 2,5 m
oberhalb der festgesetzten Oberkante allgemein zulässig.

3. Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche

3.1 An die Baugrenzen darf zwischen den Punkten D17 und D1 bezogen auf die
zulässige Höhe der baulichen Anlagen unter Einschränkung der Tiefe der
Abstandsflächen nach der Bauordnung für Berlin herangebaut werden.

3.2 Für die baulichen Anlagen im allgemeinen Wohngebiet und im urbanen Gebiet kann
ausnahmsweise ein Vortreten von Gebäudeteilen, und zwar für Balkone und
Terrassen bis zu 1,5 m vor die Baugrenze bzw. die Baulinie zugelassen werden,
sofern die Gebäudeteile nicht mehr als 1/3 der Fassade einnehmen.

4. Weitere Arten der Nutzung

4.1 Im allgemeinen Wohngebiet und im urbanen Gebiet sind Stellplätze und Garagen
unzulässig. Dies gilt nicht für Tiefgaragen sowie für Stellplätze für schwer
Gehbehinderte, Rollstuhlnutzerinnen und Rollstuhlnutzer.

4.2 Im allgemeinen Wohngebiet und im urbanen Gebiet dürfen nur Wohngebäude
errichtet werden, bei denen ein Anteil von mindestens 30 % der zulässigen
Geschossfläche, die für Wohnungen zu verwenden ist, mit Mitteln der sozialen
Wohnraumförderung gefördert werden könnten. Ausnahmsweise können
Wohngebäude ohne förderungsfähige Wohnungen zugelassen werden, wenn der
nach Satz 1 erforderliche Mindestanteil in einem anderen Gebäude im allgemeinen
Wohngebiet zusätzlich erbracht wird.

4.3 In den Dauerkleingärten kann ein eingeschossiges Vereinshaus, das mit der
Zweckbestimmung im Einklang steht, zugelassen werden.

4.4 Auf der Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Schule und Sport“
ist auch eine Nutzung für außerschulische Sport- und Spielzwecke zulässig.

4.5 Auf der Fläche A1, A2, A3, A4, A5, A6, A7, A8, A1 innerhalb der Fläche für den
Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Schule und Sport“ sind nur
Schulfreiflächen, ungedeckte Sportanlagen mit ihren untergeordneten Nebenanlagen
sowie Sportfunktionsgebäude zulässig.

4.6 Die Geltungsbereichsgrenze zwischen den Punkten E1, E2 und E3 ist zugleich
Straßenbegrenzungslinie.

5. Immissionsschutz

5.1 Sofern im Geltungsbereich des Bebauungsplans Feuerungsanlagen für die Erzeugung
von Wärme betrieben werden, sind vorwiegend zum Schutz vor Feinstaub als
Brennstoffe nur Erdgas oder Heizöl EL schwefelarm zulässig. Die Verwendung
anderer Brennstoffe ist dann zulässig, wenn sichergestellt ist, dass die Massenströme
von Schwefeloxiden, Stickstoffoxiden und Staub bezogen auf den Energiegehalt des
eingesetzten Brennstoffs vergleichbar höchstens denen von Heizöl EL schwefelarm
sind.

5.2 Zum Schutz vor Verkehrslärm muss im allgemeinen Wohngebiet entlang der Linien
C1-C2-C3-C4-C5-C6, D16-D17-D1-D2-D3-D4 und D8-D9-D10-D11
- in Wohnungen mit einem oder zwei Aufenthaltsräumen mindestens ein

Aufenthaltsraum,
- in Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsräumen mindestens die Hälfte der

Aufenthaltsräume
mit jeweils mindestens einem Fenster zur lärmabgewandten Seite ausgerichtet sein.
Von der Regelung ausgenommen sind Wohnungen, bei denen mindestens zwei
Außenwände nicht zu einer lärmabgewandten Seite ausgerichtet sind.

Für Wohnungen, bei denen mindestens zwei Außenwände nicht zu einer
lärmabgewandten Seite ausgerichtet sind, gilt Folgendes:
- in Wohnungen mit einem oder zwei Aufenthaltsräumen müssen in mindestens

einem Aufenthaltsraum,
- in Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsräumen müssen in mindestens der

Hälfte der Aufenthaltsräume
durch besondere Fensterkonstruktionen oder durch andere bauliche Maßnahmen
gleicher Wirkung Schallpegeldifferenzen erreicht werden, die gewährleisten, dass ein
Beurteilungspegel von 30 dB(A) während der Nachtzeit in dem Raum oder den
Räumen bei mindestens einem teilgeöffneten Fenster nicht überschritten wird.

5.3 Zum Schutz vor Verkehrslärm müssen im urbanen Gebiet
- in Wohnungen mit einem oder zwei Aufenthaltsräumen in mindestens einem

Aufenthaltsraum,
- in Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsräumen in mindestens der Hälfte der

Aufenthaltsräume
durch besondere Fensterkonstruktionen oder durch andere bauliche Maßnahmen
gleicher Wirkung Schallpegeldifferenzen erreicht werden, die gewährleisten, dass ein
Beurteilungspegel von 30 dB(A) während der Nachtzeit in dem Raum oder den
Räumen bei mindestens einem teilgeöffneten Fenster nicht überschritten wird.

5.4 Zum Schutz vor Verkehrslärm sind im urbanen Gebiet entlang der Linien
D18-D4-D5-D6-D7, im allgemeinen Wohngebiet entlang der Linien C2-C3-C4-C5,
D17-D1-D2-D3-D4 und D8-D9-D10-D11 mit Gebäuden baulich verbundene
Außenwohnbereiche (z. B. Loggien, Balkone, Terrassen) nur als verglaste Vorbauten
oder verglaste Loggien zulässig.
Von der Regelung ausgenommen sind Wohnungen, die über mindestens einen
baulich verbundenen Außenwohnbereich verfügen, der nicht zu den oben genannten
Linien ausgerichtet ist.
Bei Wohnungen mit mehreren baulich verbundenen Außenwohnbereichen, die nur zu
einer der oben genannten Linien ausgerichtet sind, ist jeweils mindestens ein baulich
verbundener Außenwohnbereich als verglaster Vorbau oder verglaste Loggia zu

errichten.

5.5 Zum Schutz vor Gewerbelärm müssen im Sondergebiet mit der Zweckbestimmung
"Quartiersgarage" die Außenwände des Gebäudes entlang der Linie
D13-D14-D15-D11 baulich geschlossen ausgeführt werden.

5.6 Zum Schutz vor Verkehrslärm sind im allgemeinen Wohngebiet auf den Flächen
B1-B2-B3-B4-B5-B6-B1 und D14-D15-D16-D17-D18-D19-D15-D14 die festgesetzten
baulichen und sonstigen Nutzungen erst dann zulässig, wenn entlang der Linie
D1-D2-D3-D4-D5-D6-D7-D8-D9-D10-D11-D12-D13 eine lückenlose Bebauung
errichtet oder öffentlich-rechtlich gesichert ist, dass diese lückenlose Bebauung
spätestens bei Nutzungsaufnahme errichtet ist. Die lückenlose Bebauung darf durch
Durchgänge in den ersten beiden Vollgeschossen ausnahmsweise unterbrochen
werden.

5.7 Zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes müssen bauliche Anlagen im urbanen Gebiet bis
zu einem Abstand von 64 m zur Mitte der nächstgelegenen Gleiskreuzung
Weißenseer Weg / Hohenschönhauser Straße schwingungstechnisch abgekoppelt
von den Bahnanlagen errichtet werden. Es können auch Maßnahmen gleicher
Wirkung getroffen werden.

6. Grünfestsetzungen / Zuordnungsfestsetzungen

6.1 Auf den Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen
Bepflanzungen ist je 50 m² Grundstücksfläche ein hochstämmiger Laubbaum mit
einem Stammumfang von mindestens 16 cm zu pflanzen und bei Abgang
nachzupflanzen. Weiterhin ist die Fläche mit standortgerechten Sträuchern so zu
bepflanzen, dass der Eindruck einer geschlossenen Gehölzpflanzung entsteht. Die
Bepflanzungen sind zu erhalten und bei Abgang nachzupflanzen.

6.2 Auf der Fläche mit Bindung für Bepflanzungen und für die Erhaltung sind die
vorhandenen Bäume zu erhalten und bei Abgang mit standortgerechten Bäumen
nachzupflanzen. Je angefangener 50 m² Grundstücksfläche ist ein hochstämmiger
Laubbaum zu pflanzen, zu erhalten und bei Abgang nachzupflanzen. Der
Stammumfang der zu pflanzenden Laubbäume muss mindestens 16 cm in 1,3 m über
Gelände betragen. Zusätzlich ist die Fläche mit standortgerechten Sträuchern so zu
bepflanzen, dass der Eindruck einer geschlossenen Gehölzpflanzung erhalten bleibt.
Die Bepflanzungen sind zu erhalten und bei Abgang nachzupflanzen. Bei der
Ermittlung der Zahl der zu pflanzenden Bäume sind die vorhandenen Bäume
mitzuzählen, sofern sie die festgesetzten Mindestqualitäten.

6.3 Im allgemeinen Wohngebiet - mit Ausnahme der Flächen gemäß der textlichen
Festsetzung Nr. 6.1 - und im urbanen Gebiet ist pro angefangener 500 m² und auf der
Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Schule und Sport“ - mit
Ausnahme der Flächen gemäß der textlichen Festsetzung Nr. 6.2 - ist pro
angefangener 1.000 m² mindestens ein standortgerechter, großkroniger Laubbaum zu
pflanzen. Der Stammumfang der zu pflanzenden Laubbäume muss mindestens 16 cm
in 1,3 m über Gelände betragen. Die Bepflanzungen sind zu erhalten und bei Abgang
nachzupflanzen. Bei der Ermittlung der Zahl der zu pflanzenden Bäume sind die
vorhandenen Bäume mitzuzählen, sofern sie die festgesetzten Mindestqualitäten
erfüllen. Die Pflanzungen auf den Flächen gemäß den textlichen Festsetzungen
Nr. 6.1 und 6.2 sind nicht anrechenbar.

6.4 Im allgemeinen Wohngebiet und im urbanen Gebiet sind mindestens 50 % und im
sonstigen Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ sind mindestens
85 % der Dachflächen extensiv zu begrünen und als Maßnahmen zum Schutz, zur
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft als Retentionsdächer
zur Rückhaltung von Niederschlagswasser auszubilden. Der durchwurzelbare Teil des
Dachaufbaus muss mindestens 10 cm betragen. Die Bepflanzungen sind zu erhalten
und bei Abgang nachzupflanzen. Die Ausbildung von Retentionsdächern gilt nicht für
Dachflächen von Nebenanlagen im Sinne des § 14 der Baunutzungsverordnung.

6.5 Auf der Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Schule und Sport“
sind mindestens 70 % der Dachflächen extensiv zu begrünen. Mindestens 50 % der
Dachflächen sind als Maßnahme zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von
Boden, Natur und Landschaft als Retentionsdächer zur Rückhaltung von
Niederschlagswasser auszubilden. Der durchwurzelbare Teil des Dachaufbaus muss
mindestens 10 cm betragen. Die Bepflanzungen sind zu erhalten und bei Abgang
nachzupflanzen. Die Ausbildung von Retentionsdächern gilt nicht für Dachflächen von
Nebenanlagen.

6.6 Im allgemeinen Wohngebiet, im urbanen Gebiet, im sonstigen Sondergebiet mit der
Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ und auf der Fläche für den Gemeinbedarf mit
der Zweckbestimmung „Schule und Sport“ ist eine Befestigung von Zufahrten und
Wegen, mit Ausnahme der mit einem Geh- und Radfahrrecht zu belastenden Fläche a
sowie der Zufahrten zur Quartiersgarage und zu Tiefgaragen nur in wasser- und
luftdurchlässigem Aufbau herzustellen. Auch Wasser- und Luftdurchlässigkeit
wesentlich mindernde Befestigungen wie Betonunterbau, Fugenverguss,
Asphaltierungen und Betonierungen sind unzulässig. Dies gilt auch für Aufenthalts-
und Pausenflächen der Schule.

6.7 Das innerhalb des allgemeinen Wohngebiets, des urbanen Gebiets, des sonstigen
Sondergebiets mit der Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ und der Fläche für den
Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Schule und Sport“ anfallende
Niederschlagswasser ist vollständig durch Mulden- oder Mulden-Rigolensysteme oder
andere Maßnahmen gleicher Wirkung zurückzuhalten.

7. Sonstige Festsetzungen

7.1 Die Fläche a ist mit einem Geh- und Radfahrrecht zugunsten der Allgemeinheit zu
belasten.

7.2 Die Flächen b, c und d sind mit einem Leitungsrecht zugunsten des
Unternehmensträgers zu belasten.

Hinweise

1. Die Einteilung der Straßenverkehrsfläche und der Verkehrsflächen besonderer
Zweckbestimmung ist nicht Gegenstand der Festsetzung.

2. Bei Anwendung der textlichen Festsetzungen Nrn. 6.1, 6.2, 6.3, 6.4 und 6.5 wird die
Verwendung von Arten der der Begründung beigefügten Pflanzliste vom 13.06.2023
empfohlen.
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-II
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mit Geschosszahl und Durchfahrt
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in Meter über NHN    z.B.

Parkhaus
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Wohn- oder Öffentliches Gebäude

Gewässer

Brücke

Straßenbegrenzungslinie

Baulinie, Baugrenze
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V
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(§ 23 Abs. 3 Satz 3 BauNVO)
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Bebauungsplan 11-168
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Die vorstehende Zeichenerklärung enthält gebräuchliche Planzeichen, auch soweit sie in diesem Bebauungsplan nicht verwendet werden.
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Referatsleiter

Der Bebauungsplan wurde in der Zeit vom                           bis einschließlich                            öffentlich ausgelegt.
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Textliche Festsetzungen
1. Art der baulichen Nutzung
1.1 Im urbanen Gebiet sind Einzelhandelsbetriebe nur im 1. Vollgeschoss

ausnahmsweise zulässig und oberhalb des 1. Vollgeschosses nicht zulässig.

1.2 Im urbanen Gebiet sind Betriebe des Beherbergungsgewerbes nur ausnahmsweise
zulässig.

1.3 Im allgemeinen Wohngebiet sind die Ausnahmen nach § 4 Abs. 3 Nr. 1 (Betriebe des
Beherbergungsgewerbes), Nr. 4 (Gartenbaubetriebe) und Nr. 5 (Tankstellen) der
Baunutzungsverordnung nicht zulässig.

1.4 Im urbanen Gebiet sind mindestens 4.000 m² der Geschossfläche von
Wohngebäuden für Studierende und Auszubildende vorzusehen.

1.5 Im urbanen Gebiet sind die Ausnahmen nach § 6a Abs. 3 Nr. 1 (Vergnügungsstätten)
und Nr. 2 (Tankstellen) der Baunutzungsverordnung nicht zulässig.

1.6 Im urbanen Gebiet ist vom 1. bis einschließlich 6. Vollgeschoss entlang des
Weißenseer Wegs sowie der Hohenschönhauser Straße eine Wohnnutzung nicht
zulässig.

1.7 Im urbanen Gebiet sind mindestens 30 % der zulässigen Geschossfläche für
gewerbliche Nutzungen zu verwenden.

1.8 Das sonstige Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ dient
vorwiegend der Anlage einer Quartiersgarage.
Zulässig sind:
- Garagengebäude, Mobilitätsstationen inkl. Car-Sharing und Fahrradstellplätze sowie
- Anlagen zur Versorgung mit Elektrizität, Wärme und Wasser sowie zur Ableitung

von Abwasser.
Ausnahmsweise können im 1. Vollgeschoss zugelassen werden:
- Schank- und Speisewirtschaften, Läden und sonstige Gewerbebetriebe, die das

Wohnen nicht wesentlich stören.

2. Maß der baulichen Nutzung

2.1 In den Baugebieten darf die zulässige Grundfläche durch die Flächen von Stellplätzen
mit ihren Zufahrten, Zufahrten zu Tiefgaragen, Nebenanlagen im Sinne des § 14
Baunutzungsverordnung und bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche,
durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird, im urbanen Gebiet bis zu einer
Grundfläche von 790 m², im allgemeinen Wohngebiet auf der Teilfläche WA 1 bis zu
einer Grundfläche von 10.050 m² und im allgemeinen Wohngebiet auf der Teilfläche
WA 2 bis zu einer Grundfläche von 4.175 m² überschritten werden.

2.2 Bei der Ermittlung der zulässigen Geschossfläche sind im allgemeinen Wohngebiet
und im urbanen Gebiet die Flächen von Aufenthaltsräumen in anderen als
Vollgeschossen einschließlich der dazugehörigen Treppenräume und einschließlich
ihrer Umfassungswände mitzurechnen.

2.3 Im allgemeinen Wohngebiet, dem urbanen Gebiet und dem Sondergebiet mit der
Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ können ausnahmsweise einzelne
Dachaufbauten wie Lüftungsanlagen und Aufzugsüberfahrten bis zu einer Höhe von
2,5 m oberhalb der festgesetzten Oberkante zugelassen werden, wenn sie
ausschließlich der Aufnahme technischer Einrichtungen dienen und mindestens 2,0 m
von der Baugrenze bzw. Baulinie zurückgesetzt sind.

2.4 Im allgemeinen Wohngebiet, dem urbanen Gebiet und dem Sondergebiet mit der
Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ können ausnahmsweise einzelne
Dachaufbauten wie Wärmepumpen einschließlich ihrer zugehörigen Einhausungen bis
zu einer Höhe von 3,5 m oberhalb der festgesetzten Oberkante zugelassen werden,
wenn sie ausschließlich der Aufnahme technischer Einrichtungen dienen und
mindestens 3,0 m von der Baugrenze bzw. Baulinie zurückgesetzt sind.

2.5 Im allgemeinen Wohngebiet, dem urbanen Gebiet und dem Sondergebiet mit der
Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ sind Dachaufbauten zur Nutzung erneuerbarer
Energien, wie Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie, die mindestens 2,0 m
von der Baugrenze bzw. der Baulinie zurücktreten bis zu einer Höhe von 2,5 m
oberhalb der festgesetzten Oberkante allgemein zulässig.

3. Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche

3.1 An die Baugrenzen darf zwischen den Punkten D17 und D1 bezogen auf die
zulässige Höhe der baulichen Anlagen unter Einschränkung der Tiefe der
Abstandsflächen nach der Bauordnung für Berlin herangebaut werden.

3.2 Für die baulichen Anlagen im allgemeinen Wohngebiet und im urbanen Gebiet kann
ausnahmsweise ein Vortreten von Gebäudeteilen, und zwar für Balkone und
Terrassen bis zu 1,5 m vor die Baugrenze bzw. die Baulinie zugelassen werden,
sofern die Gebäudeteile nicht mehr als 1/3 der Fassade einnehmen.

4. Weitere Arten der Nutzung

4.1 Im allgemeinen Wohngebiet und im urbanen Gebiet sind Stellplätze und Garagen
unzulässig. Dies gilt nicht für Tiefgaragen sowie für Stellplätze für schwer
Gehbehinderte, Rollstuhlnutzerinnen und Rollstuhlnutzer.

4.2 Im allgemeinen Wohngebiet und im urbanen Gebiet dürfen nur Wohngebäude
errichtet werden, bei denen ein Anteil von mindestens 30 % der zulässigen
Geschossfläche, die für Wohnungen zu verwenden ist, mit Mitteln der sozialen
Wohnraumförderung gefördert werden könnten. Ausnahmsweise können
Wohngebäude ohne förderungsfähige Wohnungen zugelassen werden, wenn der
nach Satz 1 erforderliche Mindestanteil in einem anderen Gebäude im allgemeinen
Wohngebiet zusätzlich erbracht wird.

4.3 In den Dauerkleingärten kann ein eingeschossiges Vereinshaus, das mit der
Zweckbestimmung im Einklang steht, zugelassen werden.

4.4 Auf der Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Schule und Sport“
ist auch eine Nutzung für außerschulische Sport- und Spielzwecke zulässig.

4.5 Auf der Fläche A1, A2, A3, A4, A5, A6, A7, A8, A1 innerhalb der Fläche für den
Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Schule und Sport“ sind nur
Schulfreiflächen, ungedeckte Sportanlagen mit ihren untergeordneten Nebenanlagen
sowie Sportfunktionsgebäude zulässig.

4.6 Die Geltungsbereichsgrenze zwischen den Punkten E1, E2 und E3 ist zugleich
Straßenbegrenzungslinie.

5. Immissionsschutz

5.1 Sofern im Geltungsbereich des Bebauungsplans Feuerungsanlagen für die Erzeugung
von Wärme betrieben werden, sind vorwiegend zum Schutz vor Feinstaub als
Brennstoffe nur Erdgas oder Heizöl EL schwefelarm zulässig. Die Verwendung
anderer Brennstoffe ist dann zulässig, wenn sichergestellt ist, dass die Massenströme
von Schwefeloxiden, Stickstoffoxiden und Staub bezogen auf den Energiegehalt des
eingesetzten Brennstoffs vergleichbar höchstens denen von Heizöl EL schwefelarm
sind.

5.2 Zum Schutz vor Verkehrslärm muss im allgemeinen Wohngebiet entlang der Linien
C1-C2-C3-C4-C5-C6, D16-D17-D1-D2-D3-D4 und D8-D9-D10-D11
- in Wohnungen mit einem oder zwei Aufenthaltsräumen mindestens ein

Aufenthaltsraum,
- in Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsräumen mindestens die Hälfte der

Aufenthaltsräume
mit jeweils mindestens einem Fenster zur lärmabgewandten Seite ausgerichtet sein.
Von der Regelung ausgenommen sind Wohnungen, bei denen mindestens zwei
Außenwände nicht zu einer lärmabgewandten Seite ausgerichtet sind.

Für Wohnungen, bei denen mindestens zwei Außenwände nicht zu einer
lärmabgewandten Seite ausgerichtet sind, gilt Folgendes:
- in Wohnungen mit einem oder zwei Aufenthaltsräumen müssen in mindestens

einem Aufenthaltsraum,
- in Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsräumen müssen in mindestens der

Hälfte der Aufenthaltsräume
durch besondere Fensterkonstruktionen oder durch andere bauliche Maßnahmen
gleicher Wirkung Schallpegeldifferenzen erreicht werden, die gewährleisten, dass ein
Beurteilungspegel von 30 dB(A) während der Nachtzeit in dem Raum oder den
Räumen bei mindestens einem teilgeöffneten Fenster nicht überschritten wird.

5.3 Zum Schutz vor Verkehrslärm müssen im urbanen Gebiet
- in Wohnungen mit einem oder zwei Aufenthaltsräumen in mindestens einem

Aufenthaltsraum,
- in Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsräumen in mindestens der Hälfte der

Aufenthaltsräume
durch besondere Fensterkonstruktionen oder durch andere bauliche Maßnahmen
gleicher Wirkung Schallpegeldifferenzen erreicht werden, die gewährleisten, dass ein
Beurteilungspegel von 30 dB(A) während der Nachtzeit in dem Raum oder den
Räumen bei mindestens einem teilgeöffneten Fenster nicht überschritten wird.

5.4 Zum Schutz vor Verkehrslärm sind im urbanen Gebiet entlang der Linien
D18-D4-D5-D6-D7, im allgemeinen Wohngebiet entlang der Linien C2-C3-C4-C5,
D17-D1-D2-D3-D4 und D8-D9-D10-D11 mit Gebäuden baulich verbundene
Außenwohnbereiche (z. B. Loggien, Balkone, Terrassen) nur als verglaste Vorbauten
oder verglaste Loggien zulässig.
Von der Regelung ausgenommen sind Wohnungen, die über mindestens einen
baulich verbundenen Außenwohnbereich verfügen, der nicht zu den oben genannten
Linien ausgerichtet ist.
Bei Wohnungen mit mehreren baulich verbundenen Außenwohnbereichen, die nur zu
einer der oben genannten Linien ausgerichtet sind, ist jeweils mindestens ein baulich
verbundener Außenwohnbereich als verglaster Vorbau oder verglaste Loggia zu

errichten.

5.5 Zum Schutz vor Gewerbelärm müssen im Sondergebiet mit der Zweckbestimmung
"Quartiersgarage" die Außenwände des Gebäudes entlang der Linie
D13-D14-D15-D11 baulich geschlossen ausgeführt werden.

5.6 Zum Schutz vor Verkehrslärm sind im allgemeinen Wohngebiet auf den Flächen
B1-B2-B3-B4-B5-B6-B1 und D14-D15-D16-D17-D18-D19-D15-D14 die festgesetzten
baulichen und sonstigen Nutzungen erst dann zulässig, wenn entlang der Linie
D1-D2-D3-D4-D5-D6-D7-D8-D9-D10-D11-D12-D13 eine lückenlose Bebauung
errichtet oder öffentlich-rechtlich gesichert ist, dass diese lückenlose Bebauung
spätestens bei Nutzungsaufnahme errichtet ist. Die lückenlose Bebauung darf durch
Durchgänge in den ersten beiden Vollgeschossen ausnahmsweise unterbrochen
werden.

5.7 Zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes müssen bauliche Anlagen im urbanen Gebiet bis
zu einem Abstand von 64 m zur Mitte der nächstgelegenen Gleiskreuzung
Weißenseer Weg / Hohenschönhauser Straße schwingungstechnisch abgekoppelt
von den Bahnanlagen errichtet werden. Es können auch Maßnahmen gleicher
Wirkung getroffen werden.

6. Grünfestsetzungen / Zuordnungsfestsetzungen

6.1 Auf den Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen
Bepflanzungen ist je 50 m² Grundstücksfläche ein hochstämmiger Laubbaum mit
einem Stammumfang von mindestens 16 cm zu pflanzen und bei Abgang
nachzupflanzen. Weiterhin ist die Fläche mit standortgerechten Sträuchern so zu
bepflanzen, dass der Eindruck einer geschlossenen Gehölzpflanzung entsteht. Die
Bepflanzungen sind zu erhalten und bei Abgang nachzupflanzen.

6.2 Auf der Fläche mit Bindung für Bepflanzungen und für die Erhaltung sind die
vorhandenen Bäume zu erhalten und bei Abgang mit standortgerechten Bäumen
nachzupflanzen. Je angefangener 50 m² Grundstücksfläche ist ein hochstämmiger
Laubbaum zu pflanzen, zu erhalten und bei Abgang nachzupflanzen. Der
Stammumfang der zu pflanzenden Laubbäume muss mindestens 16 cm in 1,3 m über
Gelände betragen. Zusätzlich ist die Fläche mit standortgerechten Sträuchern so zu
bepflanzen, dass der Eindruck einer geschlossenen Gehölzpflanzung erhalten bleibt.
Die Bepflanzungen sind zu erhalten und bei Abgang nachzupflanzen. Bei der
Ermittlung der Zahl der zu pflanzenden Bäume sind die vorhandenen Bäume
mitzuzählen, sofern sie die festgesetzten Mindestqualitäten.

6.3 Im allgemeinen Wohngebiet - mit Ausnahme der Flächen gemäß der textlichen
Festsetzung Nr. 6.1 - und im urbanen Gebiet ist pro angefangener 500 m² und auf der
Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Schule und Sport“ - mit
Ausnahme der Flächen gemäß der textlichen Festsetzung Nr. 6.2 - ist pro
angefangener 1.000 m² mindestens ein standortgerechter, großkroniger Laubbaum zu
pflanzen. Der Stammumfang der zu pflanzenden Laubbäume muss mindestens 16 cm
in 1,3 m über Gelände betragen. Die Bepflanzungen sind zu erhalten und bei Abgang
nachzupflanzen. Bei der Ermittlung der Zahl der zu pflanzenden Bäume sind die
vorhandenen Bäume mitzuzählen, sofern sie die festgesetzten Mindestqualitäten
erfüllen. Die Pflanzungen auf den Flächen gemäß den textlichen Festsetzungen
Nr. 6.1 und 6.2 sind nicht anrechenbar.

6.4 Im allgemeinen Wohngebiet und im urbanen Gebiet sind mindestens 50 % und im
sonstigen Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ sind mindestens
85 % der Dachflächen extensiv zu begrünen und als Maßnahmen zum Schutz, zur
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft als Retentionsdächer
zur Rückhaltung von Niederschlagswasser auszubilden. Der durchwurzelbare Teil des
Dachaufbaus muss mindestens 10 cm betragen. Die Bepflanzungen sind zu erhalten
und bei Abgang nachzupflanzen. Die Ausbildung von Retentionsdächern gilt nicht für
Dachflächen von Nebenanlagen im Sinne des § 14 der Baunutzungsverordnung.

6.5 Auf der Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Schule und Sport“
sind mindestens 70 % der Dachflächen extensiv zu begrünen. Mindestens 50 % der
Dachflächen sind als Maßnahme zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von
Boden, Natur und Landschaft als Retentionsdächer zur Rückhaltung von
Niederschlagswasser auszubilden. Der durchwurzelbare Teil des Dachaufbaus muss
mindestens 10 cm betragen. Die Bepflanzungen sind zu erhalten und bei Abgang
nachzupflanzen. Die Ausbildung von Retentionsdächern gilt nicht für Dachflächen von
Nebenanlagen.

6.6 Im allgemeinen Wohngebiet, im urbanen Gebiet, im sonstigen Sondergebiet mit der
Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ und auf der Fläche für den Gemeinbedarf mit
der Zweckbestimmung „Schule und Sport“ ist eine Befestigung von Zufahrten und
Wegen, mit Ausnahme der mit einem Geh- und Radfahrrecht zu belastenden Fläche a
sowie der Zufahrten zur Quartiersgarage und zu Tiefgaragen nur in wasser- und
luftdurchlässigem Aufbau herzustellen. Auch Wasser- und Luftdurchlässigkeit
wesentlich mindernde Befestigungen wie Betonunterbau, Fugenverguss,
Asphaltierungen und Betonierungen sind unzulässig. Dies gilt auch für Aufenthalts-
und Pausenflächen der Schule.

6.7 Das innerhalb des allgemeinen Wohngebiets, des urbanen Gebiets, des sonstigen
Sondergebiets mit der Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ und der Fläche für den
Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Schule und Sport“ anfallende
Niederschlagswasser ist vollständig durch Mulden- oder Mulden-Rigolensysteme oder
andere Maßnahmen gleicher Wirkung zurückzuhalten.

7. Sonstige Festsetzungen

7.1 Die Fläche a ist mit einem Geh- und Radfahrrecht zugunsten der Allgemeinheit zu
belasten.

7.2 Die Flächen b, c und d sind mit einem Leitungsrecht zugunsten des
Unternehmensträgers zu belasten.

Hinweise

1. Die Einteilung der Straßenverkehrsfläche und der Verkehrsflächen besonderer
Zweckbestimmung ist nicht Gegenstand der Festsetzung.

2. Bei Anwendung der textlichen Festsetzungen Nrn. 6.1, 6.2, 6.3, 6.4 und 6.5 wird die
Verwendung von Arten der der Begründung beigefügten Pflanzliste vom 13.06.2023
empfohlen.

NEBENZEICHNUNG
Baulinien und Baugrenzen für das MU
oberhalb des II. Vollgeschosses

Fennpfuhl

Entwurf vom 29.08.2024
Noch nicht rechtsverbindlich!
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Textliche Festsetzungen
1. Art der baulichen Nutzung
1.1 Im urbanen Gebiet sind Einzelhandelsbetriebe nur im 1. Vollgeschoss

ausnahmsweise zulässig und oberhalb des 1. Vollgeschosses nicht zulässig.

1.2 Im urbanen Gebiet sind Betriebe des Beherbergungsgewerbes nur ausnahmsweise
zulässig.

1.3 Im allgemeinen Wohngebiet sind die Ausnahmen nach § 4 Abs. 3 Nr. 1 (Betriebe des
Beherbergungsgewerbes), Nr. 4 (Gartenbaubetriebe) und Nr. 5 (Tankstellen) der
Baunutzungsverordnung nicht zulässig.

1.4 Im urbanen Gebiet sind mindestens 4.000 m² der Geschossfläche von
Wohngebäuden für Studierende und Auszubildende vorzusehen.

1.5 Im urbanen Gebiet sind die Ausnahmen nach § 6a Abs. 3 Nr. 1 (Vergnügungsstätten)
und Nr. 2 (Tankstellen) der Baunutzungsverordnung nicht zulässig.

1.6 Im urbanen Gebiet ist vom 1. bis einschließlich 6. Vollgeschoss entlang des
Weißenseer Wegs sowie der Hohenschönhauser Straße eine Wohnnutzung nicht
zulässig.

1.7 Im urbanen Gebiet sind mindestens 30 % der zulässigen Geschossfläche für
gewerbliche Nutzungen zu verwenden.

1.8 Das sonstige Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ dient
vorwiegend der Anlage einer Quartiersgarage.
Zulässig sind:
- Garagengebäude, Mobilitätsstationen inkl. Car-Sharing und Fahrradstellplätze sowie
- Anlagen zur Versorgung mit Elektrizität, Wärme und Wasser sowie zur Ableitung

von Abwasser.
Ausnahmsweise können im 1. Vollgeschoss zugelassen werden:
- Schank- und Speisewirtschaften, Läden und sonstige Gewerbebetriebe, die das

Wohnen nicht wesentlich stören.

2. Maß der baulichen Nutzung

2.1 In den Baugebieten darf die zulässige Grundfläche durch die Flächen von Stellplätzen
mit ihren Zufahrten, Zufahrten zu Tiefgaragen, Nebenanlagen im Sinne des § 14
Baunutzungsverordnung und bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche,
durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird, im urbanen Gebiet bis zu einer
Grundfläche von 790 m², im allgemeinen Wohngebiet auf der Teilfläche WA 1 bis zu
einer Grundfläche von 10.050 m² und im allgemeinen Wohngebiet auf der Teilfläche
WA 2 bis zu einer Grundfläche von 4.175 m² überschritten werden.

2.2 Bei der Ermittlung der zulässigen Geschossfläche sind im allgemeinen Wohngebiet
und im urbanen Gebiet die Flächen von Aufenthaltsräumen in anderen als
Vollgeschossen einschließlich der dazugehörigen Treppenräume und einschließlich
ihrer Umfassungswände mitzurechnen.

2.3 Im allgemeinen Wohngebiet, dem urbanen Gebiet und dem Sondergebiet mit der
Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ können ausnahmsweise einzelne
Dachaufbauten wie Lüftungsanlagen und Aufzugsüberfahrten bis zu einer Höhe von
2,5 m oberhalb der festgesetzten Oberkante zugelassen werden, wenn sie
ausschließlich der Aufnahme technischer Einrichtungen dienen und mindestens 2,0 m
von der Baugrenze bzw. Baulinie zurückgesetzt sind.

2.4 Im allgemeinen Wohngebiet, dem urbanen Gebiet und dem Sondergebiet mit der
Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ können ausnahmsweise einzelne
Dachaufbauten wie Wärmepumpen einschließlich ihrer zugehörigen Einhausungen bis
zu einer Höhe von 3,5 m oberhalb der festgesetzten Oberkante zugelassen werden,
wenn sie ausschließlich der Aufnahme technischer Einrichtungen dienen und
mindestens 3,0 m von der Baugrenze bzw. Baulinie zurückgesetzt sind.

2.5 Im allgemeinen Wohngebiet, dem urbanen Gebiet und dem Sondergebiet mit der
Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ sind Dachaufbauten zur Nutzung erneuerbarer
Energien, wie Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie, die mindestens 2,0 m
von der Baugrenze bzw. der Baulinie zurücktreten bis zu einer Höhe von 2,5 m
oberhalb der festgesetzten Oberkante allgemein zulässig.

3. Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche

3.1 An die Baugrenzen darf zwischen den Punkten D17 und D1 bezogen auf die
zulässige Höhe der baulichen Anlagen unter Einschränkung der Tiefe der
Abstandsflächen nach der Bauordnung für Berlin herangebaut werden.

3.2 Für die baulichen Anlagen im allgemeinen Wohngebiet und im urbanen Gebiet kann
ausnahmsweise ein Vortreten von Gebäudeteilen, und zwar für Balkone und
Terrassen bis zu 1,5 m vor die Baugrenze bzw. die Baulinie zugelassen werden,
sofern die Gebäudeteile nicht mehr als 1/3 der Fassade einnehmen.

4. Weitere Arten der Nutzung

4.1 Im allgemeinen Wohngebiet und im urbanen Gebiet sind Stellplätze und Garagen
unzulässig. Dies gilt nicht für Tiefgaragen sowie für Stellplätze für schwer
Gehbehinderte, Rollstuhlnutzerinnen und Rollstuhlnutzer.

4.2 Im allgemeinen Wohngebiet und im urbanen Gebiet dürfen nur Wohngebäude
errichtet werden, bei denen ein Anteil von mindestens 30 % der zulässigen
Geschossfläche, die für Wohnungen zu verwenden ist, mit Mitteln der sozialen
Wohnraumförderung gefördert werden könnten. Ausnahmsweise können
Wohngebäude ohne förderungsfähige Wohnungen zugelassen werden, wenn der
nach Satz 1 erforderliche Mindestanteil in einem anderen Gebäude im allgemeinen
Wohngebiet zusätzlich erbracht wird.

4.3 In den Dauerkleingärten kann ein eingeschossiges Vereinshaus, das mit der
Zweckbestimmung im Einklang steht, zugelassen werden.

4.4 Auf der Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Schule und Sport“
ist auch eine Nutzung für außerschulische Sport- und Spielzwecke zulässig.

4.5 Auf der Fläche A1, A2, A3, A4, A5, A6, A7, A8, A1 innerhalb der Fläche für den
Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Schule und Sport“ sind nur
Schulfreiflächen, ungedeckte Sportanlagen mit ihren untergeordneten Nebenanlagen
sowie Sportfunktionsgebäude zulässig.

4.6 Die Geltungsbereichsgrenze zwischen den Punkten E1, E2 und E3 ist zugleich
Straßenbegrenzungslinie.

5. Immissionsschutz

5.1 Sofern im Geltungsbereich des Bebauungsplans Feuerungsanlagen für die Erzeugung
von Wärme betrieben werden, sind vorwiegend zum Schutz vor Feinstaub als
Brennstoffe nur Erdgas oder Heizöl EL schwefelarm zulässig. Die Verwendung
anderer Brennstoffe ist dann zulässig, wenn sichergestellt ist, dass die Massenströme
von Schwefeloxiden, Stickstoffoxiden und Staub bezogen auf den Energiegehalt des
eingesetzten Brennstoffs vergleichbar höchstens denen von Heizöl EL schwefelarm
sind.

5.2 Zum Schutz vor Verkehrslärm muss im allgemeinen Wohngebiet entlang der Linien
C1-C2-C3-C4-C5-C6, D16-D17-D1-D2-D3-D4 und D8-D9-D10-D11
- in Wohnungen mit einem oder zwei Aufenthaltsräumen mindestens ein

Aufenthaltsraum,
- in Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsräumen mindestens die Hälfte der

Aufenthaltsräume
mit jeweils mindestens einem Fenster zur lärmabgewandten Seite ausgerichtet sein.
Von der Regelung ausgenommen sind Wohnungen, bei denen mindestens zwei
Außenwände nicht zu einer lärmabgewandten Seite ausgerichtet sind.

Für Wohnungen, bei denen mindestens zwei Außenwände nicht zu einer
lärmabgewandten Seite ausgerichtet sind, gilt Folgendes:
- in Wohnungen mit einem oder zwei Aufenthaltsräumen müssen in mindestens

einem Aufenthaltsraum,
- in Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsräumen müssen in mindestens der

Hälfte der Aufenthaltsräume
durch besondere Fensterkonstruktionen oder durch andere bauliche Maßnahmen
gleicher Wirkung Schallpegeldifferenzen erreicht werden, die gewährleisten, dass ein
Beurteilungspegel von 30 dB(A) während der Nachtzeit in dem Raum oder den
Räumen bei mindestens einem teilgeöffneten Fenster nicht überschritten wird.

5.3 Zum Schutz vor Verkehrslärm müssen im urbanen Gebiet
- in Wohnungen mit einem oder zwei Aufenthaltsräumen in mindestens einem

Aufenthaltsraum,
- in Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsräumen in mindestens der Hälfte der

Aufenthaltsräume
durch besondere Fensterkonstruktionen oder durch andere bauliche Maßnahmen
gleicher Wirkung Schallpegeldifferenzen erreicht werden, die gewährleisten, dass ein
Beurteilungspegel von 30 dB(A) während der Nachtzeit in dem Raum oder den
Räumen bei mindestens einem teilgeöffneten Fenster nicht überschritten wird.

5.4 Zum Schutz vor Verkehrslärm sind im urbanen Gebiet entlang der Linien
D18-D4-D5-D6-D7, im allgemeinen Wohngebiet entlang der Linien C2-C3-C4-C5,
D17-D1-D2-D3-D4 und D8-D9-D10-D11 mit Gebäuden baulich verbundene
Außenwohnbereiche (z. B. Loggien, Balkone, Terrassen) nur als verglaste Vorbauten
oder verglaste Loggien zulässig.
Von der Regelung ausgenommen sind Wohnungen, die über mindestens einen
baulich verbundenen Außenwohnbereich verfügen, der nicht zu den oben genannten
Linien ausgerichtet ist.
Bei Wohnungen mit mehreren baulich verbundenen Außenwohnbereichen, die nur zu
einer der oben genannten Linien ausgerichtet sind, ist jeweils mindestens ein baulich
verbundener Außenwohnbereich als verglaster Vorbau oder verglaste Loggia zu

errichten.

5.5 Zum Schutz vor Gewerbelärm müssen im Sondergebiet mit der Zweckbestimmung
"Quartiersgarage" die Außenwände des Gebäudes entlang der Linie
D13-D14-D15-D11 baulich geschlossen ausgeführt werden.

5.6 Zum Schutz vor Verkehrslärm sind im allgemeinen Wohngebiet auf den Flächen
B1-B2-B3-B4-B5-B6-B1 und D14-D15-D16-D17-D18-D19-D15-D14 die festgesetzten
baulichen und sonstigen Nutzungen erst dann zulässig, wenn entlang der Linie
D1-D2-D3-D4-D5-D6-D7-D8-D9-D10-D11-D12-D13 eine lückenlose Bebauung
errichtet oder öffentlich-rechtlich gesichert ist, dass diese lückenlose Bebauung
spätestens bei Nutzungsaufnahme errichtet ist. Die lückenlose Bebauung darf durch
Durchgänge in den ersten beiden Vollgeschossen ausnahmsweise unterbrochen
werden.

5.7 Zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes müssen bauliche Anlagen im urbanen Gebiet bis
zu einem Abstand von 64 m zur Mitte der nächstgelegenen Gleiskreuzung
Weißenseer Weg / Hohenschönhauser Straße schwingungstechnisch abgekoppelt
von den Bahnanlagen errichtet werden. Es können auch Maßnahmen gleicher
Wirkung getroffen werden.

6. Grünfestsetzungen / Zuordnungsfestsetzungen

6.1 Auf den Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen
Bepflanzungen ist je 50 m² Grundstücksfläche ein hochstämmiger Laubbaum mit
einem Stammumfang von mindestens 16 cm zu pflanzen und bei Abgang
nachzupflanzen. Weiterhin ist die Fläche mit standortgerechten Sträuchern so zu
bepflanzen, dass der Eindruck einer geschlossenen Gehölzpflanzung entsteht. Die
Bepflanzungen sind zu erhalten und bei Abgang nachzupflanzen.

6.2 Auf der Fläche mit Bindung für Bepflanzungen und für die Erhaltung sind die
vorhandenen Bäume zu erhalten und bei Abgang mit standortgerechten Bäumen
nachzupflanzen. Je angefangener 50 m² Grundstücksfläche ist ein hochstämmiger
Laubbaum zu pflanzen, zu erhalten und bei Abgang nachzupflanzen. Der
Stammumfang der zu pflanzenden Laubbäume muss mindestens 16 cm in 1,3 m über
Gelände betragen. Zusätzlich ist die Fläche mit standortgerechten Sträuchern so zu
bepflanzen, dass der Eindruck einer geschlossenen Gehölzpflanzung erhalten bleibt.
Die Bepflanzungen sind zu erhalten und bei Abgang nachzupflanzen. Bei der
Ermittlung der Zahl der zu pflanzenden Bäume sind die vorhandenen Bäume
mitzuzählen, sofern sie die festgesetzten Mindestqualitäten.

6.3 Im allgemeinen Wohngebiet - mit Ausnahme der Flächen gemäß der textlichen
Festsetzung Nr. 6.1 - und im urbanen Gebiet ist pro angefangener 500 m² und auf der
Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Schule und Sport“ - mit
Ausnahme der Flächen gemäß der textlichen Festsetzung Nr. 6.2 - ist pro
angefangener 1.000 m² mindestens ein standortgerechter, großkroniger Laubbaum zu
pflanzen. Der Stammumfang der zu pflanzenden Laubbäume muss mindestens 16 cm
in 1,3 m über Gelände betragen. Die Bepflanzungen sind zu erhalten und bei Abgang
nachzupflanzen. Bei der Ermittlung der Zahl der zu pflanzenden Bäume sind die
vorhandenen Bäume mitzuzählen, sofern sie die festgesetzten Mindestqualitäten
erfüllen. Die Pflanzungen auf den Flächen gemäß den textlichen Festsetzungen
Nr. 6.1 und 6.2 sind nicht anrechenbar.

6.4 Im allgemeinen Wohngebiet und im urbanen Gebiet sind mindestens 50 % und im
sonstigen Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ sind mindestens
85 % der Dachflächen extensiv zu begrünen und als Maßnahmen zum Schutz, zur
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft als Retentionsdächer
zur Rückhaltung von Niederschlagswasser auszubilden. Der durchwurzelbare Teil des
Dachaufbaus muss mindestens 10 cm betragen. Die Bepflanzungen sind zu erhalten
und bei Abgang nachzupflanzen. Die Ausbildung von Retentionsdächern gilt nicht für
Dachflächen von Nebenanlagen im Sinne des § 14 der Baunutzungsverordnung.

6.5 Auf der Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Schule und Sport“
sind mindestens 70 % der Dachflächen extensiv zu begrünen. Mindestens 50 % der
Dachflächen sind als Maßnahme zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von
Boden, Natur und Landschaft als Retentionsdächer zur Rückhaltung von
Niederschlagswasser auszubilden. Der durchwurzelbare Teil des Dachaufbaus muss
mindestens 10 cm betragen. Die Bepflanzungen sind zu erhalten und bei Abgang
nachzupflanzen. Die Ausbildung von Retentionsdächern gilt nicht für Dachflächen von
Nebenanlagen.

6.6 Im allgemeinen Wohngebiet, im urbanen Gebiet, im sonstigen Sondergebiet mit der
Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ und auf der Fläche für den Gemeinbedarf mit
der Zweckbestimmung „Schule und Sport“ ist eine Befestigung von Zufahrten und
Wegen, mit Ausnahme der mit einem Geh- und Radfahrrecht zu belastenden Fläche a
sowie der Zufahrten zur Quartiersgarage und zu Tiefgaragen nur in wasser- und
luftdurchlässigem Aufbau herzustellen. Auch Wasser- und Luftdurchlässigkeit
wesentlich mindernde Befestigungen wie Betonunterbau, Fugenverguss,
Asphaltierungen und Betonierungen sind unzulässig. Dies gilt auch für Aufenthalts-
und Pausenflächen der Schule.

6.7 Das innerhalb des allgemeinen Wohngebiets, des urbanen Gebiets, des sonstigen
Sondergebiets mit der Zweckbestimmung „Quartiersgarage“ und der Fläche für den
Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Schule und Sport“ anfallende
Niederschlagswasser ist vollständig durch Mulden- oder Mulden-Rigolensysteme oder
andere Maßnahmen gleicher Wirkung zurückzuhalten.

7. Sonstige Festsetzungen

7.1 Die Fläche a ist mit einem Geh- und Radfahrrecht zugunsten der Allgemeinheit zu
belasten.

7.2 Die Flächen b, c und d sind mit einem Leitungsrecht zugunsten des
Unternehmensträgers zu belasten.

Hinweise

1. Die Einteilung der Straßenverkehrsfläche und der Verkehrsflächen besonderer
Zweckbestimmung ist nicht Gegenstand der Festsetzung.

2. Bei Anwendung der textlichen Festsetzungen Nrn. 6.1, 6.2, 6.3, 6.4 und 6.5 wird die
Verwendung von Arten der der Begründung beigefügten Pflanzliste vom 13.06.2023
empfohlen.

NEBENZEICHNUNG
Baulinien und Baugrenzen für das MU
oberhalb des II. Vollgeschosses

Fennpfuhl

Entwurf vom 29.08.2024
Noch nicht rechtsverbindlich!

Stellerweg
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Konrad-Wolf-Straße

Grenze des Geltungsbereichs des B-Plans. 
Dadurch wird deutlich, für welches Gebiet 
der B-Plan gilt.

Die Kugellinie unterteilt Gebiete in noch 
feinere Einheiten und grenzt Gebiete von-
einander ab. In diesem Beispiel grenzt die 
Kugellinie die Bereiche mit unterschied-
lichen Nutzungsmaßen (z.B. Geschossflä-
che) voneinander ab.   

An den Baulinien muss zwingend gebaut 
werden. 

Die Baugrenzen dürfen durch das geplan-
te Gebäude nicht überschritten werden. 

Maßketten dienen als Maßband für be-
stimmte Teilbereiche des B-Plans. In die-
sem Fall liegt die zulässige 
Gebäudetiefe bei 20,5 Metern.

Die nähere Bestimmung „Fuß- und Rad-
weg“ auf Verkehrsflächen legt fest, welche 
Flächen Fußgängerinnen und Fußgängern 
sowie Radfahrenden gleichermaßen vor-
behalten sind.

Sondergebiet mit der Zweckbestimmung 
Quartiersgarage beschreibt eine Garage, 
die beispielsweise von mehreren Anwoh-
nenden und deren Gästen genutzt wird. 
Diese Garage darf maximal 11.100 m² 
Geschossfläche aufweisen.

Geh-, Fahr- und Leitungsrechte bedeuten 
praktisch eine Begünstigung der Öffentlich-
keit (z.B. Fußgänger*innen, Radfahrer*in-
nen) und Versorgungsträger*innen, ohne 
dass es sich um eine öffentlich gewidmete 
Fläche handelt. Beispielsweise ist das 
Überqueren eines privaten Grundstücks (zu 
Fuß oder mit dem Fahrrad), nur möglich, 
wenn ein Geh- und Radfahrrecht eingetra-
gen ist. 
 

Die nähere Bestimmung „verkehrsberuhig-
ter Bereich“ auf Verkehrsflächen legt fest, 
dass hier die Aufenthaltsfunktion überwie-
gen muss und Fahrzeuge höchstes Schritt-
geschwindigkeit fahren dürfen. Eine ent-
sprechende bauliche Gestaltung soll damit 
einhergehen.

WA 1 = Allgemeines Wohngebiet 1 
Die Zahl dient der Unterscheidung zum an-
deren WA-Teilgebiet im Geltungsbereich.

GF und GR 
Die Geschossfläche (GF) darf in WA 1 maxi-
mal 38.200 m² betragen. Die überbaubare 
Grundfläche (GR) darf maximal 6.000 m² 
betragen.

OK = Oberkante  
Die Höhe baulicher Anlagen darf  
maximal 78 m über NHN betragen. Die 
Geländehöhe (Bezugshöhe) in Metern 
über NHN liegt bei etwa 57 Metern. Die 
Oberkante der Gebäude dürfen folglich 
maximal ca. 21 Meter hoch sein. 

Geländehöhe in Metern über NHN  
(NHN = Normalhöhennull = Angabe von 
Höhe über dem Meeresspiegel) ist der 
Bezugspunkt für die im B-Plan festgesetzt 
Höhe (OK). 

Der B-Plan

Festsetzungen im B-Plan-Entwurf 11-168

Im Bebauungsplan können unter anderem grund-
stücksbezogene Festsetzungen hinsichtlich Art und 
Maß der baulichen Nutzung, Bauweise und überbau-
bare Grundstücksfläche, Verkehrsflächen, Gemein-
bedarfs- und Infrastruktureinrichtungen, Grün- und 
Freiflächen getroffen werden. Alle zulässigen Fest- 
setzungen sind im § 9 BauGB geregelt.

Die Art der baulichen Nutzung bestimmt, welche Nut-
zungen auf bestimmten Flächen bzw. Gebieten zuläs-
sig sind. Im B-Plan 11-168 werden folgendene Nutzun-
gen festgesetzt.

vorwiegend Wohnen 
 
Wohnen und Gewerbebetriebe, die das Wohnen nicht wesentlich 
stören, Nutzungsmischung muss nicht gleichgewichtig sein

... mit der Zweckbestimmung „Schule und Sport“

... mit der Zweckbestimmung „Quartiersgarage“

... mit näheren Bestimmungen „Verkehrsberuhigter Bereich“  
und „Fuß- und Radweg“

mit der Zweckbestimmung „Private Dauerkleingärten“

Beispiele aus dem B-Plan:

WA  Allgemeines Wohngebiet 

Flächen für Gemeinbedarf

Öffentliche und private Grünflächen

MU Urbanes Gebiet

SO Sondergebiet

Verkehrsflächen
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IDEENWERKSTÄTTEN ALS  
IMPULSGEBER FÜR DEN B-PLAN 

Durch die Ideenwerkstätten (siehe Informationszeitung Nr. 1/21) mit Bürgerinnen und Bürgern im Mai und 
November 2021 konnten wichtige Hinweise, Bedarfe und Bedenken für das Bebauungsplanverfahren mitge-
nommen werden. Im aktuellen Bebauungsplanentwurf finden sich in der Planzeichnung und den textlichen Fest-
setzungen viele Aspekte wieder, die im Folgenden beispielhaft dargestellt werden. Die Erläuterungen nehmen 
Bezug auf die textlichen Festsetzungen des Bebauungsplanentwurfes, die Sie auf den Seiten 10 und 11 in dieser 
Zeitung lesen können.

Zwei Ideenwerkstätten

Während der Erarbeitung des Bebauungsplanentwurfs 
fanden zwei Ideenwerkstätten mit Bürgerinnen und  
Bürgern, Politikerinnen und Politikern, verantwortlichen 
Planenden sowie Interessierten statt. Ziel der Werkstät-
ten war es, gemeinsam über die zukünftige Bebauung 
und Nutzung der Fläche im nördlichen Fennpfuhl zu 
diskutieren. Die erste Ideenwerkstatt fand am 07. Mai 
2021 – pandemiebedingt – digital statt. In der Ver-
anstaltung wurden gemeinsam mit Bürgerinnen und 
Bürgern auf der Grundlage der ermittelten Vorzugsva-
riante 1a/b für Teilbereiche des Plangebietes weitere 
Ideen erarbeitet und diskutiert. Hierbei wurden inner-
halb des planungsrechtlichen Rahmens mögliche, be-
nötigte und umsetzbare Nutzungen und die Anordnung 
der Gebäude thematisiert. 

Die zweite Ideenwerkstatt fand am 26. November 2021 
direkt vor Ort am Plangebiet statt. Ziel der Werkstatt 
war es, besonders über die Weiterentwicklung der 
Freiraumplanung zu sprechen. Es wurde über die Ge-
staltung der Freiflächen im Plangebiet diskutiert. Ein 
wichtiges Thema war dabei unter anderem die Dach-
nutzung der geplanten Quartiersgarage. 

Zentrale Erkenntnisse

Nutzungsmischung 

Aus den Ideenwerkstätten ging hervor, dass sich die 
Bürgerinnen und Bürger ein Quartier wünschen, das 
nicht ausschließlich dem Wohnen dient. Durch die 
Festsetzung als allgemeines Wohngebiet und urbanes 
Gebiet an der Kreuzungssituation Hohenschönhauser 
Straße/Weißenseer Weg sind andere Nutzungen als 
reines Wohnen möglich. Im allgemeinen Wohngebiet 
sind grundsätzlich neben Wohngebäuden auch Läden, 
die der Versorgung des Gebiets dienen, Gastronomie 
und nicht störende Handwerksbetriebe zulässig. Anla-
gen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche 
und sportliche Zwecke sind ebenfalls möglich. Unter 
Punkt 1 „Art der baulichen Nutzungen“ der textlichen 
Festsetzungen sind die „Besonderheiten“ geregelt, d.h. 
die ausnahmsweise zulässigen und unzulässigen Nut-
zungen werden aufgeführt. Im urbanen Gebiet sind in 
den unteren sechs Geschossen nur gewerbliche, sozia-
le und kulturelle Nutzungen zulässig, wodurch eine Be-
lebung des Quartiers abseits der Wohnnutzung ermög-
licht wird. Hierbei werden jedoch einige Nutzungen, 
die ohne ergänzende Regelung erlaubt wären, explizit 
ausgeschlossen: Vergnügungsstätten und Tankstellen 
sind nicht zulässig; Betriebe des Beherbergungsgewer-
bes sowie Einzelhandelsbetriebe sind nur ausnahms-
weise zulässig. 

Verschiedene Wohnformen

In den Ideenwerkstätten wurde der Wunsch geäußert, 
dass verschiedene Wohnformen ermöglicht werden 
sollen. Der Bebauungsplanentwurf sieht vor, dass im 
allgemeinen Wohngebiet und im urbanen Gebiet nur 
Wohngebäude errichtet werden dürfen, bei denen 
30  % der zulässigen Wohnfläche mit Mitteln der so-
zialen Wohnraumförderung gefördert werden könnten 
(s. textliche Festsetzung 4.2), wodurch preisgünstiger 
Wohnraum ermöglicht werden soll. Zudem sind im all-
gemeinen Wohngebiet (mit der Bezeichnung WA 1) und 
im urbanen Gebiet (MU) insgesamt mindestens 4.000 
m² der Geschossfläche für Wohnen für Studierende 
und Auszubildende vorzusehen. Übrigens: Seit Anfang 
2024 gilt berlinweit die neue Kooperationsvereinba-
rung mit den landeseigenen Wohnungsbauunterneh-
men, bei Neubauprojekten 50 % der Geschossfläche 
Wohnen als förderfähigen mietpreis- und belegungs-
gebundenen Wohnraum zu entwickeln. 

Eine Bebauung an den zwei viel befahrenen Straßen 
bringt Lärmschutzerfordernisse mit sich, um gesunde 
Wohnverhältnisse zu gewährleisten. Bürgerinnen und 
Bürger äußerten während der Ideenwerkstätten ihre 
Bedenken. Unter Punkt 5 „Immissionsschutz“ sind in Ideenwerkstatt Nr. 2 im November 2021 fand pandemiebedingt 

draußen statt – trotz eisiger Temperaturen. © AG.URBAN
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den textlichen Festsetzungen zahlreiche Regelungen 
zu finden, die dazu dienen, das Wohnen so angenehm 
wie möglich zu gestalten. So ist bei Wohnungen, die zu 
den lauten Straßen hin orientiert sind, zu gewährleisten, 
dass auch Räume zur ruhigen Seite hin orientiert sind. 

Mobilität & Nachhaltigkeit

Zahlreiche Bürgerinnen und Bürger äußerten den 
Wunsch nach nachhaltigen Mobilitätsformen, während 
andere die Stellplatzproblematik hervorhoben. Diese 
Belange wurden berücksichtigt. Wie der Planzeichnung 
zu entnehmen ist, ist ein autoarmes Quartier geplant. 
Innerhalb des neuen Quartiers sind keine neuen Stra-
ßen für Kraftfahrzeuge vorgesehen, die über die Er-
schließung der Kleingartenanlage und Zufahrt zur neu-
en Schule hinaus benötigt werden. Die Erreichbarkeit 
für Rettungswagen und Feuerwehr ist selbstverständlich 
trotzdem gegeben. Eine neue Quartiersgarage bietet 
Stellplätze für die Fahrzeuge der neuen Bewohnerin-
nen und Bewohner. Die vorgesehenen Festsetzungen  
ermöglichen zudem verschiedene Sharing-Angebote, 
Fahrradabstellplätze und ergänzende Nutzungen im 
Erdgeschoss (z.B. Gastronomie, Läden) der Quartiers-
garage unterzubringen (Textliche Festsetzung  1.8). 

Einige Anwohnende äußerten Bedenken bezüglich 
der Ausmaße der geplanten Quartiersgarage. Auf die 
angrenzende Wohnbebauung wird Rücksicht genom-
men, indem die Quartiersgarage niedriger sein wird 
als die Umgebungsbebauung. Die Außenwände zur 
bestehenden Wohnbebauung sind offen zu gestalten. 
Im Rahmen des Bauantrags zur Quartiersgarage hat 
die Bauherrin die Einhaltung der Immissionsrichtwerte 
an den Bestandsgebäuden nachzuweisen und ggf. die 
hierfür erforderlichen Maßnahmen zu treffen. 

Auf den Dächern von Gebäuden im allgemeinen 
Wohngebiet, dem urbanen Gebiet und auf der Quar-
tiersgarage sind Dachaufbauten zur Nutzung erneuer-
barer Energien (z.B. Photovoltaik-Anlagen) zulässig (s. 
textliche Festsetzung 2.3 bis 2.5). Auch Dachbegrünun-
gen und der Umgang mit Bäumen (Erhalt und Ersatz) 
wurden in den unterschiedlichen Bereichen des Plan-
gebiets festgesetzt (s. textliche Festsetzungen 6.1 bis 
6.5). Damit wurden ebenfalls Belange aus der Ideen-
werkstatt aufgegriffen. 

Städtebau

Bereits in der ersten Ideenwerkstatt wurde deutlich, 
dass die Bürgerinnen und Bürger einen Hochpunkt an 
der Kreuzung Hohenschönhauser Straße/Weißenseer 
Weg als attraktives Entrée für das Quartier begrüßen. 
Wie in der Planzeichnung zu erkennen, wird die Ecksi-
tuation besonders betont. Die Geländehöhe des Ge-
biets liegt bei etwa 57 Metern, worauf sich die nach-
folgenden zulässigen Gebäudehöhen beziehen. Der 
Bebauungsplanentwurf sieht an der Ecksituation eine 
minimale Gebäudehöhe von 34 Metern (ca. 11 Stock-
werke) und eine maximale Höhe von rund 50 Metern 
über Gelände (ca. 17 Stockwerke) vor. Die Höhe der 
direkt angrenzende Bebauung soll bei 21 bis 25 Metern 
liegen.  

Die zulässigen Gebäudehöhen im nördlichen Plan-
gebiet sind mindestens sechs Meter niedriger als die 
restliche Bebauung, womit dem Wunsch nach einer ab-
flachenden Bebauung in Richtung Kleingärten nachge-
kommen wird.

Die Ideenwerkstatt Nr. 2 im November 2021 fand 
pandemiebedingt draußen statt – trotz eisiger Temperaturen.  
© AG.URBAN

In der ersten, digitalen Ideenwerkstatt wurde mithilfe eines 
3D-Visualisierungsprogramms über die Setzung von Baukörpern 
diskutiert.  Aufgelockerte Bebauung und terrassierte Bauweise 
Richtung Kleingartenanlage „Langes Höhe“ waren das Resultat. 
© AG.URBAN
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FACHUNTERSUCHUNGEN 

Der Weg zu einem festgesetzten Bebauungsplan ist lang. Viele kleine Schritte sind notwendig, um das Ziel zu er-
reichen. Fester Bestandteil von Bebauungsplanverfahren bilden fachbezogene Untersuchungen, die speziell für 
das Plangebiet erstellt werden. Das Plangebiet kann nicht losgelöst von seiner Umgebung betrachtet werden. 
Viele Faktoren wie Verkehr, Erschütterungen, Geruch, Artenschutz, Boden, Lärm und Regenentwässerung müs-
sen im Bebauungsplanverfahren analysiert werden, um etwaige Konflikte rechtzeitig zu erkennen. Die Unter-
suchungen zu den vorgenannten Themen, die im Auftrag der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen 
und Wohnen von verschiedenen Fachbüros erstellt wurden, haben es in sich – sie sind nicht nur sehr lang und 
ausführlich, sondern auch sehr fachspezifisch. Wir haben für Sie die wichtigsten Informationen und Erkenntnisse 
aus den Fachuntersuchungen zusammengefasst. 

Verkehrsuntersuchung und  

Erschließungskonzeption

Untersuchung erstellt durch BERNARD Gruppe ZT GmbH, ein Unterneh-

men der BERNARD Gruppe, Berlin/Dresden, Stand: Mai 2022. 

Durch die im Plangebiet zulässigen Vorhaben wird 
das Quartier zukünftig mehr Menschen beheimaten, 
die wiederum das Verkehrsaufkommen beeinflussen 
werden. Im Rahmen einer Verkehrsuntersuchung wurde 
untersucht, welche verkehrlichen Auswirkungen durch 
die künftig zulässige Bebauung auf die bestehenden 
Straßenverkehrsflächen, Knotenpunkte und Verkehrs-
flüsse zu erwarten sind. Es wurde also geprüft, ob die 
Leistungsfähigkeit der Infrastruktur weiterhin gegeben 
ist und welche Maßnahmen ergriffen werden müssen, 
falls diese Leistungsfähigkeit zukünftig eingeschränkt 
ist. Ziel ist eine leistungsfähige, gut zugängliche Ver-
kehrsanbindung unter Berücksichtigung öffentlicher, 
innovativer und nachhaltiger Mobilitätsformen.

Verschiedene Nutzerinnen und Nutzer haben unter-
schiedliche Ansprüche an Mobilität. Für diese Ansprü-
che an Mobilität werden in der Untersuchung konkrete 
Maßnahmen empfohlen. Hierzu zählt die Bündelung 
der Pkw-Stellplätze in einer Quartiersgarage, um das 
Quartier möglichst autofrei zu gestalten. Innerhalb 
des neuen Quartiers wird der öffentliche Raum da-
durch sicherer. In der Quartiersgarage sind baulich 
bis zu 400 Stellplätze möglich. Auf den unteren Ebe-
nen der Quartiersgarage kann öffentliches Parken für 
alle Nutzergruppen möglich sein. Im neuen Quartier 
soll durch den Bau von Ladeinfrastruktur ein Beitrag 
zur E-Mobilität geleistet werden, indem neben Kfz-La-
demöglichkeiten auch Ladestationen für E-Bikes und 
E-Roller geschaffen werden. In der Quartiersgarage 
soll ein Mobility Hub integriert werden, welcher ver-
schiedene Sharing-Angebote (Fahrräder, E Scooter 
etc.) beinhaltet. Ergänzende Dienstleistungen wie eine 
Fahrradwerkstatt, ein Kiosk oder eine Paketstation sind 
zulässig. Was letztlich realisiert wird, kann die Bauher-
rin entscheiden. Auch die Bereitstellung von kostenlos 
nutzbaren Fahrradwerkzeugen und Luftpumpen in Ver-
bindung mit dem Angebot einer Fahrradaufhängung 
wird angestrebt. Das eigene Auto soll künftig eine un-
tergeordnete Rolle spielen. Stattdessen soll neben den 
genannten alternativen Mobilitätsangeboten im Hub 
auch das Carsharing (Teilen von Autos) weiter gestärkt 
werden. Dafür sollen Pkw-Stellplätze für die Nutzung 
von Carsharing vorgehalten werden. 

Aufgrund der zulässigen Wohneinheiten im gesamten 
Plangebiet (bis zu 600) ist von etwa. 1.000 privaten, 
ebenerdigen, leicht erreichbaren und witterungs-
beständigen Fahrradabstellplätzen für die neue Be-

wohnerschaft auszugehen. Dabei sollen auch Lade-
stationen für E-Bikes sowie gesonderte Stellplätze für 
Lastenräder vorgesehen werden. Der bereits gut aus-
gebaute öffentliche Personennahverkehr (ÖPNV) wird 
auch für die neuen Bewohnenden eine wichtige Rolle 
spielen. Daher wird die Installation einer digitalen In-
formationstafel für den ÖPNV im Bereich des Mobility 
Hubs empfohlen. 

Mit dem Maßnahmenbündel des Mobilitätskonzeptes 
werden eine Vielzahl von attraktiven, leicht zugängli-
chen Mobilitätsalternativen zum eigenen Auto ange-
boten. Dadurch soll die individuelle Pkw-Nutzung auf 
ein Mindestmaß reduziert werden. 

Untersuchung der Auswirkungen  

von Gerüchen 

Untersuchung erstellt durch Lohmeyer GmbH, Niederlassung Dres-

den, Stand: Januar 2021. Gutachterliche Stellungnahme erstellt durch 

Lohmeyer GmbH, Niederlassung Dresden, Stand: Mai 2023, in Folge der 

Novellierung der TA Luft Ende 2021.

In unmittelbarer Nähe zum Plangebiet (260 Meter 
nordöstlich) befindet sich die Berliner-Kindl-Schultheiss 
Brauerei. Durch den Betrieb der Brauerei könnten wahr-
nehmbare Geruchsimmissionen entstehen. Deswegen 
wurde Anfang des Jahres 2021 eine Geruchsuntersu-
chung angefertigt. Die rechtlichen Grundlagen hier-
für sind im Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 
geregelt, die Verwaltungsvorschriften für die Geneh-
migung in der Technischen Anleitung Luft (TA Luft). Die 
sogenannten Erheblichkeitsschwellen-Werte, also die 
Grenzwerte, wurden anhand der Geruchsimmissions-
Richtlinie (GIRL) abgeleitet.  Zur Bewertung wurde ein 
Computermodell erstellt, das die Ausbreitung des Ge-
ruchs simuliert und anzeigt, inwieweit die Gerüche der 
Brauerei im Plangebiet wahrnehmbar sind. 

Dazu wurden eine Begehung der Brauerei und Mes-
sungen an den verschiedenen Abluftanlagen vorge-
nommen. Diese wurden unter Berücksichtigung der 
Windrichtung, des Geländes (Topographie) und der 
Bebauung in ihrer Wahrnehmbarkeit im Plangebiet er-
rechnet und anhand einer Rasterkarte dargestellt. Die 
Berechnung geschah mithilfe statistischer Methoden 
und auf Grundlage der Vorgaben des BImSchG. 

Obwohl bei der Berechnung konservative (also hohe) 
Werte angenommen wurden, wurde festgestellt, dass 
kein Konflikt mit den aufgrund des Bebauungsplans 
künftig zulässigen Nutzungen besteht. Alle prognos-
tizierten Werte befanden sich unter den in der GIRL 
definierten Schwellenwerten und wurden damit als un-
erheblich eingestuft. 

Weißenseer Weg: Etwa an dieser Stelle ist der nördliche 
Quartierszugang für Fuß- und Radverkehr geplant.  
© BERNARD Gruppe ZT GmbH

Durchgang Richtung Volkspark: Der Weg soll auf 4 Meter 
verbreitert werden. © BERNARD Gruppe ZT GmbH
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Ende des Jahres 2021, gab es eine Novellierung (~über-
arbeitete, neue Fassung) der TA Luft. Hier wurden Än-
derungen von Grenzwerten- und der Modellierung zur 
Geruchsausbreitung vorgenommen. Die GIRL wurde in 
der TA Luft verankert. Wegen dieser Änderungen wurde 
die Untersuchung anhand der neuen TA Luft überprüft. 

Die Berechnungen und die Geruchsausbreitung wur-
den mit den veränderten Werten neu kalkuliert. Wie 
bereits erwähnt, kam in der ursprünglichen Untersu-
chung schon die GIRL zur Anwendung und es wurde 
mit hohen Werten gerechnet. Dies wurde für die Neu-
Bewertung übernommen. Im Vergleich der Ergeb-
nisse der ursprünglichen Untersuchung und den Er-
gebnissen anhand der neuen Vorgaben zeigte sich, 
dass die Ergebnisse nach wie vor deutlich unter den 
definierten Grenzwerten liegen. Der definierte Grenz-
wert für Wohngebiete ist eine Geruchshäufigkeit in 10 
Prozent der Jahresstunden. In beiden Fällen lagen die 
Ergebnisse bei unter 5 Prozent. Dies lässt den Schluss 
zu, dass sich durch die Novellierung keine relevanten 
Änderungen ergeben und das neue Quartier nicht er-
heblich durch Gerüche, die aus dem Brauereibetrieb 
resultieren, belastet wird.

Untersuchung zu möglichen  

Erschütterungen und Sekundärschall

Untersuchung erstellt durch Möhler + Partner Ingenieure AG,  

Stand: Juli 2022. 

Das Plangebiet befindet sich direkt am Kreuzungsbe-
reich Weißenseer Weg / Hohenschönhauser Straße, in 
dem sich auch verschiedene Straßenbahnlinien (M5, 
M6) kreuzen. Aus diesem Grunde wurden mögliche 
Auswirkungen durch Erschütterungen untersucht. Die-
se Untersuchung dient zur Abschätzung, inwieweit sich 
die Erschütterungen aus dem Schienenverkehr auf die 
besonders geschützten Nutzungen in der zulässigen 
Wohnbebauung auswirken. Hiermit sind insbesonde-
re die Schlafräume in den Nachtstunden gemeint. Es 

wurden dafür Messungen an verschiedenen Stellen und 
mit verschiedenen Abständen zu den Straßenbahnglei-
sen durchgeführt. Bei den ermittelten Werten handelt 
es sich, bezüglich der direkten Erschütterungen, um 
die maximale Schwingstärke und die Beurteilungs-
schwingstärke. Weiterhin wurde der sekundäre Luft-
schall prognostiziert. Die maximale Schwingstärke ist 
der real gemessene, höchste Erschütterungswert, die 
Beurteilungsschwingstärke berücksichtigt die Dauer 
und Häufigkeit der gemessenen Erschütterungen. Der 
sekundäre Luftschall beschreibt den Schall, der sich 
durch die Erschütterungen in den Innenräumen von 
Gebäuden über die Wände und Decken überträgt. Die 
gemessenen Werte bilden lediglich das ab, was Men-
schen in Gebäuden tatsächlich wahrnehmen können.

Durch die Prognosen wurde ermittelt, dass bei einem 
Abstand von weniger als 64 Meter zum nächstgelege-
nen Straßenbahngleis Beeinträchtigungen in den zu-
lässigen Gebäuden erwartbar sind. Bei den vorgesehe-
nen zulässigen Bebauungsgrenzen liegt der geringste 
Abstand bei 56 Metern, daher kann ein Konflikt hier 
nicht vollständig ausgeschlossen werden. In der Unter-
suchung wird aber auch auf mehrere Einschränkungen 
und Unsicherheiten der ermittelten Werte hingewiesen 
und es werden konkrete Lösungsansätze benannt.

Die zugrunde gelegten Annahmen zur Bewertung wa-
ren insgesamt eher konservativ, d.h. es wurde eine hö-
here Belastung zugrunde gelegt, um auf der sicheren 
Seite zu liegen. Da außerdem die baulichen Verbin-
dungen im Untergrund (Rohre, Leitungen etc.) bei der 
Erstellung der Untersuchung nicht hinreichend bekannt 
waren und die vorhandene Betonversiegelung Schwin-
gungen stärker überträgt, wird empfohlen, eine erneute 
Messung in der zukünftigen Baugrube anzustellen. Dort 
können die Werte erfahrungsgemäß geringer ausfallen 
als die vorher gemessenen. Des Weiteren können die 
neuen Gebäude aufgrund ihrer zusätzlichen Baumasse 
eine hemmende Wirkung auf die Erschütterung haben. 
Zudem ist es möglich, durch bauliche (technisch-kons-
truktive) Maßnahmen am Gebäude die Belastung zu 

Fachuntersuchungen

Luftbild für das B-Plan-Gebiet 11-168 (blau) und den  
Standort der Brauerei (rot) © Lohmeyer GmbH

Die Brauerei nördlich des Plangebiets verursacht Gerüche. 
Die Abbildung zeigt die vom Fachbüro prognostizierte 
Gesamtbelastung für das Plangebiet. Die Zahlenwerte 
drücken die sogenannte Geruchsstundenhäufigkeit in Prozent 
der Jahresstunden aus. Für das Plangebiet beträgt dieser 
Wert 3. In Summe ist das Plangebiet also in insgesamt 3 % 
der Jahresstunden mit Geruchsimissionen belastet. Damit 
liegen die berechneten Geruchsbelastungen deutlich 
unterhalb des Immissionswerts für Wohnbebauung der 
Geruchsimmissionsrichtlinie von 10 %.

 © Lohmeyer GmbH



WEISSENSEER WEG18

minimieren. Die in der Untersuchung genannten Anfor-
derungen könnten außerdem durch den Austausch der 
Gleisanlagen im Gebiet durch moderne, neue Berliner 
Straßenbahngleise im Rahmen der Erneuerung der 
Kreuzung eingehalten werden. Aufgrund der Ergebnis-
se dieser Untersuchung wurden diese Anforderungen 
für die betroffenen Bereiche in die textliche Festsetzun-
gen (Textliche Festsetzung Nr. 5.9) des Bebauungspla-
nes aufgenommen.

Untersuchung zur Lufthygiene  

(Luftschadstoffsituation)

Untersuchung erstellt durch Möhler + Partner Ingenieure AG,  

Stand: Juni 2022. 

Da sich das Plangebiet in unmittelbarer Nähe zu viel 
befahrenen Verkehrswegen befindet, wurden die Aus-
wirkungen der zulässigen Bebauung auf die Verteilung 
der verkehrsbedingten Luftschadstoffbelastungen im 
Gebiet untersucht. Dabei sind insbesondere Stickstoff-
oxid (NO2) und Feinstaubpartikel mit einem Durchmes-
ser unter 10 Mikrometer (µm) bzw. unter 2.5 µm relevant. 
Diese entstehen beim Kfz-Verkehr durch die Abgase, 
den Reifen- und Bremsabrieb sowie Aufwirbelung. Bei 
Straßenbahnen werden vor allem während Brems-
vorgängen durch den Abrieb von Bremse, Rad und 
Schiene Feinstaubpartikel in die Luft abgegeben. Wei-
terhin gibt es allgemeine Belastungen der Luft durch 
menschliche Aktivitäten, die unter dem Begriff der so-
genannten „Hintergrundbelastung“ zusammengefasst 
werden. Dazu zählen neben dem Kfz-Verkehr auch 
Industrie, Flugverkehr etc. Um zu prognostizieren, wie 
sich die Schadstoffe im Plangebiet künftig verteilen, 
wurde ähnlich wie bei der Geruchsuntersuchung ein 

Computermodell erstellt, mit dem anhand statistischer 
Methoden die erwartbare Verteilung der Schadstoffe 
im Gebiet simuliert wird. 

Die Ergebnisse der Untersuchung zeigen, dass die zu-
lässige Bebauung eine abschirmende Wirkung gegen-
über dem Straßenraum für das Plangebiet hat. Das 
hat zur Folge, dass sich die Belastung im Inneren des 
Plangebiets auf das Niveau der Hintergrundbelastung 
absenkt. Auch in der Umgebung insgesamt kann die 
zulässige Bebauung zu einer Absenkung des Schad-
stoffniveaus führen. Dies ist der Fall, da die zulässige 
Bebauung die Windeinströmung aus Norden und Nord-
Westen reduziert und die Schadstoffe so vorrangig im 
Straßenraum verbleiben und nicht mit dem Wind in das 
Gebiet verteilt werden. Einzig an den ganz im Süd-
Osten gelegenen Gebäuden der Kleingartenanlage 
Langes Höhe e.V. wurde eine leichte Erhöhung der Be-
lastung prognostiziert. Diese liegt jedoch nach wie vor 
deutlich unter den Jahresmittelgrenzwerten. Aufgrund 
der vorhandenen Kleingartennutzung wird davon aus-
gegangen, dass hier keine dauerhafte Wohnnutzung 
vorliegt. Somit steht dem Bebauungsplan seitens der 
lufthygienischen Untersuchung nichts im Wege – die zu-
lässige Bebauung wirkt sich sogar positiv auf die Luft-
qualität im Gebiet aus.

Natur und Artenschutz

Baumkataster

Untersuchung erstellt durch Stefan Wallmann Landschaftsarchitekten 

BDLA, Stand: Juni 2020. 

Im Rahmen der gutachterlichen Bewertungen des 
Plangebiets wurde der vorhandene Bestand an Bäu-

men kartiert und untersucht. Dazu wurde auf bereits 
verfügbare Daten zurückgegriffen und eine Begehung 
Mitte des Jahres 2020 durchgeführt. Die Bäume wur-
den nach Gattung und Art bestimmt sowie ihr Stamm-
umfang und Kronendurchmesser erfasst. Anhand die-
ser Kriterien lassen sich Alter, Gesundheitszustand und 
die Ausdehnung der Wurzeln (anhand der Baumkrone) 
abschätzen. Die gesetzliche Grundlage zur Bewertung 
bildet die Anlage 2 der Berliner Baumschutzverord-
nung (BaumSchVO). 

Auf dem Gelände wurden 2020 insgesamt 239 Einzel-
bäume   erfasst, die sich auf 30 verschiedene Baum-
arten aufteilen. Den Hauptbestand bilden Pappeln 
(Populus hybrida) und Eschen-Ahorn (Acer negundo). 
Häufig sind zudem Rosskastanien (Aesculus hippo-
castaum) sowie weitere Pappel- und Ahornarten. Den 
Restbestand bilden Einzelexemplare von häufigen 
Stadtbaumarten wie z.B. Linden, Birken, Platanen etc. 
Nach den Regelungen der BaumSchVO stehen 180 der 
Bäume unter Schutz.  Unter Schutz stehen Bäume, de-
ren Stammumfang, gemessen in einer Höhe von 1,30 m, 
mehr als 80 Zentimeter umfasst. Arbeiten an geschütz-
ten Bäumen oder eine Baumfällung müssen vorher bei 
der zuständigen Stelle des Bezirksamtes Lichtenberg 
beantragt werden. 

Faunistische Untersuchungen und Artenschutzprüfung 

Untersuchung erstellt durch Stefan Wallmann Landschaftsarchitekten 

BDLA, Stand: Dezember 2020. Aktualisierte artenschutzrechtliche Stel-

lungnahme erstellt durch Myotis- Berlin GmbH, Stand: September 2024. 

Bereits in 2020 fand eine faunistische Artenschutzun-
tersuchung im Plangebiet statt. Ziel der Untersuchung 
ist die Feststellung, ob es Vorkommen besonders ge-

Fachuntersuchungen
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schützter Brutvögel, der Zauneidechse, oder von Fle-
dermäusen gibt. Rechtliche Grundlage stellen hier das 
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) und die Vogel-
schutzrichtlinie dar. Die Rote Liste der Brutvögel von 
Berlin wurde als Bewertungshilfe hinzugezogen. Das 
Gelände wurde unter Bedingungen untersucht, welche 
ein Antreffen der jeweiligen Arten begünstigten. 

Im Gebiet wurden insgesamt zehn Brutvogelarten nach-
gewiesen. Um die ansässigen Brutvögel zu schützen, 
greift ein gesetzliches Zugriffsverbot: In der Brutzeit von 
Anfang März bis Ende September ist eine Baufeldfrei-
machung (Gebäudeabriss, Entfernen der Vegetation 
usw.) untersagt. Im Falle des Hausrotschwanz (Phoe-
nicurus ochrurus) greift eine besondere Regelung: Da 
diese Art an einen bestimmten Nistplatz gebunden ist, 
wird eine Ausgleichsmaßnahme in Form eines Nist-
kastens in unmittelbarer Nähe zum Gebiet erforder-
lich. Die Umsiedlung ist mittlerweile erfolgt. Darüber 
hinaus wurden im Gebiet keine weiteren Konflikte mit 
den vorhandenen Brutvogelarten nachgewiesen. Die 
übrigen Arten sind nicht an einen bestimmten Nistplatz 
gebunden. Die nachgewiesenen Brutvogelarten gelten 
mehrheitlich als nicht streng geschützt. Zauneidechsen 
wurden auf dem Gelände nicht nachgewiesen. Die Be-
dingungen vor Ort stellen außerdem keinen potenziel-
len Lebensraum für sie dar. Auch Fledermausquartiere 
konnten nicht nachgewiesen werden. Die derzeitigen 
Gegebenheiten stellen auch für diese Tierart keinen 
geeigneten Lebensraum dar. Nur die Zwergfledermaus 
(Pipistrellus pipistrellus) nutzt das Gebiet zur Jagd. 
Hierbei stellt die zulässige Bebauung gemäß Bebau-
ungsplan jedoch keinen Konflikt dar. Die Zwergfleder-
maus ist vergleichsweise wenig störungsempfindlich 
und kann sich gut an neue Umgebungen anpassen. So-
gar bei Wegfall der bisherigen Jagdumgebung im Be-
reich des Plangebiets verschlechtert sich die Situation 
für die Zwergfledermaus nicht erheblich, da sie schnell 
neue Jagdreviere findet und zahlreiche Ausweichmög-
lichkeiten in der Umgebung gegeben sind.

Für die im Plangebiet nachgewiesenen Brutvogelar-
ten handelt es sich um keinen gut geeigneten Lebens-
raum und kein besonderes Brutgebiet. Daher ist für sie 
durch die zulässige Bebauung keine Verschlechterung 
zu erwarten. Auch gibt es mit der Kleingartenanlage 
und dem Volkspark Prenzlauer Berg deutlich attrak-
tivere Ausweichgebiete für sie. Durch die neu entste-
henden bepflanzten Flächen in direkter Nachbarschaft 
zur Kleingartenanlage und deren Gestaltung werden 
sogar bessere Nahrungs- und Lebensräume für die 
vorkommenden Vogelarten geschaffen, als derzeit im 
Plangebiet vorhanden sind. Unabhängig von den Re-
gelungen im Bebauungsplan sind auch bei der Vor-
habenzulassung die artenschutzrechtlichen Verbote zu 
beachten. Beispielsweise ist das Vogelschlagrisiko an 
Glas und eine Beeinträchtigung durch Beleuchtung bei 
der künftigen Bebauung zu betrachten.  

Orientierende Bodenuntersuchung

Untersuchung erstellt durch GuD Geotechnik und Dynamik Consult GmbH, 

Stand: Januar 2021

Zur Beurteilung der Beschaffenheit des Bodens im 
Plangebiet wurde eine Bodenuntersuchung durchge-
führt. Hier wurde auf die Schadstoffbelastung und die 
Versickerungsfähigkeit von Niederschlagswasser hin 
geprüft. Die rechtliche Grundlage für die Prüfung ist die 
Berliner Bodenschutzverordnung (BBodSchV). 

Es wurden auf das Gebiet verteilt 42 Kleinbohrungen 
bis zu einem Meter Tiefe durchgeführt, Bodenpro-
ben entnommen und im Labor untersucht. Bei keiner 

der Bohrungen wurde auf Grundwasser gestoßen. 
Die Auswertung der Proben zeigte ein Überschreiten 
der bedenklichen Grenzwerte für mehrere Gefahren-
stoffe. Dazu zählten insbesondere Blei, Quecksilber, 
PCB (Weichmacher), und Benzoapyren (kurz: BaP, ein 
krebserregender Stoff, der bei Verbrennungsprozessen 
entsteht). Eine Versickerung durch den bestehenden 
Boden ist aufgrund dieser Belastungen nicht ohne wei-
teres möglich. Allerdings stellen nicht nur die Belastun-
gen ein Hindernis dar, sondern auch die Beschaffen-
heit des Bodens selbst: Ein Versickerungsversuch wurde 
aufgrund der schlechten Bodenverhältnisse abgebro-
chen, da keine nennenswerten Versickerungsleistungen 
des Bodens nachgewiesen werden konnten. Das hängt 
damit zusammen, dass der Boden durch seine Zusam-
mensetzung, starke Verdichtung und die zusätzlichen 
Aufschüttungen im Laufe der Jahre (z.B. Kriegsschutt 
nach dem 2. Weltkrieg) kaum Wasser aufnimmt. 

Da davon ausgegangen wird, dass der oberflächenna-
he, belastete Boden im Rahmen der Bauarbeiten größ-
tenteils abgetragen wird, entstehen im Rahmen des Be-
bauungsplans keine Konflikte. Es wird jedoch aufgrund 
der orientierenden Untersuchungen eine baubeglei-
tende Prüfung der abgetragenen Böden empfohlen. 
Dieser muss unter Umständen als gefährlicher Abfall 
eingestuft und fachgerecht entsorgt werden. Außerdem 
ist bei der Nutzung eines Schulstandortes besondere 
Vorsicht geboten und es sind die Ergebnisse der Unter-
suchung besonders zu berücksichtigen. 

Konzept zum Umgang mit Regenwasser

Untersuchung erstellt vom Landschaftsarchitektur- und Planungsbüro Grup-

pe F. – Freiraum für alle GmbH, Stand: 15.08.2023 

In Berlin gilt der Grundsatz, dass Regenwasser auf dem 
Grundstück zu bewirtschaften ist. Das heißt, dass anfal-
lendes Regenwasser auf dem Gelände entweder ge-
speichert, über den Boden versickert, oder über Pflan-
zen und Wasserflächen verdunstet werden soll. Nur in 
besonders begründeten Ausnahmefällen ist es zulässig, 
Regenwasser in die Kanalisation einzuleiten. Hinter-
grund ist, dass der natürliche Wasserkreislauf gestärkt 
werden soll und die Kanalisation innerhalb Berlins ins-
besondere bei Starkregenereignissen häufig überlastet 
ist. Auch in Hinblick auf den Klimawandel ist es notwen-
dig, mit dem Regenwasser dort umzugehen wo es an-
fällt und es für verschiedene Zwecke nachhaltig nutzbar 
zu machen. Die Vorgabe dafür bildet das Hinweisblatt 
zur Begrenzung von Regenwassereinleitungen bei Bau-
vorhaben in Berlin (BReWa-BE). Unter Berücksichtigung 
der Vorgabe wurde für das Planungsgebiet ein erstes 
Grobkonzept für den Umgang mit dem Regenwasser 
erstellt. Dieses bildet früh im Planungsprozess ab, wie 
sich der Ist- Zustand im Gebiet verhält, wie die zu-
lässige Bebauung sich auf den jetzigen Zustand aus-
wirkt und wie mit dem anfallenden Regenwasser in 
verschiedenen Szenarien umgegangen werden kann. 
Als Szenarien wurden betrachtet, wieviel Regenwasser 
bei einem 15-minütigem sowie bei einem 5-jährlichen, 
30-jährlichen- und einem 100-jährlichen Starkregen-
ereignis anfällt. Das anfallende Regenwasser zu ver-
sickern, ist im Plangebiet aufgrund von Schadstoff-
belastungen und der Bodenbeschaffenheit nicht ohne 
weiteres möglich (siehe Bodenuntersuchung). Daher 
wurden im Grobkonzept die Rückhaltung von Regen-
wasser auf Retentions- und Gründächern auf den zu-
lässigen Gebäuden und ergänzende Maßnahmen be-
trachtet. Die ergänzenden Maßnahmen sind einerseits 
Zisternen zum Speichern des Wassers und andererseits 
abgedichtete Mulden oder abgesenkte Flächen im 
privaten Freiraum. Dort kann das Wasser zwischenge-
speichert und verdunstet werden. Da sie nur bei starken 

-> kurz erklärt

Was ist ein Umweltbericht?

Ein Umweltbericht ist ein zentraler Bestandteil 
des Bebauungsplanverfahrens, der die poten-
ziellen Umweltauswirkungen einer geplanten 
Maßnahme detailliert darstellt und bewertet.  
Nach § 2a BauGB ist der Umweltbericht in der 
Bauleitplanung Teil der Begründung eines Be-
bauungsplans. 

Ziel des Berichts ist es, die Umweltauswirkungen 
auf verschiedene Schutzgüter wie Tiere, Pflan-
zen, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und das 
Wirkungsgefüge zwischen ihnen sowie die Land-
schaft und die biologische Vielfalt systematisch 
zu untersuchen. Die Schutzgüterbetrachtung 
speist sich aus folglich aus den nebenstehen-
den Fachuntersuchungen. Dabei werden nicht 
nur mögliche negative Einflüsse identifiziert, 
sondern auch Maßnahmen zur Vermeidung, 
Minderung oder zum Ausgleich von Beeinträch-
tigungen vorgeschlagen. Der Umweltbericht ist 
Teil der Umweltprüfung, die eine Pflichtaufga-
be im Bauleitplanverfahren darstellt und für die 
Entscheidungsfindung unerlässlich ist. Er wird öf-
fentlich zugänglich gemacht, sodass sowohl die 
betroffenen Behörden als auch die Bevölkerung 
die Möglichkeit haben, Einsicht zu nehmen und 
Stellungnahmen abzugeben. 
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Regenfällen beansprucht werden, können sie auch als 
Grün- und Freiflächen gestaltet werden. Das Grobkon-
zept zeigt, dass ein Umgang mit dem Regenwasser im 
Plangebiet möglich ist und welche Volumen- und Flä-
chenbedarfe dafür mitgedacht und in der Gestaltung 
konkretisiert werden müssen. 

Schalltechnische Untersuchung

Untersuchung erstellt durch ALB - Akustiklabor Büro, Stand: August 2024.

Zur Ermittlung der erwartbaren Lärmbelastung im Plan-
gebiet wurde im August 2024 eine schalltechnische 
Untersuchung angefertigt. Hier wird auf die gesetzli-
chen gesetzlichen Regelungen zum Immissionsschutz-
recht hin untersucht, wie sich der auf das Gebiet ein-
wirkende Schall/Lärm auf die im Plangebiet zulässigen 
Nutzungen auswirken würde. Aus der Untersuchung er-
gibt sich einerseits, welchen Lärmbelastungen die zu-
künftigen Bewohnenden in den verschiedenen Etagen 
der Gebäude ausgesetzt sein würden. Dargestellt wird 
auch, wie die zulässigen Gebäude sich auf den Schall 
in der unmittelbaren Umgebung und die umliegenden 
Wohngebäude auswirken. Die Auswirkungen entstehen 
zum Beispiel dadurch, dass Fassaden Schall zurück-
werfen und verstärken können (Gleiches passiert bei 
einem Echo in den Bergen). 

Die auf das Gebiet wirkenden Geräusche, entstehen 
durch die verschiedenen Nutzungen in der Umgebung. 
Namentlich sind diese: Verkehrsgeräusche, Gewerbe-
lärm, Freizeitlärm und Sportlärm. Eine hier zu beach-
tende Besonderheit ist, dass unterschiedliche Lärm-
arten als unterschiedlich störend empfunden werden. 
Zum Beispiel wird das Aufheulen eines Motorrads im 
Vergleich störender empfunden als jubelnde Menschen 
bei einem Tennis-Turnier – auch wenn beides gleich 
laut ist. Ein wichtiger Faktor für neu entstehenden Schall 
im Gebiet ist die zulässige Quartiersgarage. Sie findet 
daher in der Untersuchung besondere Beachtung. 

Um zu zeigen, wie sich der Schall verteilt, wurde ein 3D-
Modell der zulässigen Gebäude am Computer erstellt 
und anhand verschiedener Szenarien (mit/ ohne die 
zulässige Bebauung; verschiedene Lärmquellen, ver-
schiedene Lärmpegel, Tageszeiten, etc.) untersucht. Die 
zugrunde liegenden Daten zur Modellierung ergeben 
sich aus vorhergegangenen Schallberechnungen (zum 
Beispiel an Verkehrsknotenpunkten im umliegenden 
Gebiet) und den Grenz- und Richtwerten für Dezibel 
(kurz: dB; Maßeinheit für Lautstärke) aus mehreren Re-
gelungen (BImSchG, Verordnungen, DIN-Normen usw.). 

Grundlage der Untersuchung waren der Bebauungs-
planentwurf unter Berücksichtigung möglicher Bebau-
ungen und der vorgesehenen Festsetzung verschiede-
ner Maximal- und Mindesthöhen. Es wurde untersucht, 
wie laut die verschiedenen Geräusche an verschiede-
nen Orten im Gebiet und an den Hausfassaden auf 
verschiedenen Etagen wahrnehmbar wären. Diese Un-
tersuchungen wurden auch für die bereits bestehenden 
Gebäude in der Umgebung durchgeführt.

Im Ergebnis der Untersuchung stellen die zu erwarten-
den Lärmauswirkungen grundsätzlich kein Hindernis für 
den Bebauungsplan dar. Die Untersuchung gibt viel-
mehr die Grundlage dafür, was es aus schalltechni-
scher Sicht bei der Festsetzung des Bebauungsplanes 
zu beachten gilt, damit es so ruhig wie möglich bleibt: 
Welcher Grundriss ist schalltechnisch sinnvoll oder not-
wendig? Wie müssen die Räume in den Wohnungen 
angeordnet sein? An welcher Stelle müssen besondere 
Materialien oder Fenster verwendet werden? Die Er-
gebnisse der schalltechnischen Untersuchung haben 
Einfluss auf die Verteilung der Räume innerhalb der 

neuen Wohneinheiten. Aufgrund der Ergebnisse der 
schalltechnischen Untersuchung werden textliche Fest-
setzungen im Bebauungsplan getroffen, die es dann 
bei Bauvorhaben zu beachten gilt. Besonders für die 
Bebauung in der Nähe zum Kreuzungsbereich, da hier 
die schalltechnischen Orientierungswerte überschrit-
ten werden und daher schallmindernde Maßnahmen 
notwendig werden. Z.B. sind die Grundrisse der Woh-
nungen sind so anzuordnen, dass die Möglichkeit be-
steht, Schlafräume zu einer ruhigen Seite, in der Regel 
dem Innenhof auszurichten. Außenwohnbereiche, wie 
Loggien, Balkone oder Terrassen, müssen teilweise 
aufgrund des Lärms geschlossen gebaut werden, da 
sonst die durch die Vorschriften vorgegebenen Werte 
überschritten werden. 

Ergebnisse der Eingriffs- und  

Ausgleichsbilanzierung

Bilanzierung erstellt durch Stefan Wallmann Landschaftsarchitekten, Stand: 

Oktober 2023 

Bei der Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung handelt es 
sich um eine Bewertung, in der insgesamt betrachtet 
wird, inwieweit sich die zulässige Bebauung positiv 
oder negativ auf die verschiedenen Schutzgüter der 
Umwelt auswirken. Bei den hier betrachteten Schutzgü-
tern handelt es sich um: Boden, Wasser, Klima, Pflan-
zen und Tiere sowie das Landschafts- bzw. Stadtbild. 
Für die Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung sind die Er-
gebnisse aus den verschiedenen, im Vorfeld durchge-
führten Untersuchungen maßgeblich und ermöglichen 
diese erst. Sie werden durch sie zusammengeführt und 
einer Gesamtbetrachtung unterzogen. Im Zuge des 
Bebauungsplanverfahrens wurde geprüft, welche Ein-
griffe vermieden werden können und ob bzw. wie un-
vermeidbare Eingriffe ausgeglichen werden können. 
Hierzu wurden verschiedene Festsetzungen, z.B. zu 
Baumpflanzungen, getroffen. Die rechtliche Grundla-
ge bildet das Baugesetzbuch (§ 1a) in Verbindung mit 
dem Bundesnaturschutzgesetz. Die im Rahmen des 
Bebauungsplans durchgeführte Bilanzierung orientiert 
sich am „Berliner Leitfaden zur Bewertung und Bilan-
zierung von Eingriffen“ (Senatsverwaltung für Umwelt, 
Verkehr und Klimaschutz, 2020) und wurde im soge-
nannten „ausführlichen Verfahren“ durchgeführt.  In der 
Bilanzierung wurde das gesamte Plangebiet betrach-
tet. Dabei wird der Schulstandort gesondert vom übri-
gen Plangebiet betrachtet, da sich die zwei Bereiche 
unterscheiden.

Bei der Fläche für die Wohnbebauung und Quartiers-
garage handelt es sich derzeit vorrangig um eine 
versiegelte Verkehrsfläche. In diesem Bereich hat die 
künftige Entwicklung einen insgesamt positiven Ein-
fluss auf den Naturhaushalt. Der Wert der Fläche für 
die Umwelt ist derzeit sehr gering: Regenwasser kann 
nicht versickern und fließt komplett in die Kanalisation 
ab, es ist kein attraktiver Lebensraum für die Tier- und 
Pflanzenwelt, usw.

Durch die zulässige Bebauung wird im Ergebnis insge-
samt weniger Grundfläche versiegelt sein als momen-
tan. Für eine positive Bilanz müssen die Gebäude mit 
Gründächern ausgestattet werden und die Grünflächen 
so geplant sein, dass sie Regenwasser zurückhalten und 
versickern bzw. verdunsten können. Die zulässigen Ge-
bäude mindern erheblich die Ausbreitung des Lärms, 
der durch die angrenzenden Hauptverkehrsstraßen ent-
steht. Für die Tierwelt ist durch die Bebauung langfristig 
eher eine Lebensraumaufwertung als ein Verlust zu er-
warten, da es mehr Grünflächen und Rückzugsmöglich-
keiten in der Bepflanzung geben wird.

-> kurz erklärt

Wie wird Lautstärke empfunden und gemessen?

Die Wahrnehmung der Lautstärke ist subjektiv und 
hängt auch vom eigenen Hörvermögen ab. Eine 
Erhöhung des Schalldruckpegels um 10 Dezibel 
(dB(A)) wird subjektiv als Verdoppelung der Laut-
stärke wahrgenommen. 60 dB(A) werden deshalb 
als ungefähr doppelt so laut wie 50 dB(A) wahr-
genommen. dB(A) ist die Einheit für Lautstärke, 
die dem menschlichen Hörempfinden entspricht. 
Die A-Bewertung dämpft tiefe Frequenzen in der 
Messung, da diese vom Menschen als weniger laut 
empfunden werden.

Die Abgrenzung, ab wann ein Geräusch als Lärm 
empfunden wird, ist nicht ohne weiteres mit physi-
kalischen Messwerten belegbar. Besuchende eines 
Rockkonzertes empfinden das Konzert trotz hoher 
Pegel nicht als Lärm, sondern eher als (laute) Ver-
anstaltung, welche ihnen Spaß bereitet – im Ge-
gensatz zu Anwohnenden, die sich durch das in der 
Nähe der eigenen Wohnung stattfindende Konzert 
gestört fühlen und dies als Belästigung bewerten. 
Ein tropfender, an sich „leiser“ Wasserhahn kann 
nachts am Einschlafen hindern. Die Grenzen zwi-
schen dem, was „Lärm“ und was „kein Lärm“ ist, 
sind daher nicht ohne weiteres zu ziehen. Hierbei 
stellen neben der Geräuschquelle selbst mit ihren 
physikalischen Eigenschaften auch Erwartungs-
haltung, subjektive Einstellung zur Geräuschquel-
le und Sensibilisierung des betroffenen Menschen 
entscheidende Faktoren dar.

Beispiele für Schallquellen und zugehörige 
Schallleistungspegelbereiche (Geräuschpegel)

© AG.URBAN (Vorlage: Berliner Leitfaden Lärmschutz in der 
verbindlichen Bauleitplanung 2021)
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Prognose des Verkehrslärms nachts entsprechend der maximal zulässigen Gebäudehöhen 
gemäß Bebauungsplanentwurf im Plangebiet. (Bild oben/unten mit Blickrichtung 
Nordosten/Südwesten) © ALB Akustiklabor Berlin

Prognose des Verkehrslärms tagsüber entsprechend der maximal zulässigen Gebäudehöhen 
gemäß Bebauungsplanentwurf im Plangebiet. (Bild oben/unten mit Blickrichtung 
Nordosten/Südwesten) © ALB Akustiklabor Berlin

Anders verhält es sich mit dem Schulstandort: Hier wird 
die ehemals unversiegelte Fläche neuversiegelt. Ob-
wohl die Schule ebenfalls Gründächer aufweisen muss 
und auch hier eine schonende zulässige Bebauung hin-
sichtlich des Wasserhaushaltes (Versickerung über den 
Boden und Rückhaltung des Abflusses in die Kanalisa-
tion) erforderlich ist, verschlechtert sich der Naturhaus-
halt. Insbesondere die Schutzgüter Boden, Wasser und 
Klima werden negativ beeinflusst. Der für den Schulbau 
vorgesehene Standort liegt rechtlich außerdem im so-
genannten Außenbereich. Dies führt dazu, dass auch 
rechtlich der Eingriff in Natur und Landschaft höher ist 
als in bereits bebauten Bereichen. Betrachtet man das 
Plangebiet jedoch insgesamt, gleichen einige der po-
sitiven Effekte auf der Fläche der Wohnbebauung die 
negativen auf denen des Schulstandortes aus. Es wer-
den insgesamt sogar 559 m² netto entsiegelt.
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-> kurz erklärt

Was ist eigentlich eine Machbarkeitsstudie?

In einer Machbarkeitsstudie werden mögliche 
Lösungsansätze für ein Projekt hinsichtlich ihrer 
Durchführbarkeit überprüft. Die Studie wird 
idealerweise in einer frühen Phase des Projekts 
bzw. des Vorhabens durchgeführt, um Heraus-
forderungen und Hindernisse frühestmöglich 
erkennen zu können. Es werden Lösungsan-
sätze analysiert, Risiken erkannt und Erfolgs-
aussichten abgeschätzt. Machbarkeitsstudien 
liefern somit eine Entscheidungsgrundlage, ob 
und wie das Projekt realisiert werden kann. Das 
Ergebnis einer Studie kann auch sein, dass kon-
kret von der Durchführung bestimmter Varian-
ten eines Projekts abgeraten wird. 

Schulstandort

EIN NEUER STANDORT 
FÜR SCHULE UND SPORT  

Im Plangebiet wird durch den Bebauungsplan nicht nur dringend benötigter Wohnraum zugelassen, sondern 
auch eine dreizügige Grundschule. Die Planung der Grundschule erwies sich als große Herausforderung. Bei 
begrenztem Flächenangebot heißt es: Klug kombinieren und flächensparend planen. Die Senatsverwaltung für 
Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen wird den Grundschulstandort realisieren.

1. Schritt: Machbarkeitsstudie

Wo könnten zukünftig die optimalen Standorte für 
Schule und Sport sein? Was ist überhaupt machbar im 
Plangebiet? Diesen Fragen widmete sich bereits 2020 
die Machbarkeitsstudie zur Umsetzung eines Grund-
schulstandortes. Im ersten Schritt ging es darum, zu 
untersuchen, ob in dem Planungsgebiet eine 3-zügige 
Grundschule, d.h. drei Klassen pro Jahrgang, inklusive 
einer Sporthalle überhaupt möglich ist. 

Dabei wurden vergleichende Untersuchungen von zwei 
Teilflächen für die künftige Schule vorgenommen (s. 
Abbildung unten, Fläche 1 und 2). Betrachtet wurden 
zudem die durch den Schulbedarf verursachten so-
genannten „Folgebedarfe“ für die Mobilität (u. a. fuß-
läufige und barrierefreie Erreichbarkeit der Schule für 
die Schüler*innen, Querungsmöglichkeiten, An-/Ein-
bindung in die Umgebung etc.).  Die westlich gelegene 
Fläche (Fläche 1), neben den Tennisplätzen, ging als 
potenziell geeignetstes Schulgrundstück hervor. Dieser 
Standort entspricht auch der bevorzugten Variante im 
Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung. 

Im weiteren Planungsprozess stellte sich ein zusätzli-
cher Flächenbedarf hinsichtlich der Außensportflächen 
heraus. Anstelle des ursprünglich angedachten Klein-
sportfeldes ergab sich die Notwendigkeit, ein Groß-
sportfeld auf dem Grundstück vorzusehen. Dadurch 
bleiben deutlich weniger Freiflächen rund um das 
Schulgebäude übrig als erforderlich. Es wurden des-
halb Anfang 2021 weitere Varianten entwickelt, wel-
che die erhöhte Flächeninanspruchnahme durch das 
Großspielfeld ausgleichen. Somit kommt für die Schul-
fläche nur ein Kombinationsbau infrage. Das heißt, die 
notwendige Sporthalle muss auf oder unter der Schu-
le untergebracht werden, statt als einzelnes Gebäude 
neben der Schule.

2. Schritt: Gebäudeentwurf 

Auf Grundlage der Machbarkeitsstudie hat die beauf-
trage Arbeitsgemeinschaft aus zwei Architekturbüros* 
„ARGE 2in1“ ein Gebäude entworfen, das die Anforde-
rungen an die Grundschule und die Sportflächen kom-
biniert. Die Sporthalle wird in den Geschossen ober-
halb der drei-zügigen Grundschule integriert.

Die Entscheidung zur Errichtung der sogenannten „2-in-
1-Schule“ floss in die weitere Bearbeitung des Bebau-
ungsplanverfahrens ein.

Die Schule wird nach dem Compartmentprinzip er-
richtet. Die einzelnen Compartments sind wie eine 
„Schule-in-der-Schule“ gestaltet, die Unterrichtsräume 
und ein Teamraum für Lehrkräfte werden um ein Forum 
gruppiert und damit vielfältige Lehr- und Lernsitua-
tionen ermöglicht. Das Raumangebot umfasst zudem 
Fach- und Inklusionsräume, eine Bibliothek sowie im 
Erdgeschoss einen Mensa- und Mehrzweckraum, der 
wie die dreiteilige Sporthalle auch für die außerschuli-
sche Nutzung vorgesehen ist.

Die kompakte Gestaltung des Baukörpers ermöglicht 
auf dem relativ kleinen Grundstück ein Plus an Flächen 
für die Schulhofgestaltung. Diese bietet sowohl Bewe-
gungs- und Ruhemöglichkeiten als auch Begegnungs- 
und Austauschsorte und wird flankiert von Grünflächen.

Im Sinne des Nachhaltigen Bauens werden in der Pla-
nung u. a. eine Holzhybridbauweise, Barrierefreiheit, 
die Nutzung erneuerbarer Energien durch Photovol-
taikanlagen und Wärmepumpen, ein Regenwasser-
management und extensive Dach-begrünung berück-
sichtigt. Die Lüftung des Gebäudes wird besonders 
energieeffizient geplant und soll für frische hygienische 
Luft sorgen. Die Beleuchtung erfolgt über energiespa-
rende LED-Leuchten.

Das neue Schulgebäude wird modernes Design mit 
Nachhaltigkeit und Funktionalität kombinieren und da-
durch eine optimale Lernumgebung schaffen.

*Die „ARGE2in1“ besteht aus aus NAK Architekten 
GmbH (Numrich Albrecht Klumpp) und aim Architekten 
(Architektur Management Busse & Partner). 

Luftbild mit Markierung der Untersuchungsgebiete (Fläche 1 und Fläche 2) © SenStadt

Durch den Vergleich verschiedener Flächen im Plangebiet 
ging die westlich gelegene Fläche (Fläche 1), neben den 
Tennisplätzen, als potenziell geeignetstes Schulgrundstück 
hervor.

Die Machbarkeitsstudie wurde von dem Architekturbüro 
NKBAK Architekten Partnerschaft mbB erstellt,  
Stand November 2020.
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So könnte die Fassade der 2in1-Schule aussehen. Hier wird als Beispiel die Schule in einem innerstädtischen Kontext gezeigt. © ARGE 2in1 

Dieser Gebäudeschnitt zeigt die über den Geschossen der Schule (Unterrichtsräume u.a.) angeordnete Sporthalle. ©  ARGE 2in1 (ohne Maßstab)
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NEUES VOM WEISSENSEER WEG

Die kommunale HOWOGE Wohnungsbaugesellschaft mbH plant ein neues, klimafreundliches Quartier in Ber-
lin und hat dafür ein zweistufiges wettbewerbliches Verfahren durchgeführt. Darüber hinaus tut sich bereits 
etwas im Plangebiet: Durch einen privaten Vorhabenträger entstehen derzeit rund 130 Wohnungen.

Wettbewerbliches Verfahren zur Vergabe 

von Generalplanungsleistungen 

Begleitend zum Bebauungsplanverfahren hat die HO-
WOGE Wohnungsbaugesellschaft mbH im Dezember 
2022 ein zweistufiges wettbewerbliches Verfahren mit 
sechs teilnehmenden Büros gestartet. In der ersten Ver-
fahrensstufe sollte ein überzeugendes städtebauliches 
Konzept entwickelt werden, das im Einklang mit den 
planungsrechtlichen Vorgaben des Bebauungsplan-
entwurfs steht. Im Frühjahr 2023 hat das Auswahlgre-
mium die drei besten Entwürfe gekürt. Auf dieser Basis 
wurde die zweite Stufe des Verfahrens mit den verblie-
benen drei Büros weitergeführt. In dieser Verfahrens-
stufe stand die vertiefende Bearbeitung des architek-
tonischen Konzeptes im Fokus. Im Juli 2023 überzeugte 
die Arbeitsgemeinschaft DMSW architekten / DGI 
Bauwerk in Kooperation mit Rehwaldt Landschaftsar-
chitekten mit ihrem Entwurf das Auswahlgremium. 

Der Siegerentwurf gibt der neu entstehenden Nach-
barschaft ein Gesicht: Das Quartier bietet vielfältige 
Wohnformen für unterschiedliche Familien- und Le-
benskonstellation, u. a. auch Wohnen für Studierende. 
Eine Quartiersgarage trägt dazu bei, dass das Innere 
des Quartiers fußgängerfreundlich und größtenteils 
autofrei ist. 

Das Quartier wird durch unterschiedliche Gebäude-
typen geprägt. Im Norden entstehen Punkthäuser, im 

Süden eine Blockrandstruktur; an der belebten Kreu-
zung mit Straßenbahn-Haltestelle geht diese in einen 
markanten Hochpunkt über. Dieses Hochhaus beher-
bergt in den unteren sechs Geschossen gewerbliche 
Nutzungen. 

Das Quartier ist über eine Ost-West-Wegeverbindung 
vom Weißenseer Weg aus für Fußgängerinnen und 
Fußgänger sowie Radfahrerinnen und Radfahrer zu-
gänglich. Zudem stellt eine Passage – ebenfalls nur 
für die genannten Verkehrsteilnehmenden – eine Ver-
bindung von der Hohenschönhauser Straße durch die 
Blockstruktur ins Zentrum des Quartiers her.

Die Blockrandbebauung bildet eine klare Abgrenzung 
zu den verkehrsreichen Straßen Weißenseer Weg und 
Hohenschönhauser Straße. Im Inneren des Quartiers 
geht die aufgelockerte Bebauung harmonisch in die 
grüne Kleingartensiedlung über. Die Dachflächen wer-
den entsprechend den Herausforderungen des Klima-
wandels geplant und mit Solaranlagen sowie Regen-
wasser zurückhaltenden Gründächern ausgestattet. Im 
Innenbereich des Quartiers werden die Parkplatzflä-
chen entsiegelt: Begrünte Außenanlagen mit klimaan-
gepasster Bepflanzung bieten Raum für die Stadtnatur 
sowie Orte für Zusammenkunft, Spiel und Erholung der 
gesamten Nachbarschaft.

Der Baustart ist für Mitte 2026 geplant, die Fertigstel-
lung ist bis 2029 vorgesehen. Verantwortlich für das Pro-
jekt ist die HOWOGE Wohnungsbaugesellschaft mbH.

Visualisierung der Bebauung entlang der Hohenschönhauser Straße  © DMSW Architekten

Visualisierung des künftigen Quartiers mit Blick ins „Blockinnere“ 
 © DMSW Architekten
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Lageplan vom geplanten Quartier   
© DMSW Architekten

Vogelperspektive auf das Gelände des 
geplanten B-Plan 11-168: Mittlerweile 
das Projekt des privaten Investors 
realisiert worden und fügt sich  in die 
Umgebung ein. 
© SenStadt / Dirk Laubner

Bauliche Entwicklungen im Plangebiet

Aufmerksame Beobachtende oder Anwohnende ha-
ben es bestimmt schon gesehen: Im Plangebiet tut sich 
etwas. Auf der nordöstlichen Fläche am Weißenseer 
Weg wurde bereits gebaut. Bauherrin ist jedoch nicht 
die landeseigene Wohnungsbaugesellschaft HOWO-
GE, die das restliche Wohnquartier entwickeln wird, 
sondern ein privater Vorhabenträger. Diesem gehört 
rund ein Viertel des Plangebiets, das dem Wohnen ge-
widmet ist. 

Diese Entwicklungen kommen nicht unerwartet. Bereits 
im Jahr 2016 veröffentlichte die HOWOGE Entwürfe 
für das Wohnquartier „Am Volkspark“, das größtenteils 
dem heutigen Plangebiet des B-Plans 11-168 entspricht. 
Die Bebauungsabsichten des privaten Investors waren 
zu diesem Zeitpunkt bereits Bestandteil des Wettbe-
werbs „Am Volkspark“ und wurden im Bebauungsplan-
verfahren berücksichtigt. 

Neues vom Weißenseer Weg

-> kurz erklärt

Bauen ohne B-Plan?

Wieso darf im Geltungsbereich des B-Plans 11-168 
gebaut werden, bevor der B-Plan rechtskräftig fest-
gesetzt wurde? Was passiert, wenn eine Grund-
stückseigentümerin oder ein Grundstückseigentü-
mer bauen möchte, aber noch kein beschlossener 
B-Plan vorliegt? Wie kann beurteilt werden, ob das 
Vorhaben zulässig ist?  

Szenario 1

Wenn generell kein Bebauungsplan besteht, muss 
das Baurecht im Einzelfall geprüft werden. Bau-
willige müssen verschiedene Regeln beachten, 
die im Baugesetzbuch (BauGB) stehen. In diesem 
Fall kommt § 34 BauGB zum Tragen. Dieser re-
gelt, unter welchen Bedingungen in einem bereits 
bebauten Gebiet wie am Weißenseer Weg neue 
Gebäude gebaut oder bestehende verändert 
werden dürfen. Die Hauptregel ist, dass das neue 
Bauvorhaben sich in das bestehende Ortsbild ein-
fügen muss. Das heißt, es sollte ähnlich aussehen 
wie die umliegenden Gebäude in Bezug auf Art, 
Größe, Bauweise und Nutzung. Es wird auch da-
rauf geachtet, dass die Entwicklung des Gebiets 
nicht gestört wird. Einfach ausgedrückt: Das Bau-
vorhaben muss zu dem passen, was bereits da ist. 

Szenario 2 

Wenn für die betroffene Fläche das Aufstellungs-
verfahren für einen B-Plan läuft, müssen Bauher-
rinnen und Bauherren nicht auf die rechtskräftige 
Festsetzung des B-Plans warten. Das BauGB er-
laubt ab einem bestimmten Zeitpunkt eine Vor-
abzulassung gemäß § 33. Dies ermöglicht Bau-
herrinnen und Bauherren bereits zu bauen, wenn 
erwartet wird, dass das Bauvorhaben den Festset-
zungen des zukünftigen Bebauungsplanes nicht 
widerspricht. Das Bauvorhaben wird so behan-
delt, als ob der Bebauungsplan schon fertig wäre. 
Es müssen jedoch mehrere Bedingungen erfüllt 
sein, damit eine Baugenehmigung erteilt werden 
kann. Diese sind in § 33 BauGB aufgeführt. Dieser 
Fall kommt im Plangebiet bisher nicht zum Tragen.
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WAS PASSIERT GEGENÜBER?

Auf der gegenüberliegenden Straßenseite rufen eine Bauruine und die umliegenden Grundstücke nach einer 
Neugestaltung. Es gab bereits verschiedene Anläufe die Gebiete zu entwicklenn. Nun tut sich etwas in den Ge-
bieten. Verschiedene B-Pläne regeln die Nutzung der Grundstücke.

Ein Standort mit vielen Möglichkeiten

Das Grundstück Weißenseer Weg/Konrad-Wolf-Straße 
liegt in einer exponierten Lage in Berlin und hat durch 
seine direkte Nähe zum Sportforum ein hohes Entwick-
lungspotential. Das Bezirksamt Lichtenberg von Ber-
lin hat daher im November 2001 beschlossen, für die 
Grundstücke Weißenseer Weg 51/52 und Konrad-Wolf-
Straße 45 einen Bebauungsplan mit der Bezeichnung 
11-9 aufzustellen. Anlass für den Aufstellungsbeschluss 
war die Herauslösung von Flächen entlang der Kon-
rad-Wolf-Straße die nicht mehr für sportliche Zwecke 
benötigt wurden, aus dem Gelände des Sportforums 
Hohenschönhausen. Nach Durchführung der frühzeiti-
gen Beteiligungsschritte ruhte das Bebauungsplanver-
fahren 11-9 zwischen 2003 und 2013. 

Da in den Teilbereichen des Bebauungsplanes 11-9 
unterschiedliche Planungsziele bestanden und unter-
schiedliche Themen zu klären waren, wurde 2014 eine 
Teilung in drei Bebauungsplanverfahren vorgenom-
men. Im Ergebnis der frühzeitigen Beteiligung der Öf-
fentlichkeit und der Behörden wurde eine Vielzahl von 
spezifischen Fragen aufgeworfen, die im weiteren Ver-
fahren zu klären waren.  Mit folgenden drei Geltungs-
bereichen sollten die Verfahren fortgeführt werden: 

• Bebauungsplan 11-9a für das Grundstück Weißen-
seer Weg 51-52 

• Bebauungsplan 11-9b für das Grundstück Konrad-
Wolf-Straße 45-46 

• Bebauungsplan 11-9c für das Grundstück nördlich 
der Konrad-Wolf-Straße zwischen den Grundstücken 
Konrad-Wolf-Straße 40 und 45 (Flurstücke 143 u. 153)

Die untenstehende Grafik zeigt die Abgrenzung der 
genannten Bebauungsplanverfahren. Auch wenn das 
Bebauungsplanverfahren 11-9b eingestellt wurde, wird 
hier zur besseren Verständlichkeit das ursprüngliche 
Plangebiet dargestellt. 

Der B-Plan 11-9c schafft neuen Wohnraum

Bereits seit 13. September 2022 festgesetzt ist der 
Bebauungsplan 11-9c. Mit ihm erfolgt eine planungs-
rechtliche Sicherung eines allgemeinen Wohngebiets. 
Zulässig sind maximal 5-geschossige Gebäude. Zur 
Minderung bzw. zum Ausgleich der zulässigen Ver-
siegelungen sind mindestens 50 % der Dachflächen 
(extensiv) sowie mindestens 70 % der Garagen- und 
Tiefgargendächer zu begrünen. Die Realisierung der 
zulässigen Vorhaben hat bereits begonnen. Die Woh-
nungsbaugesellschaft WBM errichtet Neubauten mit 
insgesamt 441 Wohnungen, von denen 280 Wohnungen 
öffentlich gefördert sind. Achtzig Prozent der Wohnun-
gen sind barrierefrei. Die Wohnungen werden nach-
haltig über Wärmepumpen beheizt. Ein Teil des Stroms 
dafür wird vor Ort durch Solaranlagen gewonnen. 

Bebauungsplanverfahren 11-9b beendet

Der Bebauungsplanentwurf 11-9b sah die planungs-
rechtliche Sicherung eines Mischgebiets nach § 6 
BauNVO vor. Der Standort sollte mit einer Mischung 
aus Wohnen und gewerblichen Nutzungen einen ge-
eigneten Übergang bilden. Beabsichtigt war im We-
sentlichen die Entwicklung einer Mischung aus Woh-
nen, Dienstleitungen und nicht störendem Gewerbe.

Allerdings ruhte das Verfahren für den Teilplan 11-9b 
lange, da auf dieser Teilfläche eigentümerseits zwi-
schenzeitlich die Reaktivierung des vorhandenen bau-
lichen Bestands angestrebt wurde, die auch umgesetzt 
worden ist. So sind in dem sechsgeschossigen ehema-
ligen Büro- und Geschäftshaus Konrad-Wolf-Straße 45 
mittlerweile zwei Kitas und weitere soziale Einrichtun-
gen in Form von betreutem Wohnen (Senioren-/De-
menz-WG, Eltern-Kind-Wohnen) eingerichtet worden 
und in dem achtgeschossigen ehemaligen Apartment-
haus Nr. 46 wurde eine Geflüchtetenunterkunft unter-
gebracht. 

Das Ziel des Bebauungsplans 11-9b, auf diesem Grund-
stück eine Mischnutzung aus Wohnen und Gewerbe in 
Form einer neuen Blockbebauung zu etablieren, hat 
aufgrund des wieder in Betrieb genommenen Ge-
bäudebestands an Bedeutung verloren. Die sozialen 
Nutzungen, teilweise mit wohnähnlichem Charakter, 
stellen einen adäquaten Übergang zum – mittlerweile 
festgesetzten – allgemeinen Wohngebiet im Plange-
biet 11-9c dar. Daher wurde das Bebauungsplanver-
fahren für dieses Teilgebiet 2023 eingestellt. 

Die Bebauungspläne im Überblick © SenStadt

Hat die goldenen Zeiten hinter sich:  
Das ehemalige Sport- und Kongresshotel am Sportforum 
Hohenschönhausen © AG.URBAN

Neues vom Weißenseer Weg

Weißenseer Weg 51-52 /

© Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen

Kartengrafik: SenStadt Planwerkstatt II W
Konzeption: SenStadt II W 3
Erstellt: 16.12.2024
Maßstab: 1 : 2.500 (DIN A3)

Grundlage: ALKIS, K5

0 50 m

Konrad-Wolf-Straße 45-46

B-Plan, festgesetzt

B-Plan, im Verfahren

Verfahren eingestellt
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Entlang der Konrad-Wolf-Straße entstehen über 400 Wohnungen 
auf der Grundlage des B-Plans 11-9c    
© SenStadt / Manfred Oberländer

Neues vom Weißenseer Weg

Vogelperspektive in Richtung Südwesten auf das Sportforum und den Geltunsgbereich des B-Plan 11-168 © SenStadt / Dirk Laubner

Konzept für das Grundstück Konrad-Wolf-Straße, das dem B-Plan 11-9a entspricht (Stand Juli 2024) © delusearchitects

Bebauungsplanverfahren 11-9a  

– Neustart in 2024

Nach verschiedenen Eigentumswechseln liegt nun-
mehr ein neues zwischen Eigentümerin und Bezirk ab-
gestimmtes Konzept für das Plangebiet vor. Das ur-
sprüngliche Hochhausprojekt wird nicht weiterverfolgt. 
Das neue Konzept wurde im Sommer 2024 dem zustän-
digen Ausschuss der Bezirksverordnetenversammlung 
Lichtenberg vorgestellt und positiv wahrgenommen. 

Nach den Überlegungen soll auf dem Gelände des 
ehemaligen Sporthotels an der Konrad-Wolf-Straße 
ein neues Wohnquartier entstehen. Auf rund 70 % der 
künftigen Geschossfläche sollen Wohnungen unterge-
ordnet zudem Miniapartments realisiert werden – ins-
gesamt könnten bis zu 600 Wohnungen entstehen. 

Die künftigen Gebäude sollen sieben Geschosse und 
ein Staffelgeschoss aufweisen. Am Knoten Weißenseer 
Weg/Konrad-Wolf-Straße ist in dem Konzept ein bis zu 
16 Geschosse hohes Gebäude für gewerbliche Nut-
zungen (z.B. Büros und Dienstleistungen) vorgesehen. 
Um den unbebauten Raum weitgehend von Autos frei-
zuhalten, soll eine Quartiersgarage errichtet werden. 
Oberirdische Stellplätze werden nur am Quartiersrand 
angeordnet. 

Die Sicherung eines öffentlichen Spielplatzes sowie 
einer Straßenverkehrsfläche, die der gemeinsamen 
Anbindung von Plangebiet und Sportforum an den 
Weißenseer Weg dient, sind weiterhin Teil der Planung. 
Auch Flächen für Einzelhandel sind in der Diskussion. 
Um das Bauvorhaben umzusetzen, ist weiterhin der Ab-
riss des Sporthotels erforderlich.

Auf Grundlage dieser Überlegungen soll das Bebau-
ungsplanverfahren, für das die Federführung beim Be-
zirksamt Lichtenberg liegt, fortgesetzt werden.

GSPublisherVersion 2119.0.6.75

Entwurf | Lageplan
.4

Maßstab 1:1000 | Format DIN A3 | Datum 17.07.2024

delusearchitects
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WIE GEHT ES WEITER?
Die nächsten Schritte im Bebauungsplanverfahren 11-168.

Abwägung 

Ihre Stellungnahmen und Hinweise werden ge-
prüft und anschließend abgewogen. Nach der Be-
teiligung und der Auswertung der eingegangenen 
Stellungnahmen seitens der Senatsverwaltung für 
Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen wird der Be-
bauungsplanentwurf dem Abgeordnetenhaus von 
Berlin zur Zustimmung vorgelegt. Die Bürgerinnen 
und Bürger erhalten nach Zustimmung des Abge-
ordnetenhauses zum Bebauungsplanentwurf von 
SenStadt eine Rückmeldung.

Beschluss

Nach dem Beschluss des Berliner Abgeordneten-
hauses erlässt die Senatsverwaltung eine Rechts-
verordnung und veröffentlicht sie im Gesetz- und 
Verordnungsblatt von Berlin. Damit tritt der Bebau-
ungsplan in Kraft. Der festgesetzte Plan und die zu-
gehörige Begründung werden im Geoportal Berlin 
online abrufbar sein.  

Formelle Öffentlichkeitsbeteiligung 

Der Planentwurf wird im Internet auf mein.berlin.
de veröffentlicht und ist ergänzend analog in der 
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und 
Wohnen (Württembergische Straße 6, 10707 Berlin) 
einzusehen. Mit der formellen Öffentlichkeitsbetei-
ligung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB (Baugesetzbuch) 
wird den Bürgerinnen und Bürgern die Möglichkeit 
gegeben, sich letztmalig zum Bebauungsplanent-
wurf zu äußern und eine Stellungnahme abzugeben.  

Beteiligungsmöglichkeiten

Auf der Beteiligungsseite der Senatsverwaltung 
für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen können 
Sie sich über den aktuellen Stand des Bebau-
ungsplanverfahrens informieren und während 
des Beteiligungszeitraums Ihre Stellungnahme 
zum Bebauungsplanentwurf abgeben:

www.berlin.de/sen/stadtentwicklung/
planung/bebauungsplanverfahren/
bebauungsplanverfahren-der-senatsverwaltung/
oeffentliche-auslegung/

oder Sie scannen direkt den QR-Code: 

Auf der Projektseite der Senatsverwaltung für 
Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen können 
Sie sich über das Planverfahren informieren: 

www.stadtentwicklung.berlin.de/weissenseer-weg/

oder Sie scannen direkt den QR-Code: 

-> 20.01.25 bis 19.02.25

Ihre Stellungnahme geben Sie bevorzugt digital 
auf der Beteiligungsseite der Senatsverwaltung für 
Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen ab. Scannen 
Sie dafür den oberen QR-Code auf dieser Seite.

Wichtig: Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnah-
men können unberücksichtigt bleiben! 

-> voraussichtlich 1. Quartal 2025

-> voraussichtlich Mitte 2025

Sie haben Fragen oder Anregungen?

Das Büro der AG.URBAN unterstützt die Senats-
verwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und 
Wohnen bei der Durchführung der Beteiligung 
zum Bebauungsplan 11-168 im Bezirk Berlin-
Lichtenberg.

Rufen Sie uns an unter: 

030 - 60 98 22 540 

oder schreiben Sie uns: 

weissenseer-weg@ag-urban.de
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Senatsverwaltung für Stadtentwicklung,  
Bauen und Wohnen 
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